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Zur Frage der Tilgung städtischer Anleihen.
Von Professor Dr. Bleicher, Stadtrat in Frankfurt a. M.

. t v S.chon v ° r  d™  Kriege hat man sich in Fachkreisen 
lebhaft m it dem Gedanken beschäftigt, fü r die Tilgung 
städtischer Anleihen einheitliche Grundsätze aufzustellen 
Veranlassung dazu war der Umstand, daß die Aufsichts­
behörden, von deren Genehmigung die Verzinsung und 
Tilgung der Kommunalanleihen ab hängt, auch innerhalb 
des gleichen Bundesstaates eine verschiedene Auffassung 
darüber hatten, in welchem Maße den Gemeinden die Ab­
bürdung ihrer in den letzten Jahrzehnten rasch angestie­
genen Anleiheschulden zugemutet werden kann. Es ist 
auch ohne weiteres zuzugeben, daß die Finanzlage der ein­
zelnen Gemeinden, ih r Vermögen und ihre Steuerkraft 
außerordentlich verschieden sind; woraus folgt, daß die 
Aufsichtsbehörden nicht nur bei der Frage, ob und in 
welchem Umfange Anleihen fü r außerordentliche pro­
duktive oder unproduktive Ausgaben bewilligt werden 
können, sondern auch bei der Frage der Abbürdung dieser 
Schulden von ha ll zu Fa ll entscheiden müssen. Gleichwohl 
hat sich ja  eine gewisse Verwaltungspraxis auf Grund all­
gemeiner Anweisungen der Zentralinstanzen hinsichtlich 
der vorzuschreibenden Mindesttilgungssätze herausgebildet. 
Jn den Verhandlungen des Deutschen Städtetages war 
dann die h rage aufgeworfen, ob nicht die Ausgabe eines 
einheitlichen Stadt-Anleihetyps anzustreben sei, da die 
außerordentliche Verschiedenartigkeit der Zins- und An­
leihebedingungen der einzelnen Stadtanleihen, welche in 
dem Kursmveau zum Ausdruck kommen müssen, auf diesem 
Gebiete eine ziemliche Verwirrung hervorrufe. Diese 
Bestrebungen würden gefördert durch die Beratungen über 
die Errichtung einer Städtebank, welche die Zentrali­
sierung des Kommunalkredits in Aussicht nehmen sollte 
Es ist nicht meine Absicht, auf die letztere Frage liier 
einzugehen. Ich möchte nur bemerken, daß, so sehr manches 
fü r dieses Projekt zu sprechen scheint, auf der anderen 
Seite nicht vergessen werden darf, daß die Plazierung der 
Kommunalpapiere, vielleicht abgesehen von den Stadt- 
Obligationen einiger großen, besonderen Kredit genießenden 
Städte, immer nur durch diejenigen Kanäle geschehen 
kann, welche die Verbindung m it den Banken und Bankiers 
der Provinz herstellen; nur durch diese vermögen sie einen 
weiten Privatkundenkreis zu erreichen. Ich möchte hier 
weniger auf diese P'iage der Zentralisierung des Kommunal­
kredits und die Schaffung eines einheitlichen Anleihetyps 
emgehen, als vielmehr nur die Frage erörtern, welche inneren 
Gründe fü r die verschiedene Festsetzung der Tilgungs­
satze städtischer Anleihen geltend gemacht werden können, 
Hnd Am 1'Y]elcdlc'rn Umfang eine solche je nach dem Zweck 
per Anleihe geradezu geboten erscheint. Denn das ganze 

roblem zerfällt, worauf weder in der Praxis noch in der 
w te ra tü r genügend hingewiesen wird, in zwei Teile. Zu­

nächst handelt es sich um die Festsetzung der Grundsätze, 
nach welchen eine Schuld, die zur Aufbringung der M itte l 
u r ganz bestimmte Ausgaben aufgenommen wird, i n t e r n  

getilgt werden muß. In  zweiter Linie handelt es sich um die 
Trage wie die Obligationen, die zur Aufnahme solcher 
werden ausgegeben werden sollen, wieder zurü ckgezahlt

„ i ? ? , 10 ej ne Emission von Inhaberpapieren be-
7 w , , l  n Mlti d  dienen zumeist gar nicht einem einzelnen 

' SOud.ern stelIen sJch als a l l g e m e i n e  F i -  
zelncn TÄ l 111 a 11Z a n l  e i h e n  dar, die in ihren ein- 
verUmm1 r ,verscbledenen Zwecken dienen1). Man
welche* cirU1 d ll se Jmanzanleihen eine Tilgungsdauer, 

eiche sich rechnerisch aus den verschiedenen T il-
fam?eSRiZen erf lb,t ’ d!? fü r die einzelnen durch die ge- 
skM m gedeckten Darlehenszwecke festgesetzt
sind. M it dem letztgenannten Problem hängt ein anderes 
öfter erörtertes zusammen. Da nämlich die Gemeinden 
gezwungen sind, ihre alten Schulden schrittweise zurück- 
zuzahlen, andererseits fortgesetzt neue Anleihen aufnehmen 
S  S0H e es nahe die zur Rückzahlung kommenden
von rfen nfp, 6 a^ ugebenden Anleihen anzurechnen und 
von den neuen Anleihen einen entsprechend geringeren 
Teil au^iigehen. Diese Präge hängt wieder eng m it der 
Kursbildung zusammen, da fü r die letztere die Tilgung 
von gewisser Bedeutung ist und man w ird diese Frage5 
die m einzelnen Bundesstaaten zu regeln versucht
n ie h i r- 1St’ v ° rläafig ganz allgemein zufriedenstellend 
nicht losen. Nach meiner Meinung w ird vorläufig die
stehengb le h rm  r S Iangfristlgen Kom m unalkredits be-

¡^nädist nu^durchselzen a lif^e iJ iie b te te  der'kurzirktigen 
S f  ad i r g. '. ü  &  .?“ *<=• »  - l c t r k“u Ä "
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nsDesonaere auch die Reichsbank eine Kontingentierung 
der Stadtanleihen zugunsten der Reichs- und Staatsarf 
ü f 1 ?n ,Aussi(nht genommen hatten. M it elementarer Ge- 
nisse der Städte T b  dem Kriege die Geldbedürf-
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bestimm um/ Jletra,i einer einzelnen Zweck-
. g dient (z. B Brundstücksnnleihe, Betriebnanleihe).

liier ■/ rmlr  ° r che Bestimmung, deren Erörterung
luer zu weit führen würde, ist damit zunächst nicht beabsichtig®
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leihen des Reiches übersättigt, den Städteanleihen Kurse 
bewilligt welche eigentlich von niemand erhofft werden 
konnten während der Kurs der Reichsanleihe fortgesetzt 
zurückging, daß zunächst alles beim alten geblieben ist 
Es kommt darin nur der obenerwähnte  ̂Gesichtspunkt 
zum Ausdruck, daß die einzelnen Stadteanleihen v ie lfach  
ihren b e s o n d e r e n  M a r k t  haben.

Während nun den Städten während des Krieges die
Ausgabe von Inhaber-Obligationen überhaupt verboten 
war und soweit sie vorläufige Privilegien nachgesucht 
hatten diese nur unter der Bedingung erteilt waren, daß 
sie1 als Unterlagen fü r Lombarddarlehen benutzt werden 
durften ist m it der seit Beginn des Kalenderjahres ein­
getretenen Aufhebung dieser Sperre des Anleihemarktes 
fü r  Kommunalpapiere die Präge erneut hervorgetreten, 
unter welchen Zins- und Tilgungsbedingungen sich die 
Städte ihre Anleihen genehmigen lassen sollen Es st 
vielleicht mehr wie je die Präge zu erörtern, ob fü r die 
Tilgung der Anleiheschulden die bisherigen Grundsätze 
beibehalten werden können.

Natürlich hat die verhältnismäßig überraschend ge­
kommene Mitteilung, daß die Anleihespeire fü r  K om m ^a L  
paniere aufgehoben werden soll, und die Aufforderung 
Sn die ueinetuden, sich möglichst rasch m it Privilegien 
au,m staitou wahrend bislang die Meinung vertreten war,
, , . m  . ^ iit ia n ii,ta n z e n  eine Zusammenfassung des kom­
munalen Pfnänzbedarfs und eine schrittweise, planmäßige 
Zulassung zum Anleihemarkt in Aussicht genommen hatten, 
dazu geführt daß die meisten Gemeinden ohne große Ueber- 
legung sich ’ möglichst rasch Privilegien im  alten Stile 
verschaffen, um von der Konjunktur tunlichst Nutzen 
ziehen zu können. M. E. stehen die Gemeinden heute 
aber vor einer schwerwiegenden, fü r ihre künftigen 1 - 
nanzen b e d e u t u n g s v o l l e n  E n t s c h e i d u n g .  
Denn da die Kriesgausgaben, auch soweit sie ™ r zu 
Lasten der Städte verbleiben, eine ansehnliche Hohe er­
reichen, und unter Umständen die Lage noch dadurch
erschwert wird, daß voraussichtlich die Rückzahlung der 
fü r das Reich vorgelegten Beträge insbesondere die 
Kosten fü r pamilienunterstützungen m einem lang­
sameren Tempo vor sich gehen wird, als man bei einem 
siegreicheh Ausgang des Krieges hätte erwarten dürfen, 
muß die Höhe der Tilgungssatze fü r die Kriegsschulden 
eine recht erhebliche Rolle spielen, und es muß m it allem 
Nachdruck darauf hingewiesen werden, d a ß  d ie  Ge 
m e i n d e n  a u ß e r s t a n d e  s i n d ,  s t a r k e  1 u -  
e “ 5 e n  z u  ü b e r n e h m e n .  In  Preußen haben ein­
zelne Genehmigungsbehörden fü r die durchschnittliche 
Tilgung städtischer Anleihen erheblichere Satze verlangt 
als dies in anderen Bundesstaaten üblich war Zwar ist 
verlautbart, daß auch das Preußische Ministerium des 
Innern angesichts der schwierigen Finanzlage, in welche 
die Kommunalverbände infolge der Knegsausgaben \ie  
fach geraten sind, die Frage prüfen wird, ob die gegen 
wärtig geltenden Tilgungssätze fü r Kommunal-Anleihen 
nicht eine Abänderung im Sinne einer Erleichterung er­
fahren können und insbesondere eine Herabsetzung des 
Mindesttilgungssatzes auf etwa 1 pCt. durchgeführt werden 
soll Es w ird auch angedeutet, daß fü r gewisse Anleihen, 
z B solche die dem Kleinwohnungsbau dienen sollen, 
besondere Erleichterungen gewährt werden können

Um zunächst die grundlegenden Fragen zur Diskussion 
zu stellen, beziehe ich mich auf das ReferaL welches ich 
der Konferenz der Finanzdezernenten m Düsseldorf im 
Jahre 1912 über die Tilgungsfragen städtischer Anleihen 
erstattet habe, und in welchem ich nachdmck hebst dafür 
eingetreten bin, daß es notwendig sein wird, fü r die l i l -  
gungsanleihen dreierlei Typen zu unterscheiden, fü r  welche 
grundsätzlich die Tilgungssätze nach dem Zwecke dem 
die Anleihe dient, verschieden bemessen werden müssen.

Man muß nämlich hinsichtlich der rilgungsmodahtaten 
unterscheiden: 1. unproduktive Anleihen 2. Anleihen fu 
werbende Betriebe, fü r welche m der Regel auch ent­
sprechende Rücklagen in die Erneuerungsfonds zur L r- 
zielung der notwendigen Gesamtabschreibungsquoten 
erfolgen müssen, und 3. Anleihen fü r Grunderwerb.

Soweit die Zusammenfassung des P inanzbedarfs für 
v o Ä  Zwecke in einer großen Anleihe stattfinden

soll fü r welche eine durchschnittliche Tilgung festgesetzt 
werden muß, muß unter allen Umständen im  inneren Dienste 
eine genaue Verrechnung der Tilgungsbeträge auf die ein­
zelnen Verwendungszwecke bezw. Verwaltungszweige 
durchgeführt weiden; es müssen zu diesem Ende fü r die 
einzelnen Verwendungszwecke buchmäßig besondere 1 il- 
gungskonten angelegt werden. Ich habe auch gelegen ic 1 
den Standpunkt vertreten, daß die Gemeinden mehr wie 
bisher bei ihren Finanzanleihen Rücksicht darauf nehmen
müssen, daß größere S c h w a n k u n g e n  i m  E t a t  
tunlichst vermieden werden, d. h., daß bei Aufstellung der 
Tilgungsplänefür neue Anleihen Rü cksicht genommen werden
darf auf die Abwickelung bereits bestehender Schulden. 
Die Weiterführung dieses Gedankens füh rt dazu, daß man 
den Tilgungssatz fü r eine neue Anleihe _ veränderlich, ge­
staltet, daß er unter Umständen niedrig gehalten w ird 
bis zu einem Zeitpunkt, wo eine Entlastung des Etats durch 
Fortfa ll der Tilgung älterer zur Rückzahlung gelangender 
Schulden stattfindet und dann höher angesetzt w ild . in  
der Praxis steht dem nur entgegen, daß die Börse 1 apieie 
m it einem einheitlichen Tilgungssatz vorzieht, weil die 
Kursberechnung fü r dieselbe, soweit die Auslosungschance 
in Betracht gezogen werden muß, eine einfachere ist, und 
dem Publikum der innere W ert der Anleihe klarer vor 
Aueen geführt werden kann, wenn der Tilgungssatz ein 
einheitlicher ist. Die Verhältnisse werden aber zur Be­
achtung des hier erwähnten Gesichtspunktes zwingen und 
die erwähnten Schwierigkeiten werden auch wohl dadurch 
ausgeschaltet werden können, daß man die G e s a m t - 
T i l g u n g s d a u e r  auch bei schwankenden I llgungssatzen 
so festsetzt, wie sie dem dem Zwecke der Anleihe angepaßten 
durchschnittlichen oder Normal- Fügungssatz entspricht. 
Es scheint, daß die Aufsichtsbehörden auch nicht abgeneigt 
sind, gerade fü r die Tilgung von Kriegsausgaben eine medr g 
beginnende und später stärker einsetzende I ilgung zuzu­
gestehen, worunter auch der Spezialfall begnffen wäre 
daß die Tilgung zunächst eine Reihe von Jahren uberh up 
aufgeschoben wird. W ir werden, wenn w ir fü r  die oben 
genannten Anleihe-Typen die Tilgungsfrage im^einze nen 
weiter verfolgen, im übrigen dazu kommen, daß es sachlich 
nicht berechtigt ist, fü r alle Anleihen, wie es gewöhnlich 
geschieht, einen einheitlichen Mindest-1 ilgungssatz \on  
f p C t  zu verlangen, obwohl dieser filgungssatz, der je 
nach dem Zinssatz eine Tilgungsdauer von etwas über 
oder unter 40 Jahren bedingt, vielleicht dem Grund­
gedanken Rechnung trägt, daß die Schuld ungefähr inner­
halb der Dauer einer Generation getilgt sein soll.

II .
Wenn w ir zunächst an die Frage der 1 ilgung u n -

v, r o d u k t i v e r  A n l e i h e n  herantreten, müssen w ir 
uns in erster Linie m it der Frage der Tilgung der Kncjs- 
schulden etwas näher befassen. Eine Reihe von Gemeinden 
hat bereits während des Krieges sich l  rivilegien fü r die 
F i n a n z i e r u n g  d e r  K r i e g s a u s g a b e n  bewilligen 
lassen wie oben erwähnt, m it der Bestimmung diese als 
Unterlagenfüi die Geldbeschaffung auf dem Lombardierungs­
wege zu verwenden, bis derZeitpunkt gekommen wäre eine 
Emission vorzunehmen. Diese Privilegien sind nach den t i  u He­
ren Grundsätzen m it einem Tilgungssatze vonzumeist /j> l —
bewilligt worden, und die rasche Oeftnung < ■ 
markt es hat die Beibehaltung dieser r  ilgung s s Hz een  
heischt, um eine sofortige Ausnutzung dieser Pr vilegien 
bewirken zu können. In Preußen 
für diese kommunalen Kriegsanleihen die \  lg *l ' r  
Jahre nach erfolgtem Friedensschluß n a c h |d a s s e n D  
Städte werden aber gezwungen sein, noch groß e ^ Sum 
zur Deckung ihrer eigenen Kriegsausgaben aulzunehmen, 
da dieselben während der Demobilmachungszeit noch aul ei- 
ordentlich vermehrt worden sind; namentlich sind es die 
als Nachwirkung der Revolution m ungeahnter Hohe 
hervorgetretenen Mehrausgaben fü r Teuerungszulageni an 
Beamte 1 einer Angestellte und Arbeiter, welche m vollei 
HöhTaus Steuermitteln nicht haben aufgebracht werden 
können und »um B ro te . Teil auf Anleihenhaben v £  
wiesen werden müssen in der Hoffnung, daß ein 1 eil dieser 
Ausgaben vorübergehender Natur ist und später wieder 
abgebaut werden kann. Auch noch andere Ausgaben,
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die während der Demobilmachungszeit hervorgetreten 
sind und m it den Fragen der Arbeitslosenunterstützung 
der Beschaffung von Arbeit in Form von Notstandsarbeiten’ 
den Ueberteuerungskosten bei Beschaffung von Klein­
wohnungen, den Zuschüssen fü r Beschaffung von Lebens­
mitteln, Brennstoffen und Kleidern, Zusammenhängen, 
werden auf Anleihe genommen werden müssen, da die Bei­
träge des Reichs oder Staats aus dem Kriegswohlfahrts­
fonds oder aus besonderen bereit gestellten M itte ln zur 
Deckung der Gesamtkosten nicht ausreichen. Es ist. nicht 
angängig, die je tz t noch aufzunehmenden Kriegsschulden 
m it dem Satz von 1J/2 pCt. oder 1 pCt. zu tilgen, jedenfalls 
dann nicht, wenn die bisher schon fü r solche Zwecke auf­
genommenen Anleihen m it einem solchen Tilgungssatz 
belastet sind. Der Wiederaufbau der städtischen W irt­
schaft, die außerordentliche Steigerung der sozialen Lasten 
aller A rt, der Rückgang in den Erträgnissen der städtischen 
Betriebe, die leider ih r Musterbeispiel in den vollständig 
über den Haufen geworfenen Finanzen der staatlichen 
Eisenbahnen finden, bedingen eine solche Anspannung 
der Steuerkraft der Bevökerung, daß die Tilgung der An­
leiheschulden auf ein Mindestmaß zurückgeführt werden 
muß, denn der Erhöhung der Gemeindesteuern ist selbst­
verständlich eine Grenze durch die Anspannung der Steuer­
kra ft fü r die Bedürfnisse des Reichs und des Staats 
gegeben.

Man wird sich wohl an den Gedanken gewöhnen 
müssen, daß ähnlich, wie einzelne Städte noch in dieses 
Jahrhundert hinein m it Ausgaben belastet waren, die 
ihren Ursprung aus der Zeit der napoleonischen Kriege 
herleiteten, auch die Nachwirkungen dieses Weltkrieges 
das ganze laufende Jahrhundert in Anspruch nehmen. 
Wenn man bedenkt, daß eine Schuld m it y, pCt. Am orti­
sation einschl. der ersparten Zinsen in etwa 50 bis 60 Jahren 
getilgt erscheint, darf man den Gedanken verfechten, daß 
eine y2 prozentige Tilgung f i i r  die noch aufzunehmenden 
Kriegsschulden genügen muß. Erholt sich unser W irt­
schaftsleben und unsere Finanzkraft rascher, als man heute 
zu erhoffen wagen darf, so w ird eine später einsetzende 
verstärkte Tilgung von den Gemeinden sicherlich selbst 
ins Auge gefaßt werden. Es steht auch nichts entgegen, 
daß die Privilegien m it entsprechenden Bedingungen 
belastet werden, wonach späterhin von Aufsichtswegen 
eine stärkere Tilgung als die ursprünglich vorgesehene 
verlangt werden kann, bevor die Gemeindesteuern wieder 
einen Abbau erfahren.

Ganz getrennt hiervon werden m. E. solche den Ge­
meinden noch aufgebürdeten Schulden zu betrachten 
sein, welche etwa^ noch aufgenommen werden müssen, 
weil das Reich z. Zt. noch außerstande ist, die von den 
größeren Gemeinden bezw. Lieferungsverbänden vorge­
legten Kosten der Familienunterstützungen, fü r  welche 
bisher nur ein geringer Bruchteil zurückerstattet ist zu 
finanzieren. An sich sollte man meinen, daß der fü r  die 
Rückzahlung notige Betrag von wenigen Milliarden 
Mark bei der großen Schuldenlast des Reichs keine große 
Rolle spielt. Augenblicklich scheint aber schon aus rein 
technischen Gründen der Geldbeschaffung an eine so­
fortige Rückzahlung dieser Summe noch nicht gedacht 
zu werden. Hat man ja  noch nicht einmal die Gewißheit 
erhalten, daß das Reich gewillt ist, den Zinsendienst fü r 
die von den Cremeinden vorgelegten Summen zu über­
nehmen.

Muß man schon, wie erwähnt, fü r die Abbürdung der 
Kriegslasten, welche in Ergänzung der Aufgaben des Reichs 
und des Staats, also nicht fü r  ihre eigenen Zwecke von den 
Gemeinden aufgewendet sind, und den Gemeinden ver­
bleiben werden, einen sehr niedrigen Tilgungssatz fordern, 
so muß fü r die Schulden, welche sich lediglich als V o r ­
s c h ü s s e  f ü r  d a s  R e i c h  darstellen, selbstverständ­
lich eine ganz andere A rt der Finanzierung gesucht 
werden. Zurzeit ist es den Städten bei der großen Geld­
flüssigkeit immer noch ein leichtes, die fü r diesen Zweck 
aufgenommenen schwebenden Schulden zu verlängern und 
eine Umwandlung in langfristigere Darlehen erscheint 
von diasem Standpunkte aus nicht gerade dringlich. 
Die Schwierigkeiten können aber rascher eintreten, als 
man annimmt, sobald die flüssigen Kapitalien in stär­

kerem Maße wieder fü r den Aufbau des gesamten W irt­
schaftslebens beansprucht werden und sobald die gegen­
wärtige Papierwirtschaft abgebaut werden muß. Eine 
Festlegung dieser Schulden auf längere Zeit, d. h. unter 
Abbau der Kreditw irtschaft, welche auf kurzfristigen Dar­
lehen beruht, erscheint schon um deswillen zu erwägen, 
weil bei eintretender Versteifung des Geldmarktes die 
fü r diese Zwecke aufzuwendende VerzinsunS erheblich 
steigen wird. Sollte also der Kommunalkredit zur F i­
nanzierung dieser A rt von Kriegsschulden etwa in der 
Form in Anspruch genommen werden müssen, daß die Zinsen 
vom Reich vergütet werden und die Erstattung erst, all­
mählich erfolgt, so ist es unbedingt nötig, daß das Reich 
und der Staat ihren Standpunkt verlassen, wonach die 
A u s g a b e  v o n  S c h ä t z a n w e i s u n g e n  den Städten 
verboten ist. Es ist gar kein Zweifel, daß augenblicklich der 
Markt fü r die Ausgabe von Schatzanweisungen fü r die Städte 
günstig gewesen wäre zu einer Zeit, wo die Erschütterung des 
Reichs- und Staatskredits sich in dem fortgesetzten Rück­
gang der Kriegsanleihen usw. gekennzeichnet hat. Neben­
bei bemerkt hat sich gezeigt, daß nicht etwa die Kon­
kurrenz von städtischen Papieren den Markt der Reichs­
anleihen verschlechtert hat, sondern das Verlangen nach 
Kommunalpapieren ist m it elementarer Gewalt heivor- 
getreten. weil das Publikum, von Reichs-Kriegsanleihen 
übersättigt, bei der Anlage seines Vermögens nicht alles 
auf eine Karte setzen will, und weil sich, wie schon oben 
ausgeführt, immer wieder zeigt, daß die Kommunalpapiere 
auf dem engeren und weiteren lokalen Markt ihre beson­
deren Abnehmer finden. Die Städte sind aber heute noch 
in der Lage, ohne Benutzung des offenen Anleihemarktes, 
also ohne die Ausgabe privilegierter Inhaberpapiere, 
l a n g f r i s t i g e  D a r l e h e n  von Sparkassen, Ver­
sicherungsgesellschaften und anderen Instituten zu erhalten, 
welche gioße Vermögen verwalten und augenblicklich 
geldflüssig sind. Man sollte grundsätzlich diese Form 
von Darlehen auf 5— 10 Jahre ohne Amortisation ab­
schließen und dieser Weg ist den Städten unter allen 
Umständen fü r die Fälle zu empfehlen, wo es sich um 
Kapitalien handelt, die zur Rückzahlung gelangen weiden. 
D ie  K r i e g s z e i t  h a t  e b e n  a u s  d e n  V e r h ä l t ­
n i s s e n  he r a u s  d e n  B e g r i f f  d e r  s c h w e b e n d e n  
S c h u l d  w e s e n t l i c h  e r w e i t e r t :  eine Reihe von 
Jahren hindurch sind Darlehensaufnahmen, bei denen unter 
allen Umständen ein langfristiges Schuldverhältnis zu 
erwaiten steht, nur durch schwebende Schulden, d. h. mit 
ganz kurzfristigen Krediten durchgeführt worden. Umge­
kehrt kann allerdings nun auch die Notwendigkeit her­
vortreten, Kapitalien fü r eine längere Reihe von Jahren 
aufzunehmen, obwohl fü r den Darlehensnehmer ein kurz­
fristiges Schuldverhältnis zweckdienlicher wäre, weil die 
Aussicht auf die Erstattung durch ein°n D ritW err fhch 
teten vorliegt. Sollte es dazu kommen, daß das Reich sich 
weiterhin auf diesem Gebiete des Kommunalkredits be­
dient, indem es m it der Rückerstattung der eigentlich 
ihm zur Last fallenden Summen zögert, so kann die Regu­
lierung zwischen Reich und Gemeinden in der Weise durch- 
geführt werden, daß das R e i c h  d e n  Z i n s e n d i e n s t  
ü b e r n i m m t ,  und es w ird sich eine entsprechende 
Form leicht finden lassen.

Man hat früher zugegeben, daß fü r die Kategorie der 
unproduktiven Anleihen im allgemeinen ein Mindest- 
Tilgungssatz von 1 pCt. verlangt werden könnte. W ir 
haben aber gesehen, daß fü r die Kriegsausgaben sich dieses 
starre Schema nicht empfiehlt und in dieser Richtung eine 
Korrektur einsetzen muß.

Was sodann die Tilgung unproduktiver Anleihen, die 
in n o r m a l e n  Z e i t e n  fü r gemeindliche Zwecke aufge­
nommen werden, anlangt, so pflegt man in diese Kate­
gorie Anleihen zu rechnen, deren Verzinsung und Tilgung 
nicht aus Erwerbseinkünften, d. h. aus rein wirtschaft­
lichen Betriebseinnahmen oder aus Gebühren erfolgen 
kann Eigentlich müßte man hierbei zwei Gruppen unter­
scheiden.

Bei der Gruppe Anleihen fü r N e u b a u t e n  (Ver­
waltungsgebäude, Schulen, Theatei, Bibliotheksbauten 
usw.) handelt es sich z. B. um Ausgaben, wo lediglich 
der Umstand, daß fü r die Verwendung solcher Gebäude
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"keine Miete verrechnet w ild, diese unproduktiv erscheinen-, 
während genau genommen, doch im VerWaltangsetat der 
betreffenden Verwaltungszweige die Amortisation und Ver­
zinsung des Baukapitals einzeln aufgeführt Weiden müßte, 
und fü r die Tilgung des aufgewencleten Kapitals kcVhe 
andere Erwägung maßgebend zu sein brauchte, bis 'die, wie 
hoch die Lebensdauer eines solchen Gebäudes berechnet 
wird. Wenn, wie dies doch meistens der Fall ist, die ganze 
bauliche Unterhaltung einschließlich der Ergänzung und E r­
neuerung des Mobiliars aus laufenden Mitteln bestritten 
wird ist vielfach gar kein Grund vorhanden, warum man 
eine höhere Tilgung als % pCt. verlangen soll, zumal, Wehn 
man zu den Baukosten den Grunderwerb hinzuiechnet 
und die Amortisation einer Anleihe fü r die Gesamt-Ge­
stehungskosten aufbringen soll (siehe auch unter Ziffer IV). 
Denn der Sinn der Amortisation ist doch nur der, daß bis zu 
dem Zeitpunkt, in welchem die Abnutzung der Gebäude «ö 
groß ist, daß Neubauten erforderlich werden, ü itd fü r  die 
Ersatzbauten neue Kapitalienaufgenommeü^Werden müssen, 
das alte Schuldkapital gedeckt ist-, Daß zwischenzeitlich 
m it dem Wachstum der Stadt und der Erweiterung ihrer 
Aufgaben eine Ausdehnung der Verwaltungsgebäude UsW. 
benötigt ist, und neue Kapitalien hiertür aufgenommen 
werden müssen, ist eine Sache fü r sich. Durch die stär­
kere Tilgung der ursprünglich aufgenommenen Kapitalien 
w ird ja  die Neuaufnahme solcher fü r Ergänzungsbauten 
sicherlich nicht erleichtert; diese neu auf tretenden Be­
dürfnisse sind meist auch nicht solange zurückftlhalten, 
bis die ursprünglichen Schuldkapitalien getilgt sind. Es t r i t t  
also bei dem System der gleich bleibenden Annuitäten, d. h. 
bei der A rt der Tilgung, bei welcher die Tilgufigsquoten 
"jeweils um die ersparten Zinsen wachsen, eine fortgesetzte 
Häufung an sich hoch bemessener Jahresleistungen ein. 
W ir müssen uns Vorbehalten, gelegentlich an anderer Stelle 
zu untersuchen, ob fü r gewisse Verwendungszwecke sich 
ein a n d e r e s  S y s t e m  d e r  T i l g u n g  empfiehlt 

Hierher gehören auch die Anleihen zum Bau von Kran­
kenhäusern und dergleichen, bezüglich deren im allgemeinen 
das gleiche g ilt. Nur liegt hier ein Beispiel vor, daß die 
Kosten fü i die innere Mobiliareinrichtung solcher Bauten 
(Betten und vor allem auch Instrumentalien der Spezial­
kliniken) sehr viel größere werden, und es ist vollständig 
berechtigt, wenn fü r solche Einrichtungskosten eine be­
sondere Tilgungsquote, vielleicht von 5 pCt., verlangt wird. 
Die geringere Tilgung fü r den Grund und Bodenwert und 
das Baukapital der Gebäude einerseits, die stärkere T il­
gung fü r innere Ausstattung andererseits, mag in solchem 
Falle in dem verlangten Mindesttilgungssatz von 1 pCt., 
bisher 1% pCt., fü r die Tilgung einer Anleihe zum Bau 
eines Krankenhauses sich ausgleichen; fü r die innere 
V e r r e c h n u n g  g e n ü g t  d i e s e  s c h e m a t i s c h e  
B e h a n d l u n g  n i c h t .  1 j v«

Zu einer weiteren Gruppe unproduktiver Anleihen 
gehören nun solche, bei welchen tatsächlich Veranschlagun­
gen fü r den Benutzungswert auf Grund der Gestehungs­
kosten nicht möglich sind, und bei welchen man h o h e  
A m o r t i s a t i o n s q u o t e n  verlangt, damit eine rasche 
Tilgung erfolgt. Typische Beispiele hierfür sind einmalige 
große Ausgaben fü r rückständige Straßenpflasterungen und 
dergleichen, deren Kosten eigentlich ganz dem Ordinarium 
zur Last gelegt werden sollten, oder einmalige Ausgaben 
fü r die Automobilisierung der Feuerwehr, wenn diese nicht 
allmählich aus M itte ln des Etats sondern auf einmal durch­
geführt werden soll. In  beiden Fällen kann empfohlen 
werden, daß zur Bestreitung eines größeren Ausgabebedarfs 
eine V o r s c h u ß - A n l e i h e  gemacht wird, welche in 
einer kürzeren Reihe von Jahren je  nach dem Zwecke aus 
dem allgemeinen E ta t ratenweise getilgt wird. Es empfiehlt 
sich hierfür der Weg der Aufnahme von Kapitalien bei 
der eigenen Gemeinde-Sparkasse an Stelle der Auf­
nahme des Betrags in eine gemischte Anleihe, welche 
durch Inhaberpapiere m it Normaltilgungssätzen getilgt 
werden müßte.

Solche kurzfristige Anleihen fü r unproduktive Aus­
gaben letztgenannter A rt sind auch durchaus berechtigt, 
und es muß bei dieser Gelegenheit darauf hingewiesen 
werden, daß es auf einer vollständig mißverständlichen 
Auffassung der ganzen Sache beruht, wenn in der L iteratur

m it Nächdrück verkündet wird, solche Ausgaben sollten 
aus,eineh) F ' ö n d s  bestritten werden, weil dieser Weg der 
'„billigere”  sei. Richtig ist nur, daß man besser tu t m it  Aus­
gaben wenn möglich zu warten, bis aus dem ordentlichen 
E ta t die nötigen M ittel in einem Fonds angesammelt sind. 
Rechnerisch abei kann, wenn man m it Zins und Zmses 
zinsen zu rechnen versteht, ein Unterschied zwischen det 
Bestreitung vön unproduktiven Ausgaben aus Darlehen 
oder Fonds überhaupt nicht seih. Es ist selbstverständlich, 
daß, Wenn eine Ausgabe erst dänh geleistet wird, wenn 
die M itte l hierzu in eihejn besonderen Fonds, angesammelt 
sind, dieses wirtschaftlicher ist, als wenn, ich im gleichet! 
Zeitpunkt erst eine Anleihe hierfür aufhehhien hipB. Der 
wesentliche Punkt liegt, abel' darin, daß ebeh der Zeit­
punkt zur Bestreitung dieser Ausgaben hat aufgeschoben 
Weiden können, bis ein Fonds angesammelt war, und dar­
über braucht man nicht zu sprechen, daß dei Aufschub 
einer Ausgabe' an sich ein Vorteil ist. Die Ansammlung 
eines Fonds hat aber selbstverständlich hur geschehen 
können, Wenn die darin angesämmelten Beträge irgend­
einem anderen Zwecke entfremdet Worden oder deh 
UeberschüsSeh entn'omftieh sind. Es handelt sich also nur 
um eine z e i t l i c h e  V e r s c h i e b u n g Tn der Erfülluhg 
verschiedener Aufgaben, und die leider in der Literatur 
erhobene Fragestellung, öb die F'ohdsbilduhg billiger ist 
als eine Darlehensaufnahme, zeigt w irklich von schiefer Be­
handlung der ganzen Frage. Man kann sogar d ie B b rh l 
wählen, daß ein Darlehen aufgehoftihieh wird zur Schal­
tung eines Straßenpflasterhhgsföhds, aus welchem die 
Straßenbaukosteh, je nach Bedarf entnommen werden, 
während dein Ordinarium gleichmäßig die Verzinsung 
uttd Tilgung des Darlehens belastet wird. Man wird 
allgemein den Grundsatz auf st eilen können, daß h 1 n - 
s i c h t l i c h  d e r  u n p r o d u k t i v e n  S c h u l d e n  
e i n e t  u n 1 i c h s t  e B e s c h r ä n k u n g  s t a t t f i n d e n  
s o l l ,  und insbesondere Ausgaber, die in sehr kurzer 
F ris t sich erneuern, nicht auf langfristige Anleihen ver­
rechnet werden, daß dann aber andererseits der Tilgungs­
satz fü r unproduktive Anleiheschulden so bemessen wird, 
wie er der L e b e n s d a u e r  der Einrichtungen entspricht. 
Es ist durch diese Ausführungen wohl genügend belegt, 
daß der oben von m ir benannte Typ der unproduktiven 
Anleihen m it einem einheitlichen Mindest-Tilgungssatz nur 
so verstanden werden darf, daß es sich hierbei um che 
Festsetzung von Mindest-Tilgungssätzen fü r sogenannte 
Finanzanleihen handelt, und man nicht der Aufgabe über­
hoben wird, fü r die interne Verrechnung je nach dem ein­
zelnen Verwendungszweck besonders geartete Ab­
schreibungssätze zur Anwendung zu bringen. Diesel 
G r u n d f r a g e  fü r die Tilgung städtischer Anleihen, 
die fü r allgemeine Verwaltungszwecke aufgenommen werden, 
muß mehr Beachtung geschenkt werden. W ir müsseil 
uns Vorbehalten, an andere! Stelle sie von dein Stand­
punkte des K a p i t a l m a r k t e s  aus näher zu beleuch­
ten, denn dieser verlangt allerdings fü r das Publikum 
ein möglichst einheitliches Kommunalpapier. Es liegen 
hier also widerstreitende Interessen vor. —

' J / H I.
Hinsichtlich der fü r w i r t s c h a f t l i c h e  B e ­

t r i e b e  und ähnliche Veranstaltungen aufgenommenen 
Anleihen wird der Frage nach der Höhe des Tilgungssatzes 
eine größere Bedeutung beigelegt, als ihr zukommt; denn 
sie steht meines Erachtens trotz aller gegenteiligen Be­
hauptungen im engsten Zusammenhang m it der Höhe 
der Abschreibung und Dotierung der sogenannten Er- 
neuerungsfonds und sollte nicht unabhängig von diesen 
behandelt werden. Wenn man sich auf den Standpunkt 
stellen w ill, daß die Tilgungsquote der fü r ein Betriebswerk 
aufgenommenen Anleihe grundsätzlich nicht aus den 
Abschreibungsquoten gedeckt werden soll, weil die Tilgungs­
quote Vermögensansammlungen dient, der Erneuerungs­
fonds dagegen dem Ausgleich der Wertminderung, so käme 
man unbedingt dazu, daß fü r die Aufnahme von Anleihen, 
welche zur Finanzkaung wirtschaftlicher Betriebe dienen, 
nur ein sehr mäßiger Tikungssatz verlangt wird, während 
doch in der Praxis von den Aufsichtsbehörden gerade das 
Gegenteil geschieht und von den Städten auch geübt wird.
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Denn vom Standpunkt der Vermögensansammlung aus 
betrachtet, kann man w irklich den Gemeinden nicht zu­
muten, daß sie gezwungen sein sollten, innerhalb einei 
kurzen Frist ein neues Vermögen anzusammeln, während 
vielleicht die größten finanziellen Schwierigkeiten bestehen. 
Wenn die Abschreibungen und Rücklagen der Werke richtig 
bemessen sind, müssen aus dieser auch die mäßigen Tilgur.gs- 
quoten einer fü r die Finanzierung des Unternehmens auf­
genommenen Anleihe getragen werden können. Während 
bei privaten Betrieben das Aktienkapital eine Amortisa­
tion nicht erfährt, und die Berücksichtigung der Wert­
minderung durch die Abschreibungen bezw. Fonds-Rück­
lagen erfolgt, mutet man den Städten zweierlei Aufwen­
dungen zu. Der Grund, warum man dennoch eine stärkere 
Tilgung der fü r die Errichtung von wirtschaftlichen Be­
trieben aufgenommenen Kapitalien vertreten kann, liegt 
darin, daß in den meisten Stadtverwaltungen die schwer 
zu bekämpfende Ansicht vorherrscht, daß die Abschreibun­
gen und Dotierungen der Erneuerungsfonds nur nach 
Maßgabe der verfügbaren M ittel geschehen sollen, und jeder 
Finanzdezernent weiß genug davon zu erzählen, welche 
Schwierigkeiten es regelmäßig bietet, zu Zeiten einer 
ungünstigen Etatslage die notwendigste Dotierung der 
Erneuerungsfonds durchzusetzen. W ird richtig verfahren, 
so muß die Differenz zwischen dem ursprünglichen Anlage­
wert und der aufgezinsten Summe der ungeschmälerten 
Abschreibungsbeträge dem jeweiligen Anlagewert gleich­
kommen, also den Vermögenswert- der Anlage darstellen. 
Aus der gesamten rechnerisch richtig festgelegten Summe 
der Abschreibung darf die einfache Tilgungsquote (nicht 
die Tilgungsquote zuzüglich der ersparten Zinsen) des 
aufgenommenen Kapitals in Abzug gebracht werden. 
Man sieht, daß auch hier die Festsetzung einheitlicher 
Tilgungsquoten in die w i r  t  s c h a f  11 i c h e R e c h n u n g  
d e s  i n n e r e n  B e t r i e b e s  ein ziemliches Unterein­
ander bringen kann, und daß es notwendig ist, der 
Frage der internen Verrechnung der durch die An­
leihetilgung aufgewendeten Beträge näher nachzugehen.

Ein besonderer Fall liegt vor, wenn Anleihekapitalien 
direkt zum Erwerb von Aktien eines privaten Unternehmens 
aufgenommen werden sollen, also bei Finanzierung der 
Beteiligung an g e m i s c h t - w i r t s c h a f t l i c h e n  
U n t e r n e h  m u n g e n , wie sie in der letzten Zeit in den 
Vordergrund des Interesses gerückt sind. Niemand fä llt 
ein, einem privaten Aktienbesitzer eine Tilgung dieses Be­
sitzes zuzumuten. Wenn die Stadt fü r  die Geldbeschaffung 
den fü r sie besonders gewiesenen Weg der Ausgabe von 
Inhaberpapieren wählt, so wird ihr aber von der Aufsichts­
behörde nach dem System der Mindesttilgung eine T il­
gungsquote von 1 bis 1 % pCt. vorgeschrieben, und da­
m it die Rentabilität bezw. der Dividendengenuß um 
eben diesen Betrag herabgesetzt. E in  vollständiges Un­
ding, solange die Stadt nicht in der Lage ist, sich neue 
Vermögenswerte anzusammeln. Es bleibt alo vernünf­
tigerweise nur zweierlei übrig, entweder -die Ausgabe von 
Inhaberpapieren fü r solche Zwecke kann unter Bedin­
gungen einer ganz mäßigen Amortisation erfolgen, oder 
man wählt fü r diesen Zweck die Form von Darlehen, 
bei welchen die Ausgabe von Inhaberpapieren vermieden 
wird. Dies ist natürlich schwierig, wenn es sich um große 
Summen handelt. Praktisch sind solche Erwägungen 
auch von Bedeutung geworden, wenn Stadtgemeinden 
Geld fü r die Gründung von Hypothekenanstalten oder zur 
Beschaffung von Baugeld fü r Kleinwohnungsbauten usw. 
aufnehmen mußten.

IV.

Eine besondere Gruppe von Anleihen bilden meines 
Erachtens die Anleihen für G r u n d e r w e r b  aller Art. 
Bei dem Erwerb von Grundstücken muß man aber ver­
schiedene Zwecke unterscheiden. Soweit es sich um den 
Ankauf von Gebäuden handelt, bezüglich deren ein Ueber- 
gang in das freie Vermögen der Stadt angestrebt wird, 
dürfte in den meisten Fällen die Annahme einer Prozen­
t e n  Tilgung genügen; Voraussetzung ist dann allerdings, 
daß alle Aufwendungen fü r die Unterhaltung aus laufenden 
M itteln bestritten werden und andererseits die Einnahmen

aus Mieten und Pachten ebenfalls deih Ördinariüm def 
Grundstücksverwaltung zufließen (vgl. auch oben die Aus­
führung wegen Tilgung von Anleihen die zur Herstellung 
von Neubauten aufgenommen werden). Läßt die Rentabilität 
verwendbarer Grundstücke eine größere Abschreibung zut 
so kann dies'in einzelnen Fällen zweckmäßig sein. Am besten 
aber werden die UebersChüsse einem G r u n d s t ü c k s -  
R e s e r v e f o n d s  zugewiesen, denn die Gemeinden 
kommen auch vielleicht in die Lage, Mietsgrundstücke, 
z. B. historische Gebäude, ins Eigentum der Stadt bringen 
zu müssen, die schlecht rentieren und das Budget belasten. 
Empfehlenswert ist, daß der verwertbare Grundbesitz 
etatsmäßig getrennt von dem Grundbesitz verwaltet wird, 
welcher reinen Verwaltungszwecken dient.

Kommt Ankauf von Gelände in Betracht, so ist 
wiederum zu unterscheiden zwischen solchen Fällen, wo das 
Gelände fü r bestimmte Zwecke festgelegt w ird und zunächst 
nicht wieder verwendbar ist, und zwischen dem verwert­
baren Grundbesitz, welcher gewissermaßen Spekulations­
objekt wird. Für den ersteren Fa ll g ilt ungefähr das eben 
Gesagte. In  dem Fall, wo Geldmittel aufgenommen werden 
allein zum Ankauf von Gelände, welches allmählich wieder 
verwendet werden soll, und fü r welches ein späterer Rück­
ersatz des Kapitals zu Lasten bestimmter Zwecke der 
Verwaltung oder durch Verkauf an Private erzielt werden 
muß, kann die Festsetzung eines bestimmten Tilgungssatzes 
und die Bestimmung der sofort beginnenden Tilgung die 
größten Unbequemlichkeiten fü r die Finanzgebarung der 
Städte im  Gefolge haben. Selbstverständlich werden die 
Aufwendungen fü r Verzinsung des Ankaufspreises, solange 
eine Realisierung des Geländes nicht e in tritt, buchmäßig 
zum Kapita l geschlagen, und bei eintretender Realisierung 
zu den Gestehungskosten gerechnet. Fü r eine aufgezwungene 
sofort einsetzende Amortisation der Anleiheschuld fehlt 
aber die innerliche Berechtigung und diesewird auch gar 
nicht mögliph sein. Als Folge t r i t t  unter Umständen die 
Notwendigkeit ein, daß die Annuitäten, wenn das Privileg 
fü r eine solche Anleihe nach dem allgemeinen Schema er­
te ilt ist, fortgesetzt aus n eu e n A n 1 e i h e in  i 11 e 1 n be­
stritten werden müssen. Dies füh rt schon formell be­
trachtet zu Schwierigkeiten, da bei längerem Aufschub 
der Verwertung des Geländes die Genehmigung zur 
Aufnahme neuer Anleihen nachgesucht und begründet 
werden muß, ohne daß neue Anschaffungswerte hierfür die 
Grundlage bilden. In  solchen Fällen ist bisher wohl schon 
erreicht worden, daß statt einer sofort beginnenden T il­
gung e t w a  e i n  A u f s c h u b  d e r  T i l g u n g  u m  
10 J a h r e  g e w ä h r t  wird, und unter der Bedingung, 
daß die dann später einsetzende Tilgung eine raschere 
wird und bis zum gleichen Zeitpunkt beendet ist, als wenn 
die Tilgung sofort eingesetzt hätte. Selbstverständlich sind 
die in der Aufschubzeit eingehenden Rückeinnahmen 
einem b e s o n d e r e n  T i l g u n g s f o n d s  zuzuführen, 
und es wäre verkehrt, die Rückeinnahmen innerhalb der 
Aufschubzeit in vollem Umfang zum Kapitalabtrag zu be­
nutzen, weil dann keine Reserven fü r die später plan­
mäßig beginnende Tilgung geschaffen würde.

ivieiueb xMcicmenb
Grundstücksgeschäfte den Gemeinden überhaupt F r e i ­
h e i t  h i n s i c h t l i c h  d e r  T i l g u n g  zu lassen und 
lediglich zu bestimmen, daß die eingehenden Rückein­
nahmen, soweit sie dem Kapitalersatz dienen, nur zur T il- 
gung der Kapitalschuld und in keiner anderen Weise ver­
wendet werden dürfen. Da die Abwicklung der Grund­
stücksgeschäfte von vornherein sich nicht richtig über­
blicken läßt, ist eben die Festsetzung eines bestätigten 
1 ilgungsplanes unzweckmäßig. Es w ird auf die Form des 
Darlehens ankommen, ob die im Tilgungsfonds gesammel­
ten Ruckeinnahmen zur Heimzahlung der aufgenommenen 
Anleihe m e i n e r  S u m m e  Verwendung finden oder 
ob der Abtrag zwischenzeitlich je  nach Vereinbarung ge­
schehen kann Zuzugeben ist, daß die Finanzierung durch 
Inhaber-Anleihen m it beliebiger Tilgung gewisse Schwierig­
keiten macht; der richtige Weg wäre die Aufnahme von 
Darlehen gegen Schuldschein evtl, unter mäßiger E r­
höhung des Zinssatzes, oder die schon wiederholt als 
nötig bezeichnete Genehmigung zur A u s g a b e  v o n  
S c h a t z a n w e i s u n g e n .
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Aelmlich gestaltet sich die Sache, wenn es sich um Ka­
pitalbeschaffung handelt fü r  Ausgaben fu r j 'n
satz durch D ritte  geleistet wird, und das Tempo, m 
welchem die Rückeinnahmen erfolgen, ein unsicheres ist. 
So ist es beispielsweise aus bestimmten Gründen, nam 
lieh um die Einrechnung der Zinsen fü r die von der 
Stadt verausgabten Summen betätigen zu können, 
empfehlenwert, daß die Kosten der Straüenanlegungen 
aus Darlehen bestritten werden; die Aufnahme von 
Darlehen fü r Straßenfreilegung und Straßenherstellung 
sollten aber aus dem gleichen Grunde wie die Darlehen 
zum Ankauf wieder verwertbaren Grundbesitz nicht m 
der Form einer amortisablen Anleihe gewöhnlichen Stiles

geschehetiauch ^  wieder das E r  g e b n i s , d a ß e i n e  
s c h e m a t i s c h e  B e h a n d l u n g  d e r  T i l g u n g s -
f , a g e  so w i e  s i e  d u r c h  d i e  a l l g e m e i n e n  
F i n a n z a n l e i h e n  ü b l i c h  g e w o r d e n '  i s t ,  
k e i n e  i n n e r e  B e r e c h t i g u n g  h a t .  I.

W ir werden, wenn normale Verhältnisse zurückgekehrt 
sind und die städtischen Finanzen neu geordnet werden 
sollen die Frage der Schuldentilgung in anderer Weise 
behandeln müssen, wie bisher. Vorläufig fehlt noch ein 
sicheres U rte il darüber, wie der offene Kapita lm arkt fü r 
die Ausgabe von Inhaberpapieren sich dauernd gestalten 
wird ferner darüber, ob nicht die Notwendigkeit der Be­
nutzung kurzfristigen Kredites (Schatzanweisungen, Hand­
darlehen) stärker hervortreten wird wie vor dem Kriege, in ­
zwischen kann nur geraten werden, m it endgültiger Fest- 
setzung der Tilgungssätze und des Beginns der 1 ugung vor­
sichtig zu sein, diese jedenfalls vorläufig so m e d r i g  z u  
h a l t e n ,  a l s  s a c h l i c h  i r g e n d w i e  g e i e c h t ­
f e r t i g t  e r s c h e i n t .  Eine solche F manzgebarung 
ist solider als die Uebernahme von Verpflichtungen, deren 
Erfüllung später Schwierigkeiten bieten muß : denn es ist 
nicht angängig, daß — wie während des Krieges vielfac i 
geschehen -  die Frage der A u s s e t z u n g  einer plan- 

' mäßig zugesagten Tilgung aus Finanznoten ernstlich über­
haupt diskutiert wird.

Die tschecho-slovakische Währungsreform.
V-on Dr. jur. Friedrich Steiner, Sekretär der Wiener Kommerzial 

b*ok, Wien.

lieh prädestinierten Staates, der ihr als Schutzwall gegen 
Osten und Süden dienen soll, ein starkes Interesse hatte.

Wie immer dem auch sei: jedenfalls hat Dr. R a s m  
fü r die Finanzreform bis zum letzten 1 age seiner Minister­
schaft m it seinem ganzen Temperament im 1 arlament 
und in der Ö ffen tlichke it gekämpft, hat seine durch Kerker­
haft während des Krieges erworbene Popularität ver­
scherzt und ist schließlich als Opfer der Reform gefallen.

Vergegenwärtigen w ir uns die finanzielle Situation, 
die R a s i n  bei seinem Am tsantritt vorfand, wobei die 
politische Seite der Frage nicht außer Acht gelassen werden

darf Oesterreich war zerfallen; die neue tschecho-slowakische 
Republik hatte sich aus den reichsten Ländern des alten 
Staates gebildet, die gut zwei D ritte l der industriellen 
Kapazität desselben umfaßten. Nahezu sämtliche Zucker­
fabriken, fast die gesamte Textilindustrie und fast alle 
Exportindustrien haben ihre Betriebsstätten im Bereiche 
der neuen Republik und last not least ein großer '1 eil der 

' Kohlengruben, die iin Frieden fast das ganze Keicü 
versorgen konnten (vor allem g ilt das von Braunkohle), 
liegen in ihrem Territorium. Wenn noch erwogen wird, 
daß die neu vereinigten Länder bei normaler hriedens- 
produktion ihren Bedarf an Getreide m it Leichtigkeit 
decken können, so finden w ir es verständlich, daß m der 
neuen Republik der Trieb nach finanzieller Unabhängig­
keit von den anderen, wesentlich schlechter gestellten 
Staaten der ehemaligen Monarchie erwachte. Anderer­
seits tauchte der neue Staat, dessen Angehörige während 
des Krieges vorsichtigerweise immer zwei Eisen irn b euer 
hatten plötzlich als Verbündeter der siegreichen Entente 
auf so daß der Wunsch nach Abkehr von den besiegten 
Ländern auch aus finanziellen Gründen begreiflich er­

Als v e r b ü n d e t e r  S t a a t  d e r  E n t e n t e  
schuf die neue Republik alsbald die Tiktion, daß sie sich 
m it Deutschland und Deutschösterreich im Kriege be­
findet und infolgedessen an den Schulden, die der öster­
reichische Staat w ä h r e n d d e s K r i e g e s  aufgehauit 
Patte —  eg handelt sich um etwa 70 Milliarden —- keinerlei 
Anteil hat. Auf diese Weise glaubte man sich dem, auch 
von der Entente, vor allem Rußland gegenüber, einge­
nommenen Standpunkt, daß ein Wechsel in der Staats­
form nicht die Zahlungsverpflichtung des Staates be­
rühren könne, zu entziehen. Man anerkannte demgemäß 
nur die. Verpflichtung zur quotenmäßigen Uebernahme 
der, natürlich im Vergleiche zu den Kriegsschulden außer- 
ordentlich bescheidenen Vorkriegsschulden (etwa U  M -. - • t -i i ■ ' J   minctuypn

I. D ie  G e n e s i s  d e r  R e f o r m .
Wenn jemals ein Komplex finanzpolitischer Gesetze 

und Verordnungen den in der Vorkriegszeit oft mib- 
brauchten Namen einer „Finanzreform“  für sich in An- 
Spruch nehmen durfte, so muß man diesen Anspruch dem 
Finanzplan zubilligen, den in großen Umrissen der eben 
aus dem Amte geschiedene erste Finanzminister der 
tschecho slovakischen Republik Dr. A l o i s  R a § i n  der 
tschecho-slovakischen Nationalversammlung am 25. Februar 
1919 präsentierte und der von der Nationalversammlung 
— nicht ohne starken Druck der Regierung — noch an 
demselben Tage nahezu einstimmig votiert wurde. In der 
Tat handelt es sich hier um einen bemerkenswerten V er­
such einer .reformatio in capite et membris”  wie er um­
fassender und konsequenter kaum erdacht werden konnte.

Man hat sich schon bald nach dem Am tsantritt Dr. 
R a § in s  gefragt ob dieser temperamentvolle Tscheche, 
der vor Ausbruch des Krieges als Politiker, zumindest 
als Finanzpolitiker ein sehr bescheidenes Dasein geführt 
hatte, denn w irklich durchaus Eigenes biete und ob nicht 
hinter seinen unleugbar beachtenswerten l aten weiseie 
Ratgeber aus dem Westen oder gar von jenseits des Ozeans 
stehen. Der geflissentliche Hinweis auf seine „am erikani­
schen Freunde” , von welchen R a s  in  in der letzten Zeit 
seiner Amtswirksarnkeit einen sogar namentlich anführte, 
schien diesen Vermutungen Nahrung zu geben und es 
wäre ja  an- sich durchaus verständlich, daß die Entente 
einer finanziellen Gesundung dieses zum Reichtum lörni-

uer Standpunkt
deshalb so bequem, weil sie niemals eine besondere Vor­
liebe fü r Schuldverschreibungen  ̂des österreichischen 
Staates hatten und infolgedessen in ihrem 1 etritorium 
auch von der bescheidenen Vorkriegsschuld keine nennens­
werten Beträge plaziert waren. .

Den diesbezüglichen Erklärungen des Ministers Dr. 
R a § i n in der Nationalversammlung folgten bald genug 
laten: Die Bezahlung der Kriegssteuern m it Utres der 
Kriegsanleihe wurde verboten, die tschechischen r  manz- 
irs titu te  erhielten den Wink, um jeden Preis ihre negs- 
anleihen abzustoßen. Es ergab sich aus den Bilanzen der 
tschechischen Banken und den Veröffentlichungen der 
tschechischen autonomen Körperschaften, daß sie diesen 
Rat ausgiebig befolgten. Kein einziges tschechisches 
Unternehmen weist in seinem JahresabscnluU pro 191° 
einen nennenswerten Kriegsanleihebesitz aus; nur die 
deutschbömischen Institu te  hielten an ihrem Knegs- 
anleihebesitz fest. Es folgt der Finanzmmistenal-Erlaß 
vom 9 11 1918 welcher die Belehnung der Kriegsanleihe
durch die österreichisch-ungarische Bank verbot eine 
Verfügung, die m it dem Kampf gegen die Notemnflation
begründet wurde. , . , ,

Die Folge dieser Maßnahmen war zunächst ein starkes 
Abwandern der Kriegsanleihe nach Deutschösterreich und 
ein rapides Fallen der Kurse, die sich im Dezember 1918 
in Prag schon um 50 herum hielten. Die tschecho-slowa­
kische Regierung hatte also geschickt auch schon für den
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Fall vorgesorgt, daß ihr Standpunkt der absoluten Ab­
lehnung nicht vollkommen durchdringen sollte und sich 
fü r diesen Fall eine möglichst günstige Relation bei An­
wendung des Prinzipes der Aufteilung der Kriegsschulden 
nach dem Wohnsitz der Eigentümer (Territorialprinzip) 
zurechtgelegt.

Der Kampf gegen die Kriegsanleihe bezweckte also 
rein wirtschaftlich gesehen, den Umfang der Verpflich­
tungen, die der neue Staat auf sich zu nehmen hatte, 
nach Möglichkeit zu begrenzen. In  Paranthese sei der Voll­
ständigkeit halber bemerkt, daß diese Stellungnahme der 
tschecho-slowakischen Regierung auch ihre politische Seite 
hafte und darauf, abzielte, das deutsche Kapita l in  ihrem 
Lande, das an Bedeutung wenigstens bisher das tschecho­
slowakische beträchtlich überstieg, zu treffen, nachdem 
die Kriegsanleihe zum überwiegenden Teile in deutschen 
Händen ist.

Der zweite Schritt auf dem Wege zur Reform ist die 
Stellungnahme gegen die bisherige österreichisch-ungarische 
Bank. Nach dem Zusammenbruch hat dieselbe zunächst 
als gemeinsames Ins titu t der Sukzessionsstaaten fo rt­
bestanden, ja  es scheint sogar, als hätte in den Kreisen 
der Bank die Hoffnung bestanden, nach entsprechender 
Umgestaltung ihrer Organisation (Errichtung von Haupt­
anstalten in Prag und Laibach) eine Verlängerung ihres 
nur bis Ende 1919 laufenden Notenprivilegs zu erreichen. 
Diese Hoffnung wurde durch die tschecho-slowakische 
Regierung gründlich zerstört, denn schon im Januar 1919 
wurde der Geschäftsleitung d.er österreichisch-ungarischen 
Bank durch die tschecho-slowakische Regierung eröffnet, 
daß an eine Verlängerung des Notenprivilegs nicht gedacht 
wird. Schon in disem Zeitpunkte hat also der Plan einer 
Verselbständigung der Währung in großen Umrissen fest­
gestanden.

Die Tschechen haben cs auch weiterhin nicht an 
Demonstrationen fehlen lassen, welche das Abrücken von 
der gemeinsamen Notenbank auch nach außen hin deutlich 
dokumentieren sollten. Hierzu bot sich bei der General­
versammlung dieses Institutes anfangs Februar 1919 Ge­
legenheit. Man mag die Politik der österreichisch-ungari­
schen Bank während des Krieges beurteilen, wie man will, 
man mag insbesondere es rügen, daß sie ein allzu gefügiges 
Werkzeug in der Hand des absolutistisch regierten Staates 
war, und die Mittel, die sie in der Hand hatte, um die 
kontrollose Ausgabenwirtschaft des Staates zu hemmen, 
nicht zu gebrauchen verstand, es w ird jedoch niemals, 
zum mindesten sachlich verständlich sein, daß derjenige, 
der die Kriegsanleihe, das eizige wirksame M itte l zur Be­
kämpfung der Noteninflation, ablehnt, gleichzeitig auch 
die Tätigkeit der Bank, soweit sie an der Förderung der 
Kriegsanleihe vor allem, durch ihre weitgehende Lom­
bardierung tätigen Anteil hatte, als inflationistisch kritisiert. 
Man hat vielmehr offenbar in dieser Stellungnahme gegen­
über der österreichisch-ungarischen Bank, in erster Linie 
die Bekundung des festen Willens der neuen Regierung 
zu sehen, ihre Währung vollkommen auf eigene Füße zu 
stellen.

Die dritte  große und eigentlich entscheidende Frage, 
vor welcher die Finanzreform stand, war nun die Sa­
nierung der alten, bezw. die Fundierung der neuen Währung. 
Im  November 1918, zur Zeit des Zusammenbruchs notierte 
die Krone in Zürich m it 42 Centimes. Die nächsten Mo­
nate brachten eine weitere Verschlechterung des Kronen­
kurses: im Februar 1919 notierte die Krone nur noch 
22 Centimes.

In  dem Entschluß, eine selbständige Währung zu 
schaffen die von der der anderen Sukzessionsstaaten un­
abhängig sein sollte, wußte sich die Regierung m it der 
gesamten tschecho-slowakischen Oeffentlichkeit einig, denn 
m it der Regierung hoffte die ganze tschecho-slowakische 
Oeffentlichkeit auf eine wesentliche Besserung der Währung 
des eigenen Landes, das in  Zukunft auf eine hochaktive 
Zahlungsbilanz rechnen durfte; aber über die Mittel, 
wie dieses Ziel zu erreichen sei, gingen die Meinungen 
erheblich auseinander. Die einen befürworteten eine so­
fortige Devalvierung der Krone auf ih r gegenwärtiges 
tatsächliches Wertverhältnis, bezw. die „Einlösung der 
Krone nach dem gegenwärtigen Verhältnis in eine neue

„F rank”  oder „Sokol" zu benennende Währungseinheit. 
F ü r  d i e s e  A n s i c h t  wurde ins Treffen geführt, daß 
eine Verbesserung der Währung, die im Kriege erwor­
benen Gewinne auf Kosten der Volkswirtschaft stabili­
sieren müßte, daß insbesondere die im Kriege oder un­
m ittelbar nach dem Kriege eingegangenen Verbindlichkeiten 
des Staates, der Länder und der sonstigen öffentlichen 
Körperschaften in gutem Gelde zurückgezahlt werden 
müßten, daß ein s p r u n g h a f t e s  Steigen des Kurses die 
Volkswirtschaft schädige, weil sie dem Handel und der In ­
dustrie die Grundlage ihrer K  a 1 k u 1 a t  i o n entzieht. 
G e g e n  d i e  D e v a l v a t i o n  sprach andererseits die 
Tatsache, daß der Gläubiger hierdurch hinsichtlich seiner vor 
dem Kriege erworbenen Forderungen empfindlich geschädigt 
w ird und eine so rohe Form des Bankerottes den Staats­
kredit. empfindlich beeinträchtigen, wenn nicht überhaupt 
untergraben müßte, zumal ja  an sich noch keine absolute 
Sicherheit bestand, daß die neue metallisch nicht fundierte 
Währung ihre Parität auch tatsächlich behaupten könnte.

Während alle diese Fragen m it epischer Breite in der 
Tages-.und Fachpresse erörtert wurden, fand die Finanz­
verwaltung Zeit, ihren ganzen Reformplan bis in das kleinste 
Detail vorzubereiten, und die Oeffentlichkeit auf das, 
was den einzelnen an Opfern zugemutét wurde, — es war 
dieß nicht wenig — aufmerksam zu machen.

I I .  D e r  U m f a n g  d e r  R e f o r m .

Am 25. Februar 1919 tra t nun der Finanzminister 
m it den grundlegenden Gesetzen, welche den ganzen 
Finanzplan enthalten, vor die Nationalversammlung der 
tschecho-slowakischen Republik. Es sind dies das Gesetz, 
wodurch „der Finanzminister ermächtigt wird, im Ver­
ordnungswege die Stempelung der Banknoten und die Kon­
skription des Vermögens zwecks Auferlegung der Ver­
mögensabgabe durchzuführen”  (Slg. Ges. u. Vdg. d. ć. sl. 
Republik Nr. 841) und das Gesetz „über die Aufnahme 
einer Staatsanleihe in Gold, Silber und fremder Valuta” . 
(Slg. Ges. u. Vdg. ć. sl. Rep. Nr. 881).

Der Inhalt der beiden Gesetze ist den Lesern des 
„Bank-A rch iv" durch die in Nr. 14 dieses Jahrganges 
abgedruckte Arbeit D irektor H e i n s h e i m  er  s bekannt- 
Es kann daher diesbezüglich auf H e i n s h e i m e r  ver. 
wiesen werden.

Die Beschränkung des Zwangskurses auf gestempelte 
Noten bedeutete tatsächlich die Einführung einer neuen - 
Papier —  Währung auf der Relation 1: 1 gegenüber der 
alten österreichischen Krone.

Darin liegt eine klare A b s a g e  gegenüber dem Stand­
punkte einer Devalvation der Währung. Vor dem 25. Fe­
bruar 1919 im Gebiete der tschecho-slowakischen Re­
publik entstandene Forderungen sind in gleicher Weise 
wie die nach diesem Zeitpunkte entstandenen in der neuen 
Währung (tschecho-slowakische Krone =  K. ć.) zu er­
füllen. Dem Prinzip der Nationalisierung der Währung 
entspricht es, daß eine nachträglich erlassene Verordnung 
vom 1. A pril 1919 (Slg. Ges.u. Vdg. Nr. 167 „Berichte aus 
den neuen Staaten”  2. Jahrgang Nr. 71 bis 73) verfugte, 
daß Konti, deren Besitzer im Gebiete des ehemaligen 
Oesterreichs, außerhalb der tschecho-slowakischen Re­
publik ihren Wohnsitz haben, per 26. Februar 1919 ab­
zuschließen sind und n i c h t  i n  t s c h e c h o - s l o w a ­
k i s c h e n ,  sondern in u n g e s t.e m p e 11 e n K r o n e n  
auszuzahlen sind. (Auf die Genesis dieser sehr umstrittenen 
Bestimmung, welche im wesentlichen durch analoge 
Verordnungen der deutsch - österreichischen Regierung 
vom 15. Februar und 27. Februar 1919 bedingt war, 
kann hier nicht eingegangen werden. Diese außer­
ordentlich ' komplizierte Frage würde eine eigene Ab­
handlung über die Notwendigkeit des Schutzes der 
neuen deutsch-österreischen Währung, welche der Um­
stand, daß W i e n bisher Kapitalszentrum des ehemaligen 
Donaureiches war, m it der Gefahr einer verschärften In­
fla tion  bedrohte, nötig machen.)

ł ) Siehe „Berichte aus den neuen Staaten“  herausgegeben 
vom Verband österreichischer Banken und Bankiers Wien I. 
Rockhgasse 4, II. Jahrgang Nr. 48 und 49.
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§ i des oben zitierten Gesetzes vom 25. Febrauar 1919 
(Slg. Ges. u. Vdg. Nr. 84) . erteilte weiter dem Finanz­
minister die Ermächtigung einen Teil der zur Stempelung 
vorgelegten Banknoten, „welche voraussichtlich fü r den 
Umlauf nicht nötig sind, jedoch höchstens 50pCt., dem 
Umlauf zu entziehen und diese nicht zurückgestellten 
Banknoten fü r ein verzinsliches seitens des Gläubigers 
unkündbares, vom Staat jederzeit rückzahlbares Dar­
lehen zu erklären.”  Von dieser Bestimmung hat der Finanz­
minister in einer vom gleichen Tage datierten Verordnung 
Gebrauch gemacht und verfügt, daß von sämtlichen ein­
gelieferten Noten 50 pCt. zu Zwecken der Zwangsanleihe 
zurückzubehalten sind. (Siehe auch H e i n s h e i m  er  
a. a. O.)

ln  dieser Rückbehaltung der 50pCt. liegt der eigent­
liche Kern der ganzen Reform. Während die Nostrifizierung 
der Währung bezw. die Einführung einer neuen Währung 
längst vielfach diskutiert worden war und auch in anderen 
Staaten (z. B. auch in Jugoslavien) mehr oder minder 
ähnliche Vorbilder fand und auch die weiter zu besprechen­
den Vorbereitungen zur Durchführung der geplanten Ver­
mögensabgabe, die in ihrer Vollständigkeit gewiß be­
achtenswert waren, sich immerhin an gewisse Bei­
spiele oder zumindest an bisher geleistete Vorarbeiten 
(auch im ehemaligen Oesterreich) anlehnen konnten, 
bildete dieser gewaltsame E ingriff in die Höhe des Noten­
umlaufes, welcher gleichzeitig zur Sicherung der zu ver­
anlagenden Vermögensabgabe bestimmt war, ein bisher 
unerhörtes Novum.

Der Finanzminister ging davon aus, daß der rück­
sichtslose Kampf gegen die Noteninflation die erste und 
wichtigste währungspolitische Maßnahme bilden muß. 
Der ganze Notenumlauf, so führte er in seiner Rede in 
der Nationalversammlung vom 25. Februar 1919 aus, führt 
zur Verschwendung und lähmt die Unternehmungslust, 
endlich begünstigt er die Börsespekulation, weil die Geld­
fülle einen abnorm niedrigen Kreditzinsfuß bedingt und 
infolgedessen das Kapita l zum spekulativen Kauf von 
Wertpapieren anlockt, was die Kurse zu einer ungerecht­
fertigten Höhe emportreibt. Da nun nach seiner Meinung 
die Menge des vom Verkehr benötigten Bargeldes weit 
geringer war, als die Höhe des damaligen Notenumlaufes 
und er durch die Außerkurssetzung des ungestempelten 
Geldes die Gewißheit zu haben glaubte, das thesaurierte 
Bargeld voll zu erfassen, so dachte er in der Abschöpfung 
eines beträchtlichen Teiles des Notenumlaufes die In ­
flation m it einem Schlage beseitigen zu können. Dabei 
legte Dr. R a § i n den größten Wert darauf, zu betonen, 
daß die einprozentige Zwangsanleihe keineswegs kredit­
politischen Erwägungen entspringt, denn der Staat darf 
die abgeschöpften Noten zu keinerlei Zahlungen ver­
wenden, sondern muß sie in den Kassen liegen lassen. 
Damit war deutlich gesagt, daß diese Anleihe nur 
v a I u t a politischen Erwägungen entspringt.

Eine besondere Bedeutung erhielt die Rückbehaltung 
der Banknoten noch durch die damit verbundene Sicherung 
der Vermögensabgabe. Das Gesetz bestimmte ausdrücklich, 
daß die Staatsanleihe zur Zahlung der künftigenVermögens- 
abgabe verwendet werden darf und der Minister inter­
pretierte diese Bestimmung dahin, daß geradezu eine 
Kompensation der aufzuerlegenden Vermögensabgabe m it 
der zurückgehaltenen Bargedlhälfte eintreten w ird und 
daß der von der Vermögensabgabe nicht erfaßte Prozent­
satz nach Vorschreibung der Vermögensabgabe zurück­
gezahlt werden wird.

Dieser Teil der Währungsreform hat begreiflicher­
weise einen lebhaften Streit der Meinungen entfesselt. 
Zunächst wurde darin eine Vorstufe zur Devalvierung der 
Währung gesehen und demzufolge alle gegen die Deval­
vation erhobenen Argumente geltend gemacht. Dann 
wurde bestritten, daß dieses M itte l tauglich sei, auf den 
Abbau der Preise irgendeinen Einfluß äuszuüben, da dieser 
E ffekt nur durch eine Vermehrung der verfügbaren Waren 
erzielt werden könne und die Situation eine solche Er­
höhung der Produktion in keiner Weise erhoffen läßt. 
Demgegenüber betonten wiederum die Anhänger der 
Reform, daß dieselbe ja  eine klare A b s a g e  g e g e n ­
ü b e r  a l l e n  D e v  a l v a t i o n s p l ä n e n  beinhalte und

geradezu auf dem Prinzip einer langsamen Verbesserung 
der Währung aufgebaut sei, der im Wesen die Vermögens­
abgabe und als deren Vorstufe die sicherungsweise Zu­
rückbehaltung der Banknoten dienstbar gemacht wird. 
Der Abbau der Preise w ird sich aber m it Notwendigkeit 
dann einstellen, wenn, was die Anhänger R a ä i n s  als 
feststehend annehmen, der Verkehr von den überflüssigen 
Noten „gereinigt”  sei.

Das in Rede stehende Gesetz ermächtigt den P'inanz- 
minister weiter (§ 3 leg. cit.), der österreichisch-ungarischen 
Bank eine weitere Vermehrung der Girokontoguthaben 
zu verbieten und die Bestände nach erfolgter Konskription 
in staatliche Verwaltung zu übernehmen. Damit w ird 
ein neuer Schritt zur Errichtung einer selbständigen Noten­
bank getan und die Geschäftsführung der bisher gemein­
samen Bank fast vollkommen unterbunden.

Entscheidende Schritte auf diesem Gebiete folgten 
bald nach. Die Verordnung vom 6. März 1919 (Slg. Ges. 
u. Vdg. Nr. 119) errichtete ein „ B a n k  a m t  b e i m  
F i n a n z  m i n i s t e r i u  m” , welches die Funktion einer 
Zettelbank zu besorgen und alle Filialen der österreichisch­
ungarischen Bank im Gebiete des tschecho-slowakischen 
Staates zu übernehmen hat. Dieses „Bankarnt beim 
Finanzministerium” , dessen Organisation in einer Durch­
führungsverordnung vom 12. Mai 1919 (Slg. Ges. ü. Vdg. 
Nr. 24ö) geregelt wurde, ist als Staatsbank konstituiert 
und m it dem Rechte der Notenemission betraut. Der 
tschechoslowakische Staat hat sich also zum Prinzip 
der Staatsbank bekannt und das Prinzip der p r i v a t e n  
p r i v i l e g i e r t e n  Notenbank verworfen. Bemerkens­
wert sind die einschränkenden Bestimmungen in dem Statut 
über das Verhältnis der Bank zum Staate und seinem Kredit­
bedarf, welche offensichtlich einer künftigen Noten­
inflation nach Möglichkeit Vorbeugen sollen.

Die weiteren Maßnahmen des Gesetzes vom 25. Fe­
bruar (Slg. Ges. u. Vdg. Nr. 84) dienen der Vorbereitung 
der Vermögensabgabe und bereiten in durchgreifender 
Weise eine Erfassung des gesamten beweglichen .und un­
beweglichen Vermögens vor. Zum vollen Verständnis 
derselben muß bemerkt werden, daß im alten Oesterreich 
bis zum Zusammenbruch eine Heranziehung des V e r -  
m ö g e n szu Steuerzwecken — etwa nach A rt des deutschen 
Wehrbeitrages —  niemals stattgefunden hatte und daß 
infolgedessen fü r die Veranlagung einer Vermögensabgabe 
jedwede administrative Basis fehlte. Allerdings hatte 
m it der längeren Dauer des Krieges auch in Oesterreich 
der Gedanke einer Vermögensabgabe immer festere Formen 
angenommen. Demgemäß hatten Enqueten verschiedener 
A rt und auch naturgemäß literarische Arbeiten verschie­
dene grundlegende Ideen zutage gefördert. Indes hatte 
sich all dieses Material, wenigstens soweit es uns bekannt 
ist, noch nicht zu einem festen Veranlagungsplan ver­
dichtet, so daß der tschecho-slowakische Staat sich vor 
die Notwendigkeit eines vollständigen Neuaufbaues ge­
stellt sah. Das Gesetz konnte keinen anderen Weg gehen, 
als fü r alle zu erfassenden Vermögensgattungen eine 
Momentphotographie eines Stichtages festzuhalten. Das 
steuertechnische Ideal wäre natürlich in der Festsetzung 
eines e i n h e i t l i c h e n  Stichtages fü r alle Arten von 
Vermögensbestandteilen gelegen gewesen, denn die Fest­
setzung verschiedener Stichtage bringt trotz aller Kautelen 
fü r die Besitzer verschiedener Vermögenschaften je nach 
der Sachlage recht erheniiche Vor- oder Nachteile m it sich 
und bedeutet sonach oftmals eine außerordentliche Härte. 
Indes war die technische Möglichkeit fü r die Bewältigung 
eines so ungeheuren Materials einfach nicht gegeben, 
und überdies war es ganz ausgeschlossen, die ganze Be­
völkerung, und darauf wäre es bei Festsetzung eines ein­
heitlichen Stichtages hinausgekommen, fü r -eine Zeitlang 
jeder produktiven Arbeit zu entziehen, um der bassions- 
p flich t zü genügen. Hatte man doch durch die während 
der Dauer der Stempelung verfügte hermetische Ab­
schließung des Landes nach außen ohnehin die Geduld 
der Bevölkerung auf eine sehr harte Probe gestellt. Die 
Gesetzgebung begnügt sich daher damit, in relativ kurzen 
Zeiträumen die K r i e g s a n l e i h e  u n d  K a s s e n ­
s c h e i n e  d e r  ö s t e r r e i c h i s c h - u n g a r i s c h e n  
B a n k ,  s ä m t l i c h e  G e l d e i n l a g e n  b e i
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K r e d i t i n s t i t u t e n ,  W e r t p a p i e r e ,  G e ­
s c h ä f t  sa n t e i l e  u n d  g r u n d b ü c h  e r l i c h  
n i c h t  e i n g e t r a g e n e  F o r d e r u n g e n ,  E d e l ­
m e t a l l  u n d  a u s l ä n d i s c h e  G e l d s o r t e n  
a l l e  m o b i l e n  B e t r i e b s m i t t e l u n d  L e b e n s -  
v e r s i c h e r n  n g e n zu konskribieren. Für alle physi­
schen und juristischen Personen wurde die Aufstellung 
einei Liquidationsbilanz vorgesehen. Durch ein in diesen 
lagen publiziertes Gesetz über die Konskription des un­
beweglichen Vermögens (Slg. Ges. u. Vdg. Nr. 376) wurde 
der King geschlossen, indem nunmehr auch der gesamte 
Immobiliarbesitz, Hypothekarforderungen und alle Real- 
rechte erfaßt werden.

■ aufzunehmenden Vermögenswerte sind schlecht­
hin vollständig umschrieben, keine irgendwie in Betracht 
kommende Vermögensquelle dürfte fehlen. Die einzelnen 
Durchführungsverordnungen über die Konskription der 
verschiedenen Vermögensarten bieten eine Reihe von 
interessanten und zum Teil sehr bemerkenswerten Details, 
müssen abei hier, da es sich in diesem Rahmen natur­
gemäß nur um eine allgemeine Orientierung der deutschen 
Oeffentlichkeit handeln kann, außer Betracht bleiben Sie 
muten der Bevölkerung und in noch weit höherem Maße 
der Beamtenschaft eine Fülle von Arbeit zu, der dieselbe 
aut die Dauer kaum gewachsen sein dürfe. (Man spricht 
bereits davon, daß sich in den Akten des seit einem halben 
Jahre bestehenden Prager Finanzministeriums 20 000 (!) 
uneiledigte Stücke befinden sollen.) Darin liegt aber eine 
große Gefahr; denn wenn die Vorarbeiten für die Veran­
lagung sich tatsächlich, wie es den Anschein hat auf 
Jahre hinaus erstrecken sollten, dann ist die Moment­
photographie natürlich vollkommen unähnlich geworden, 
nachdem sich in dieser Zwischenzeit Veränderungen er­
geben haben müssen, die die Basis der Veranlagung voll­
kommen verschieben.

Das Gesetz und seine Durchführungsverordnungen 
lassen im übrigen auf die Technik der Veranlagung der 
Vermögensabgabe selbst keinen Schluß zu, nur der Um­
fang der Abgabe wird dadurch angedeutet, daß der Kon­
skription Angehörige der tschecho-slowakischen Republik 
m it ihrem g a n z e n  Vermögen, alle übrigen physischen 
und juristischen Personen nur hinsichtlich i h r e r  i n  
d e r  t s c h e c h o  - s 1 o w a k  i s c h  e n R e p u b 1 i k be­
findlichen Vermögen unterliegen. (i> 12 leg. cit.) Ob 
und inwieweit die Republik imstande sein wird, ihren 
Standpunkt bezüglich der Besteuerung ausländischen 
Kapitalbesitzes auch gegenüber den Angehörigen der 
Entente zu vertreten, die sich bekanntlich speziell auf 
finanziellem Gebiete weitgehenden Einfluß auf die öster­
reichischen Sukzessionsstaaten sichert, bleibt abzuwarten.

Eine weitere Andeutung über die A rt der Veranlagung 
war der Rede des Finanzministers Dr. R a § i n in der 
Nationalversammlung vom 25. Februar 1919 zu entnehmen, 
indem er ankündigt, daß das im Kriege erworbene Ver­
mögen schärfer besteuert werden wird, als das Vorkriegs- 
veimögen. Im  Gegensatz zu der jetzt in Deutschland in 
Verhandlung stehenden Vermögensabgabe w ill der Finanz- 
ininistei die e i n m a l i g e  Zahlung verlangen, ohne sich 
näher darüber auszusprechen, wie Handel und Industrie 
eine eihmalige Vermögensabgabe in nennenswerter Höhe 
leisten können, oder wie andererseits der Staat sich zur 
Uebernahme der Vermögensbestände in Natura verhalte, 
eine Frage, die spruchreif werden muß, im Momente, wo 
die Idee der ratenweisen Tilgung der Vermögensabgabe 
aufgegeben wird.

Weitergehende Pläne, insbesondere solche, die darauf 
abzielen, die ungeheuren Härten einer schematischen Ab­
gabe von Vermögen zu mildern, oder aber soziale Ge­
danken bei ihrer Durchführung zur Anwendung zu bringen, 
sind den vorläufig bekanntgewordenen Maßnahmen nicht 
zu entnehmen.

R a S i n sieht bei der ganzen Finanzreform nur ein 
Ziel vor Augen: einen hohen Kronenkurs im Ausland. 
H inter der Erreichung dieses Zweckes treten alle anderen 
Bedenken zurück. In gerader Linie dient dem gleichen 
ausgesprochenen Zweck das zweite Gesetz vom gleichen 
läge, über die Aufnahme einer Staatsanleihe in Gold, 
Silber und fremden Valuten (Slg. Ges. u. Vdg. Nr. 88).

Diese innere Valutaanleihe hatte indes ihre Geschichte 
Ursprünglich war es der Plan R a s i n s ,  der neuen Wäh- 
rung sofort durch eine auswärtige (Dollar) Anleihe in Gold 
aufzuhelfen; die Entente versagte aber die Anleihe und 
so g riff R a s i n zu dem Mittel, den im Lande befindlichen 
Besitz an Gold, Silber und fremden Valuten der Valuta­
verbesserung dienstbar zu machen, ein Gedanke, fü r welchen 
er in den meisten Ententeländern und auch ’in Deutsch­
land Vorbilder fand. Die Anleihe ist 4 prozentig und 
innerhalb 4 Jahren in der gleichen Währung bezw. in dem 
gleichen Metall rückzahlbar. Die Anleihe ist pupillar- 
sicherj ebenso die auf Grund der erlegten Werte ausge­
stellten Einlagebücher der Sparkassen. Die Titres sind 
seitens des Bankamtes beim Finanzministerium diskontier- 
bai. Ein besonderer Anreiz zur Zeichnung sollte darin 
liegen, daß die gezeichneten Beträge von der Vermögens­
steuer befreit werden. Das war mehr als eine bei solchen 
Gelegenheiten übliche Amnestie, fü r die Umgehung von 
Valuten- und Devisenvorschriften, das war eine strikte 
Prämie fü r das Hamstern von Gold und den Schleich­
handel m it Valuten im Kriege, die der Finanzminister 
damit begründete, daß der Bauer, der vor dem alten 
Oesterreich sein Geld im Strumpfe versteckt hatte, eine 
gute Tat begangen hat, wenn er es je tz t dem neuen National­
staat zur Verfügung stellt.

In diesem offensichtlich außerordentlich breitge­
spannten Rahmen, haben sich alle weiteren Maßnahmen 
K a § m  s bis zu seinem Sturze bewegt. Es ergibt sich 
nun die Frage, ob und inwieweit die Reform die in sie 
gesetzten Hoffnungen erfü llt hat.

I I I .  W i r k u n g  d e r  R e f  o r  m.
Vorweg ist zu betonen, daß die von R a s i  n als 

w e s  e n 11 i c h e W irkung der Reform erwartete Besse- 
yung des Kurses der tschecho-slowakischen Krone ta t­
sächlich bis zu einem gewissen Grade eingetreten ist. Die 
erste selbständige Notierung der tschecho-slowakischen 
Kione in Zürich lautet 27,50, die gleichzeitige Notierung 
der ungestempelten Krone 23,50. Die Spannung der un­
gestempelten bezw. auch der deutsch-österreichisch gestem­
pelten hat sich noch weiterhin zugunsten der tschecho­
slowakischen Krone verschärft, die zeitweise auf 33 gestiegen 
ist, um allerdings j etzt wieder auf etwa 27 zu sinken während 
die ungestempelte Krone weiterhin gefallen is t’ und bei 
starken Schwankungen Ende Ju li auf 16,50 steht. Diese 
Ziffern zeigen aber andererseits deutlich die Begrenztheit 
des Erfolges; sie zeigen, daß es gelungen ist, e in  w e i - 
t e i e s H e r  a b g l e i t e n  des Kurses zu verhindern, 
daß es aber n i c h t  g e l u n g e n  i s t ,  d a u e r n d  
a u c h  n u r  d e n  K u r s  d e r  K r o n e  v o r  d e m  
Z u s a m m e n b r u c h  O e s t e r r e i c h s  z u  b e ­
h a u p t e n .  Diese Tatsache legt eine weitere Reihe von 
Fragen nahe. Zunächst die, ob nicht ein weiteres Fest­
halten an der gemeinsamen Währung und eine friedliche 
Auseinandersetzung m it den anderen Nationalstaaten einen 
ähnlichen E ffekt gezeitigt hätte.

Obwohl sich R a S i n  gewiß energisch gegen die Be­
jahung dieser Frage gewehrt hätte, so wäre doch zu be­
denken, daß die durch eine Währungsgemeinschaft ver­
bundenen Staaten durch Absplitterung des Reichsten unter 
ihnen um ihr wahrungspolitisch wirksamstes Aktivum  ge­
bracht wurden, so daß einerseits ein weiteres Herabgleiten 
des Kronenkurses eine Selbstverständlichkeit bedeutet 
wa nend andererseits durch eine einheitliche Handhabung
oh er Anfwngf K  gebung Fewiß manches H indernis, da!

S t i t Ä T S e J  l'er Kr0”e * « .
F rf ^ e< I e i t ve re  F r a g e  i s t  es,  ob der erzielte 
Pmfolg auf das Konto der R a s i n ’ sehen G e s a r a t -  
i setzen ist und ob nicht vielmehr die von

der tschecho-slowakischen Oeffentlichkeit ziemlich ein- 
utig geforderte Währungstiennung a l l e i n ,  o h n e  d i e  

c a n n t  v e r b u  n d e ne n Sä n i e r u ng  sp l ä  n e (ge­
waltsame Eindämmung des Notenumlaufes usw.) d e n  
g l e i c h e n  E f f e k t  e r z i e l t  h ä t t e .  Es* scheint, 
als ob auch diese Frage eher zu bejahen als zu verneinen 
wäre, denn die sehr starken Schwankungen des Kurses
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(zwischen 27 und 33), die überdies bezeichnenderweise den 
Bewegungen der ungestempelten Krone und der deutsch- 
österreichischen Krone, wenn auch m gemessenem Abstande 
stets folgen, sprechen nicht dafür, daß die Beschränkung 
der Notenmenge die erhofften Wirkungen gehabt hat. 
Damit wäre nun allerdings das ganze große Reformwerk 
hi seinen entscheidenden Punkten ad absurdum geführt 
denn um gegenüber dem rohstoffarmen und vom Kredit 
lebenden Deutsch-Oesterreich oder gegenüber dem politisch 
in keiner Weise kosolidierten Polen oder gar gegenüber 
dem bolschewistischen Ungarn einen Wahrungsvorsprung 
zu erzielen, hätte es in der Tat keiner so druckenden Ver- 
•füp'nne'en bedurft wie sie R a s  in  erlassen hat. 
f 8 e!  hat aber auch der Glaube an das R a S i n  sehe 
Dogma von der absoluten Notwendigkeit sofortiger hoher 
Krnnenkurse im Auslande in der tschechischen Oeffentlich- 
kehTmmer mehr an Boden verloren. Alle Publizisten von 
Namen, ihnen voran der gegenwaitige blnanzmimstei 
H o r a c . e k  . (siehe Neue Freie Presse vom 12. Ju i 1919) 
daneben K o l o n  Sek („D ie R aS i n sehe Währungs­
reform” ) E n g 1 i S u. a. vertreten heute den Standpunkt, 
daß die nationalen und wirtschaftlichen Interessen vielmehr 
einen s t a b i l e n  alseinen m i t  G e w a l t  h i n a u f ­
g e s c h r a u b t e n  Auslandskurs verlangen. Zu dieser 
Erkenntnis haben die Erfahrungen, die Handel und In ­
dustrie im Lande gemacht haben, nicht wenig beigetragem 
Die R a S i n ’ sehe Finanzpolitik bedingte eine Drosselung 
der E infuhr um jeden Preis: Das bedeutet aber fü r «ein 
Land das trotz seines natürlichen Reichstums an Rohstoffen 
und industriellen Betrieben doch momentan unter schwerer 
Arbeitslosigkeit leidet, eine furchtbare Last und es scheint 
als ob die Bevölkerung dieses Landes bei aller nationalen 
Oof er Willigkeit nicht bereit wäre, um eines hohen Auslands­
kurses willen, der ihm in naher Zeit kaum erreichbar er­
scheint die Zukunft einer ganzen Anzahl von Industrieen 
zu gefährden. Es hat auch die schwankende Entwicklung 
desS Kronenkurses gezeigt, daß die Entwicklung keine 
natürliche war, sondern daß die anfangs sprunghafte Stei 
gerung durch geschickte Maßnahmen der Vertrauen- 
männer der Regierung im Auslande (rechtzeitige Bescha - 
fung von Franksguthaben m größerem Ausmaße und Ver­
hinderung des Ausgebotes an tschecho- slowakischen Kronen 
daselbst) herbeigeführt bezw. zumindest, gefordert worden 
war.

E s  d ü r f t e  a u c h  d i e  k ü n s t l i c h e  K o n ­
t r  a k t  i o n  •'de  s N o t e n u m l a u f e s  k a u m  d a s  
e r h o f f t e  z i f f e r n m ä ß i g e  R e s u l t a t  g e ­
z e i t i g t h a b e n .  Nach der ursprünglich von tschechischer 
amtlicher Seite veröffentlichten Ziffer soll die Menge der 
konskribierten Noten etwa 7 Milliarden betragen haben; 
das’ ist nun fü r den Umfang der tschechoslowakischen 
Republik und das damalige Verhältnis zu dem Gesamtnoten­
umlauf (etwa 33 Milliarden) ganz unwahrscheinlich wenig, 
da sich vor der Abstempelung eine geradezu unheimliche 
Geldfülle in der Tschecho-Slowakei bemerkbar machte, le 
den Kreditzinsfuß bis nahe dem Nullpunkt gebracht hatte. 
Es dürften vielmehr sehr erhebliche Notenmengen der Ab­
stempelung überhaupt nicht zugefrhrt worden sein, hur 
diese Vermutung spricht die Tatsache, das sich alsbak mi 
den tschecho-slowakischen Stempelmarken ein schwung­
hafter Handel entwickelte, und daß die neueste Industrie 
der Herstellung gefälschter Stempelmarken einen ungeheuren 
■Umfang annahm. Gegenwärtig liegen die Verhältnisse 
derart daß die gestempelten Kronen, a l s o  d a s  W a t ;  
r u n g ’s g e l d  der tschecho-slowakischen Regierung in 
deren eigenen Grenzen von Seiten aller Kaufleute uru 
Gewerbetreibenden nur m it dem allergrößten Mißtrauen 
angenommen wird, weil die neue Industrie sich bereits 
derart vervollkommnet hat, daß die B e a m t e n  d e r  
Z e t t e l b a n k  n i c h t  m e h r  m  d e r  L a g e  
s i n d ,  die Falsifikate zu erkennen. Diesem Uebe stand wn d 
zwar durch Herstellung neuer Noten nach Möglichkeit abzu­
helfen gesucht, indes ist es nicht abzusehen um wieviel der 
Notenumlauf bereits heute durch Falsifikate vermehr 
worden ist. Es hat sich also hier die technische Unvoll­
kommenheit der Abstempelung in einer Weise gerächt, die 
den von R a S i n  beabsichtigten Haupteffekt zu ge­
fährden. geeignet ist.

Aber auch die ursprüngliche W irkung der Banknoten­
kontraktion zu einer Zeit, wo die Stempelfabrikation nocl 
nicht den oben geschilderten Umfang angenommen hatte, 
w ird in der Literatur ziemlich skeptisch beuiteilt. > 
abfällig äußert sich Prof. S p a n  n (Neue Freie Presse vom 
2o Mai 1919), der auf die volkswirtschaftliche Schädigung 
hinweist, die’ der während der Konskriptionszeit zutage 
getretene Warenhunger hervorrief. (Die Leute kauften alles 
zusammen was ihnen gerade in den Weg kam, nur um dei 
Konfiskation der 50 pCt. des Bargeldes zu entgehen Dieser 
Warenhunger bewirkte, daß die Läden samtlichei I u 
leute und die Warenlager der Industrie während der Kon­
skriptionszeit geradezu gestürmt wurden, wobei alle er­
reichbaren Waren zu unsinnigen Preisen Absatz fanden. 
Neben dieser einmaligen Schädigung wendet sich S p a n n 
auch gegen den dauernden Schäden, welcher dem Kaufmann 
S  dein Industriellen, der nach langer Periode der^Stag­
nation wieder handeln oder produzieren wollte, dadurch 
erwuchs, daß er trotz entsprechender Barmittel gezwungen 
war teuren Bankkredit in Anspruch zu nehmen. Da c 
erhöhten Kosten der Geldbeschaffung natürlich auf che 
Preise überwälzt werden, liegt somit auch in diesem E ffekt 
eine zumindest teilweise Aufhebung des gewollten End­
zieles nämlich des Abbaues der Preise durch Eindämmung 
der Inflation. Aber auch die K r it ik  des eigenen Landes hat 
in den zum Teile grotesken einzelnen Wirkungen der Reform
(es haben z. B. Leute Unmengen von Brirfmarken zusammen-
gekauft und Riesenbeträge m 1 und 2 Kronenoten, welche 
der Abstempelung nicht unterliegen, gehamstert) die I ehler 
des Systems scharf getadelt. So hat die sehr angesehene 
Präger Tribuna”  die gewaltsame Kontraktion des Noten- 
£ e s  L e i n e  Industrie- und produktionsfeindliche 

Maßnahme heftig bekämpft und der jetzige Finanzminister 
H o r a c e k ,  welcher als Referent des Finanzausschusses 
der Nationalversammlung fungierte, hat sich sogar m jenei 
denkwürdigen Sitzung der Nationalversammlung vom 
25. Februar 1919 nicht enthalten können, zn bemerken, 
daß der Finanzausschuß nur, um einen offenen K on flik t mi 
der Regierung zu vermeiden, den Standpunkt, einer 1 pio- 
/ entigen Zwangsanleihe akzeptiert hat, während der Finanz­
ausschuß durchaus der Ansicht war, daß eine bew illige 
4 prozentige Anleihe dem angestrebten Zweck viel besser 
gedient h lt te  (siehe „Berichte aus den neuen Staaten 
Nr 48/49). Auch die R a S i n  s Plan durchaus geneigten 
sozialistischen Blätter (Pravo lidu, ¿eskö slovo beman 
gelten, daß die erhoffte W irkung des Abbaues der 1 reise

niCh\aeinsgelbstte?nSedem engsten Parteikreise R a s i n s  
(Prof E n g l  iS) begegnete man fast allenthalben men 
oder minder scharfen Ablehnungen und R a  S in  selbst
^h e in t b iszu^ inem  gewswnGiac e ®nfa^ ™ isty vom g.
geworden zu sein, ln  seinei m . , r, ü , .
Snd0 n enTuniSv r rö fR n S ite n ,:A rtik d « r ie  („Berichte aus 
den neuen Staaten”  Nr. 116/117 und 121/122) schiebt er 
alle Schuld daß die Wirkungen der Finanzreform sich bis 
n n noch nicht in dem erhofften Ausmaß eingestellt haben, 
der Oeffentlichkeit zu, die sich in ihren Bedürfnissen nicht 
in dem Maße einschränken könne, das zur Erm chung 
seines Zweckes notwendig gewesen wäre. L r gibt 
damit indirekt zu, daß eben auch die M or  i c k k u f  
einer derartigen Selbstbeschrankung die sic 1 
auf den Konsum sondern m weit höherem Maßt 
Produktion beziehen müßte, nicht gegeben

Trotz aller dieser mehr oder minder berechtigten run 
wände wäre es gewiß ungerecht, wollte m a r w e s e n t ! 9 hen 
Vorteile die R a S i n erreicht hat verkennem \  r lern
hat er zweifellosdurch das energische Zu|reifen una seinen 
fi'sten W illen ohne Staatsbankerott aus der kritiscnen 
Finanzlage herauszukommen, die Kreditfähigkeit des jungen 
Staates gefestigt. Was «las in der heutigen Zeit, wo von der 
Kreditfähigkeit eines Landes nahezu alles abhangt, bedeutet, 
braucht nicht weiter ausgeführt zu werden. Dann hat abei 

faktisch durcheeführte Währungstrennung seinem 
Ä  r t S i S Ä S  Vorteile gebracht. Vor allem hat 
erden Erfolg der ihm im Auslande versagt war nämlich 
die Stabilisierung des Kronenkurses, auf einer entsprechen- 
j ’ cn Höhe gegenüber den anderen Nationalstaaten erreicht 
und d 'selben in ein um so größeres wirtschaftliches und
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politisches Abhängigkeitsverhältnis zur Tschecho-Slowakei 
gebracht, als alle diese Staaten auf die Lieferung tschecho­
slowakischer Produkte heute und in nächster Zeit unbedingt 
angewiesen sind. Die durch die Währungsform wesentlich 
geförderte wirtschaftliche Selbständigkeit der tschecho­
slowakischen Republik hat andererseits fü r die Versorgung 
der Bevölkerung m it wichtigen Bedarfsartikeln (man denkt 
z. B. dort bereits ernstlich an die Abschaffung der Brot­
karte) bedeutsame Folgen gezeitigt, die bei Beurteilung des 
R a S i n ’ sehen Gesamtwerkes nicht übersehen werden 
du rf en.

Mittlerweile ist R a S i n  im Kampfe um seine Ideen 
auf dem politischen Kampfplatz geblieben. Ein objektives 
Urteil über das, was er wollte und das, was er erreichte, 
w ird wohl erst eine spätere Zeit fällen. Jedenfalls scheint 
sein behutsamerer Nachfolger, wie aus dessen erstem Ex­
posé in der Nationalversammlung hervorgeht, aus dem 
Kampfe um die Währungsreform den Schluß zu ziehen, daß 
man auch bei großen Ideen m it dem Widerstand der Materie 
rechnen muß und nicht zur Durchsetzung der eigenen, 
noch nicht erprobten währungspolitischen Ueberzeugungen 
das Wirtschaftsleben in einer Weise schabionisieren kann, 
die alle Traditionen der Vergangenheit und wohl auch alle 
Bedürfnisse der Zukunft um des Erfolges in der Gegenwart 
willen, unterdrückt.

Die Abschlagsdividende rediviva?
Vod Dr. ju r Julius Lehmann, Rechtsanwalt in Frankfurt a. M

Einem unter dem T ite l „Ausschüttung bei Aktien 
gesellschaf ten”  von Assessor a. D. Dr. K a r l  f l e r z f e l d  
im  Bank-Archiv Jahrgang X V II Seite 143 veröffentlichtem 
Aufsatz, in dem er die These ve rtritt, daß auf Grund, einer 
durch die Generalversammlung abgeänderten zweiten 
Bilanz Gewinne, die in der ersten Bilanz zurückgestellt 
worden sind, nachträglich zur Verteilung gebracht werden 
können, ist Professor Dr. E h r e n b e r g  unter dem T ite l 
„Umstoßung einer genehmigten Bilanz und außerordent­
liche Gewinnverteilung bei Aktiengesellschaften an der 
gleichen Stelle Seite 159 ff. entgegengetreten.

Es handelt sich hier in W irklichkeit um ein altes 
Problem, das in neumodischer Verkleidung auf- 
taucht und nicht wieder erkannt worden ist, nämlich um 
die Abschlagsdividende.

Es wird allerdings von H e r z f e l d  Wert darauf 
gelegt, zu betonen, daß (licht der Gewinn des laufenden, 
sondern der Gewinn des vorigen Geschäftsjahres nachträg­
lich zur Ausschüttung gelangt. Da aber kein Zweifel dar­
über bestehen kann, daß, die R ichtigkeit der H e r  z f  e 1 d - 
sehen Ansicht vorausgesetzt, jede Gesellschaft, die über 
freie Reserven verfügt, in der Lage wäre, im Laufe des 
Geschäftsjahres nachträglich Dividenden bis zur Höhe 
der freien Reserven auszuschütten, so wäre innerhalb dieser 
Grenze die Möglichkeit zu Abschlagsdividenden gegeben. 
Denn ob man,die Ausschü ttung freier Reserven als Nachtrags­
dividende oder als Abschlagsdividende oder Bonus bezeichn 
net, dürfte  ein Spiel m it Worten sein. E in wirtschaftlicher 
Unterschied ist jedenfalls nicht ersichtlich; aber auch der 
von H  e r  z f e 1 d konstruierte formelle Unterschied besteht 
in Wahrheit nicht, wie sich aus der Geschichte des §215 
HGB. ergibt.

f.
Bis zum Inkrafttreten des ADHGB. wurden statuten­

mäßig ' häufig halbjährliche Abschlagszahlungen auf die 
Dividenden festgesetzt1). Bei der Beratung des ADHGB.2) 
wollte man hierm it aufräumen durch die Bestimmung, daß 
nur dasjenige unter die Aktionäre verte ilt werden darf, was 
sich nach der jährlichen Bilanz als Reingewinn ergibt.

i) G o l d s c h m i d t  in der Zeitschrift für das gesamte
Handelsrecht Bd. III, Beilageheft S. 81.

Protokolle S. 812 ff.; vkI. auch die ausführliche Da.r 
stollung bei I t  e n a u d t , Das Recht der Aktiengesellschaften, 
2. Aufl. Leipzig 187B, S. 661 ff.

Hiergegen wurde vorgebracht, „es gebe ganz solide Gesell­
schaften,, welche während des laufenden Geschäftsjahres 
Zinsen von bestimmter Höhe bezahlten. Dieses Verfahren 
gewähre den Vorteil, daß die Aktieninhaber schon wählend 
des laufenden Geschäftsjahres eine bestimmte Rente 
unter dem tarnen Zinsen bezögen und sei ganz unbedenk­
lich, wenn diese Zinsen nur einen Teil der Dividende bildeten, 
wie sich dieselbe erfahrungsmäßig herausstelle.”  i

Hiergegen „wurde von anderer Seite wieder einge­
wendet, die Zinsen seien am Ende doch nichts anders 
als Dividende, oder, falls sie vor Ablauf des Rechnungs­
jahres gemacht würden, Abschlagszahlungen auf die vor­
aussichtlich erwachsende Dividende. S e l b s t  w e n n  
e i n  R e s e r v e k a p i t a l  z u r  E r z i e l u n g  d e r  
Z i n s e n  a n g e l e g t  s e i ,  w ä r e n  d i e s e l b e n  
n i c h t s  a n d e r s  a l s  e i n e - A r t  D i v i d e n d e ,  
d e n n  d i e s e  Z i n s e n  b i l d e t e n  e b e n  e i n e n ,  
T e i l  d e s  E i n k o m m e n s  d e r  G e s e l l s c h a f t ,  
a u s  w e l c h e m  n a c h  A b z u g  a l l e m . S c h u l d e n  
d e r  G e w i n n  b e r e c h n e t  w e r d e ,  und wenn 
einmal gar kein Gewinn, sondern Verlust sich ergebe, so 
hätten ohne Zweifel auch die Zinsen aus den Reservekapi­
talien .........., ja  die fü r die Zinsen bestimmten Reserve­
kapitalien selbst zu haften” .

H ier ist also in aller K larheit schon der Fall zur Dis­
kussion gestellt, d a ß  A b s c h l a g s d i v i d e n d e n  
n i c h t  a u s  d e m  G e w i n n e  d e s  l a u f e n d e n  
J a h r e s ,  s o n d e r n  a u s  v e r f ü g b a r e n  R e ­
s e r v e n  g e z a h l t  w e r d e n .  Es wurde schließlich 
m it 10 gegen 5 Stimmen folgender Zusatz beschlossen: 
„Doch kann im Laufe des Geschäftsjahres aus dem vor­
handenen Gewinn eine Abschlagszahlung auf die Dividende 
stattfinden” 3), und demgemäß im Entwurf 1. Lesung 
A rtike l 196 Absatz 3, die Bestimmung aufgenommen: 
„Auch können im  Laufe des Geschäftsjahres aus dem vor­
handenen Gewinn Abschlagszahlungen auf die Dividenden 
geleistet werden.”

In  zweiter Lesung4) wurden folgende neue Formulie­
rungen vorgeschlagen: „Auch kann im Gesellschafts­
vertrag bestimmt werden, daß im Laufe des Geschäftsjahres 
a u s  d e m  v o r h a n d e n e n  G e w i n n  Abschlags­
zahlungen auf die Dividenden verte ilt werden”  und: „Auch 
können im Laufe des Geschäftsjahres aus dem dann vor­
handenen Gewinn Abschlagszahlungen zu 2 pCt. auf die 
Dividenden geleistet werden” .

Hiergegen wurde bemerkt, „d ie in erster Lesung' er­
wähnten und bei vielen ohne Zweifel soliden Aktiengesell­
schaften gebräuchlichen Abschlagszahlungen an der zu 
erwartenden Dividende könnten keinen durchschlagenden 
Grund fü r die Beibehaltung des dritten Absatzes bilden, 
weil die Vorteile, die m it einer solchen Einrichtung ver­
bunden seien, vielfach dirrch die Nachteile aufgehoben 
würden, welche alsdann entständen, w e n n  d a s  P r i n ­
z i p  d e s  e r s t e n  A b s a t z e s  n i c h t  k o n s e ­
q u e n t  z u r  D u r c h f ü h r u n g  k ä m e  .

Es wurde demnach m it 10 gegen 6 Stimmen die 
Streichung des dritten Absatzes des Artike ls beschlossen. 
Hierbei behielt es auch sein Bewenden, obwohl in einer 
späteren Sitzung6) vom Abgeordneten von Lübeck nochmals 
auf die Bedenklichkeit dieses Beschlusses hingewiesen 
wurde. Um eine entsprechende Bestimmung durchzu­
setzen, wurden noch verschiedene Abänderungsvorschläge 
gemacht, insbesondere wurde noch beantragt, das W ort 
„vorhanden”  zu streichen, d a m i t  n i c h t  d i e  A u f ­
s t e l l u n g  v o n  B i l a n z e n  w ä h r e n d  d e s  G e ­
s c h ä f t s j a h r e s  n o t w e n d i g  w e r d e .

Von anderen Seiten „wurde jedoch gegen den er­
neuten Antrag auf Herstellung des gestrichenen Absatzes
hervorgehoben, ........ in der Natur der Sache liege kein
genügender Grund, um den gestrichenen Absatz in das 
Gesetz aufzunehmen. Denn es sei ohnehin ein erhebliches, 
aber freilich auch unvermeidliches Privilegium der Aktien­
gesellschaften, daß sie schon nach jedem Geschäftsjahr 
auf Grund der in vielen Punkten auf unsicheren Schätzungen

3) Protokolle 8. 314.
') Protokolle S. 1043 ff.
5) Protokolle S. 1053 ff. •
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beruhenden Bilanz den Gewinn defin itiv berechnen und aus­
zahlen dürften, obschon eigentlich erst am Schlüsse der 
ganzen Geschäftsführung m it Wahrheit erm ittelt werden 
könne, ob der „Geschäftsbetrieb der Gesellschaft Gewinn 
oder Verlust ergeben habe. Eine Ausdehnung dieses P riv i­
legiums in dem Sinne, daß sogar in halbjährlichen Zwischen­
räumen definitive Berechnung und Auszahlung von Gewinn
zugelassen würde, sei gewiß nicht gerechtfertigt.................
Eine konsequente Durchführung des ersten Absatzes 
habe selbst fü r  große Aktiengesellschaften den Vorteil, 
daß die Verwaltungen mehr gedrängt würden, die Auf­
stellung der Bilanz nach dem Schlüsse ües Geschäftsjahres 
zu beschleunigen, statt m it derselben zu zögern und m it 
den Barvorräten Spekulationsgeschäfte zu machen, dadurch 
die Tantiemen zu erhöhen und dergleichen; w o g e g e n  
d i e  W i e d e r h e r s t e l l u n g  d e s  d r i t t e n  A b ­
s a t z e s  l e i c h t ' d i e  B e s t i m m u n g  d e s  e r s t e n  
A b s a t z e s  i l l u s o r i s c h  m a c h e n  u n d  z u  b e ­
d e n k l i c h e m  E i n d r i n g e n  a u f  d e n  V o r ­
s t a n d ,  u m  A b s c h l a g s z a h l u n g e n  z u  e r ­
l a n g e n ,  A n l a ß  g e b e n  w ü r d e .  B e i d e  V o r ­
s c h r i f t e n  k ö n n t e n  n i c h t  n e b e n e i n a n d e r  
b e s t e h e  n” .

Die Ablehnung der Möglichkeit einer Abschlagsdivi­
dende erregte heftige K rit ik . Verwiesen sei auf die „K r it ik  
eines Entwurfs eines HGB.”  von G o l d s c h m i d t  
(Heidelberg 1857), der folgendes bemerkt:

„Dagegen erscheinen folgende Beschränkungen nicht 
minder bedenklich als von zweifelhaftem W ert:

2. Zu A rtike l 202, daß Zinsen selbst als Abschlag auf 
die erwartete Dividenden nicht vor Ziehung der Bilanz 
gezahlt werden dürfen. Viele bestehende Gesellschaften, 
deren Geschäftsgang und Blüte auf diesen Modus gebaut ist, 
werden durch solche Verbote in empfindlichen Nachteil 
kommen.”

Der springende Punkt bei der ganzen äußerst eingehen­
den Diskussion war also gerade die Frage, ob eine mehr­
malige Dividendenausschüttung, die man wirtschaftlich 
fü r vorteilhaft hielt, zulässig bleiben sollte, gleichviel ob 
auf Grand der alten Bilanz, einer neuen Bilanz oder ohne 
Bilanz, sei es aus laufendem Gewinn oder aus Reserven, 
und man hat sich schließlich zu der Ansicht bekannt, daß 
aus prinzipiellen Gründen nur eine einmalige Gewinnver­
teilung zulässig sein sollte. Es bestand bei niemand auch 
nur der geringste Zweifel darüber, daß durch die Streichung 
des in der ersten Lesung eingeft gten Absatz 3 jede Ge­
winnausschüttung, außer der einmaligen auf Grund der 
jährlichen Bilanz, verboten sei. Man erblickte hierin eines 
der Prinzipien des Aktienrechts. Streit bestand lediglich 
über die Frage, ob diese Regelung wirtschaftlich zweckmäßig 
sei oder nicht.

11.

Zwei Sätze ergeben sich aus der vorstehend geschil­
derten Entwicklungsgeschichte des § 215 als zweifelsfreie 
Absicht des Gesetzgebers:

1. Es g ibt nur eine jährliche Bilanz.
2. Es gibt nur eine jährliche Gewinnausschüttung auf 

Grund dieser Bilanz.
Den ersten dieser beiden Sätze versucht H e r z f e l d  

zu umgehen. Nach seiner Ansicht w ird die erste Bilanz 
durch die zweite Bilanz aufgehoben, so daß es fü r das 
Geschäftsjahr nur eine gültige Jahresbilanz (nämlich die 
zweite) gibt. Gegen die Ausführungen H e r z f e l d s  
hat sich E h r e n b e r g  a. a. 0. m it guten Granden 
gewandt.

Die Annahme H e r z f e l d s ,  daß eine gültig be­
schlossene fehlerfreie Bilanz durch ein spätere General­
versammlung wiederumgestoßen werden kann, ist unrichtig. 
H e r z f e l d  verkennt, daß die Feststellung der Bilanz 
nicht nur die Konstatierung einer Tatsache, sondern auch 
ein Willensakt der Gesellschaft behufs Schaffung von 
Gläubigerrechten ist6). Wenn aber w irk lich die erste Bilanz 
durch eine zweite Generalversammlung umgestoßen würde,

')  So insbesondere S i m o n :  Bilanzen S. 26; vgl. auch 
S t a u b  § 260 Anm. 4; und die bei E h r e n b e r g  Anm. B, 6 
zitierten Reichsgerichtsentscheidungen.

dann müßte man füglich fragen, auf Grund welchen Rechtes 
die Aktionäre ihre ersten Dividenden, Vorstand und Auf­
sichtsrat ihre Tantiemen bezogen hätten: auf Grund der 
ersten Bilanz, die nicht mehr existiert, oder auf Grand der 
zweiten Bilanz, die über die ausgezahlten Beträge, da sie 
ja  nicht mehr vorhanden sind, auch nicht mehr disponieren 
kann. Die Behauptung H e r z f e l d s ,  daß es gleich­
gültig sei, ob nur wenige Minuten oder Monate zwei ver­
schiedene Bilanzbeschlüsse trennen, ist wohl als ein Versuch 
gedacht, den philosophischen Satz der Irrea litä t der Zeit auf 
das juristische zu übertragen. E h r e n b e r g  stellt da­
gegen m it Recht fest, daß, wenn in der gleichen General­
versammlung eine zunächst genehmigte Bilanz später abge­
ändert wird, in Wahrheit nur eine Bilanz vorliegt. Es fehlt 
eben in diesem Falle der ersten Bilanz das publizistische 
Element. Man kann sie m it einer noch nicht zugegangenen 
Willenserklärung vergleichen.

Aber selbst, wenn man die Zulässigkeit konzedieren 
wollte, in einer späteren Generalversammlung eine neue 
Bilanz zu beschließen, so dürfte auf Grund der neuen Bilanz: 
niemals auch eine neue Gewinnverteilung erfolgen, weil das 
Gesetz nur eine einmalige Gewinnverteilung kennt und jede 
Möglichkeit ausschließen wollte, mehrere Gewinnverteilun­
gen vorzunehmen. Es ist ein Trugschluß, anzunehmen, 
daß aus der Zulässigkeit, die erste Bilanz umzustoßen und 
eine neueBilänz aufzustellen, ohne weiteres auch ciieZulässig- 
ke it einer zweiten Gewinnverteilung folgen würde, Das 
Gesetz kennt nämlich auch sonst Fälle, in denen die Auf­
stellung einer Bilanz nicht nur zulässig, sondern sogar 
geboten ist, in denen aber trotzdem eine Gewinnverteilung 
nicht stattfinden darf. Dies ist nämlich dann der Fall, 
wenn das erste Geschäftsjahr einen kürzeren Zeitraum als 
den eines Jahres umfaßt, und wenn das Geschäftsjahr 
abgeändert wird. Daß im zweiten Falle der Gewinn nicht 
verte ilt werden darf, sondern vorgetragen werden muß, 
ist unstreitig7), während im ersten Falle allerdings die 
Meinungen geteilt sind8).

Reingewinn, der nicht auf Grund der ersten Bilanz ver­
te ilt ist, hat damit aufgehört, verteilbarer Reingewinn des 
verflossenen Jahres zu sein. Er gehört vielmehr zum 
Reingewinn des laufenden Jahres. Aus ihm gezahlte 
Dividenden wären daher nicht nur wirtschaftlich, sondern 
auch formell Abschlagsdividenden gleichzusetzen.

Der Versuch der Praxis, die Abschlagsdividenden zu 
neuem Leben zu erwecken, muß zurückgewiesen werden. 
N icht nur bildet der Satz, daß die Aktiengesellschaft nur 
einmal im Jahre Dividende zahlen darf, einen der wesent­
lichsten theoretischen Grundpfeiler unseres Aktienrechts. 
Auch eine beinahe 60 jährige Praxis hat sich widerspruchslos 
dieser Theorie gefügt; es gibt fü r jedes Geschäftsjahr nur 
einen Kupon, der Abschlag der Dividende an der Börse 
erfolgt nach der ordentlichen Generalversammlung, und 
meines Wissens ist bis zu den jüngsten Vorgängen nie und 
nirgends der Versuch gern cht worden, diese Praxis zu 
durchbrechen. Es muß aber auch darauf hingewiesen 
werden, daß alle Beteiligten sich gefährlichen Regreß­
ansprüchen aussetzen. N icht nur haften Vorstand und 
Aufsichtsrat gemäß §§ 241 Ziffer 4, 249 HGB., auch für 
die Aktionäre t r i t t  die Verpflichtung zur Rückerstattung 
ein. Wer Abschlagsdividenden bezieht, ist nicht gutgläubig.

Hierbei ist es völlig gleichgültig, welche Namen diese 
außerhalb der ordentlichen Dividende vorgenommenen 
Gewinnausschüttungen tragen. Den Namen „Zinsen” 
oder „Abschlagsdividende’ ' w ird man in den betreffenden 
Generalversammlungsbeschlüssen vergeblich suchen. Man 
spricht gewöhnlich von einem Bonus, der zur Verteilung 
gelangt, oder der Generalversammlungsbeschluß lautet 
dahin, daß der Dividenden- oder sonstige Reservefonds 
aufgelöst wird, und auf jede Aktie x Mark in bar ausge­
schüttet werden. In  allen Fällen liegt trotz des verschiedenen 
Namens wirtschaftlich und juristisch dasselbe vor, wie bei 
der Abschlagsdividende: es e r f o l g t  e i n e  A u s ­
s c h ü t t u n g  a u ß e r h a l b  d e r  j ä h r l i c h e n  
B i l a n z .

7) Vgl. S t a u b  § 21B Anm. 8 und die dort Zit.
») Vgl. S t a u b  & H a c h e n b u r g  Q-. m. b. H , § 28, 

Anm. 14.
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E h r e n b e r g  hat a. a. O. Seite 163 einen Weg ge­
zeigt, durch den man möglicherweise die Ausschüttung der 
Reserve doch ermöglichen könne. Er w irft nämlich die Frage 
auf, ob die Reservestellung von Reingewinn nicht unter 
dem Vorbehalt erfolgen könne, sie nachträglich durch eine 
außerordentliche Generalversammlung zur Ausschüttung 
zu bringen. E h r  e n b  e rg  selbst lehnt dann diese Mög­
lichkeit, ab, weil sie zu einer Umgehung des Gesetzes führen 
würde. Dieser ganze Gedanke scheint m ir völlig abwegig 
zu sein. Konstitutive Willensakte wie die Bilanzfeststellung 
vertragen ihrer Natur nach keine Bedingungen. Im  
Ergebnis stimme ich also auch hier E h r e n b e r g  durch­
aus bei.

I I I .

Zum Plane des Notenumtausches.

Der C e n t r a l v e r b a n d  d e s  D e u t s c h e n  
B a n k  - u n d  B a n k i e r g e w e r b e s  (E. V.) bat unter 
dem 4. August an den Herrn Reichsfinanzminister 
folgende Eingabe gerichtet:

„Durch Zeitungsmeldungen Uber eine beabsichtigte 
Abstempelung von Papiergeld und Wertpapieren haben 
w ir uns veranlaßt gesehen, erneut die Verfassunggebende 
Nationalversammlung, wie bereits in unserer Eingabe vom 
12. Juli d. J. zum Anträge Auer und Genossen, vor 
solchen Maßnahmen zur Steuerlluchtbekämpfung zu warnen, 
die w ir als dilettantisch zu bezeichnen nicht umhin konnten.

Bevor w ir zu der in Aussicht gestellten näheren 
Begründung unseres Standpunktes übergehen, möchten 
w ir e i n e s  betonen: W ir begreifen und teilen die ernste 
Sorge, welche die Reichsfinanzverwaltuug bei Beobachtung 
der nur allzu zahlreichen Steuerfluchtversuche ehrloser 
und pflichtvergessener Elemente der Bevölkerung bewegt, 
w ir halten es für notwendig, daß solche Personen, die 
sich nicht scheuen, die ohnehin Überschwere Abgabenlast 
ihrer Mitbürger durch Verheimlichung und Beiseite­
schaffung ihrer eigenen Vermögenswerte zu vergrößern, 
von der ganzen Schärfe des Gesetzes betroffen und 
darüber hinaus der verdienten gesellschaftlichen Miß­
achtung preisgegeben werden. W ir möchten keinen 
Zweifel darüber lassen, daß unser Verband und seine 
Mitglieder gew illt sind, die Reichslinanzverwaltung mit 
voller Kraft bei zweckentsprechenden Maßnahmen zur 
Bekämpfung dieses Unwesens zu unterstützen und, soweit 
dies erfolgreich geschehen kann, auch Opfer an Arbeit, 
Kosten und geschäftlicher Bequemlichkeit zu bringen.

Gerade weil w ir einer ernsthaften und wirksamen 
Bekämpfung der Steuerflucht unsere M itwirkung nicht 
zu versagen beabsichtigen, halten w ir uns für berechtigt, 
unsere Stimme gegen Maßnahmen zu erheben, denen nur 
der äußere Anschein eines wirksamen und energischen 
Durchgreifens auf diesem Gebiete anhaftet und die sich 
deshalb vielleicht für den Politiker als ein verlockendes 
Experiment darstellen mögen, während der Fachmann 
befurchten muß, daß ein ungeheurer Aufwand an Organi­
sation, Einzelarbeit und Kosten nutzlos vertan wird, daß 
die Steuerfluchtigen des untauglichen Versuches, ihre 
Machinationen zu vereiteln, spotten werden, und daß als 
Erfolg der ganzen Aktion nichts Zurückbleiben wird, als 
eine neue schwere Schädigung des redlichen Verkehrs 
und der deutschen Volkswirtschaft.

I.

E i n z i e h u n g  d e s  P a p i e r g e l d e s .
W ir gehen von der Annahme aus, daß die Regie­

rung, um der Verheimlichung von Vermögenswerten durch 
Aufspeicherung baren' Goldes ein Ende zu machen, den 
inländischen Privatbesitz an Papiergeld durch Einführung

eines Einlieferungs- und Registrierungszwanges, kündbar 
und steuerlich erfaßbar machen w ill.

Daß die Reichsfinanzverwaltung eine solche Maß­
nahme als theoretisch geeignet erscheinendes Mittel zur 
Steuerfluchtbekämpfung in Erwägung gezogen hat, ver­
mögen w ir wohl zu begreifen. Nicht verstehen würden 
w ir es jedoch, wenn man sich über folgende Erwägungen 
hinwegsetzen wollte, die den P l a n  a l s  p r a k t i s c h  
s c h l e c h t h i n  u n a u s f ü h r b a r  erscheinen lassen.

Die Möglichkeit einer Verwirklichung des Vorhabens 
hätte folgendes zur unerläßlichen Voraussetzung:

1. daß Ankündigung und — sorgfältig vorbereitete — 
Durchführung der Maßnahme zeitlich unmittelbar 
zusammenfallen, damit dem Vermögensverheimlicher 
zur Auslaudsflüehtung seines Papiergeldes oder 
sonstigen Gegenmaßnahmen keine Zeit gelassen 
wird,

2. daß derartigen Gegenmaßnahmen durch eine herme­
tische Grenzabsperrung vorgebeugt wird,

3. daß die Durchführung der Maßnahme (genaue 
Registrierung der Einlieferer, Ausreichung von 
Ersatzzahlungsmitteln nach zuverlässiger Legiti­
mationsprüfung) sich in so kurzer Zeit und in 
technisch so vollkommener Weise ermöglichen läßt, 
daß sich ein Mangel an dem Verkehr notwendigen 
Zahlungsmitteln nicht in einer das Maß des Erträg­
lichen übersteigenden Weise fühlbar macht.

Alle diese Voraussetzungen sind in Deutschland 
nicht erfü llt und nicht erfüllbar.

Zu 1. Während bei der tschecho-slovakiscben 
Notenabstempelung laut Mitteilung des Finanzministers 
Dr. R a s e  h i n  in Narodni L is ty  vom 16. März d. J. 
die Vorbereitungen zur Notenabstempelung in aller 
Heimlichkeit erfolgten, so daß bis zum Abschluß derselben 
und zur Inangriffnahme der Maßnahme nur ganz wenige 
zuverlässige Personen in das Vorhaben der Regierung 
eingeweiht waren, waren bei uns die Zeitungen von 
näheren und als offiziös angesehenen Mitteilungen über 
die geplante Noteneinziehung bereits zu einer Zeit voll, 
als sich die Reichsregierung, wie die National-Zeitung 
vom 24. Juli d. J. aus zuverlässiger Quelle berichtet, 
wegen Durchführung der Maßnahme noch nicht einmal 
m it der Reichsbank ins Einvernehmen gesetzt hatte und 
n o c h  n i c h t  e i n m a l  d i e  V o r b e r e i t u n g e n  
f ü r  e i n e  V o r a r b e i t  g e t r o f f e n  w a r e n .  Wenn 
— wie es nach Zeitungsnachrichten den Anschein hat — 
mit der vorzeitigen Lüftung des Schleiers über die Ab­
sichten der Reichsfinanzverwaltung bezweckt wurde, für 
diese Absichten um Sympathien in der breiten Oeffent- 
lichkeit zu werben, so hat man die wirksame Durch­
führung des Planes hiermit jedenfalls von vornherein 
illusorisch gemacht.

Zu 2. In der Tschecho-Slovakei wurde laut der 
bereits angeführten Erklärung des Finanzministers 
Raschin die G r e n z s p e r r e  mit Hilfe des Militärs, 
der politischen, Finanz- und Zollbehörden vollständig 
durchgeführt. Bei uns ist eine Abschließung der Grenzen 
in der erforderlichen Vollständigkeit, selbst wenn das 
erforderliche Bewachungspersonal in genügender Zahl 
und Zuverlässigkeit vorhanden wäre, schon angesichts 
der sich jeder wirksamen Kontrolle entziehenden Ge­
staltung des Verkehrs zwischen dem unbesetzten und 
dem besetzten Gebiete und zwischen diesem und dem 
Auslande unmöglich.

Zu 3. Erfolgte die Einziehung des umlaufenden 
Papiergeldes lediglich in der Weise, daß jeder Einlieferer 
ohne Erfordern einer Legitimation und ohne deren Prüfung
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7ncr um Zag sei es abgestempelte, sei es neue Geld- 
Zeichen seines Zwischenscheine, ausgefolgt erbieite, so 
S e  m it einem solchen Verfahren für die steuerliche
Erfassung verheimlichter Vermögenswerte selbstverstand- 
£ h  nichts Gewonnen, dasselbe wäre vielmehr gänzlich 
S to  u n d Ä t a  Zur Grundlage steuerheb- 
Stellungen und Kontrollmaßnahmen kann der Umtausch 
nur dann werden, wenn die Rückgabe der gestempelten 
Sezw d“ e Ansfoigung der neuen Wertzeichen nur an 
einen hinsichtlich seiner Persönlichkeit genau festge

' ‘ ^ “ h ^ w e ic h e r  Zeit es bedürfen würde, 
d‘iese Registrierung und Legitimationsprüfung bei einem 

Umlauf8 papierener Zahlungsmittel im Betrage von mehr als 
40 Milliarden Mark und einer S t ü c k z a h v o n m 
d e s t e n s 2 M i l l i a r d e n  zu bewerkstelligen. Ang - 
sichte der Notwendigkeit, zu dieser 8e^ ^
gewandte und vertrauenswürdige Arbeitskräfte 
wenden angesichts der Schwierigkeiten, die sich gegen 
über solchen Schichten des Publikums ergeben werden, 
die nach dem Stande ihrer Bildung dem Verständnis für 
staatliche Maßnahmen minder zugänglich ^  müßt 
man selbst bei äußerster Anspannung aller A rb e its k ra ft 
S fd le D ^ h fü h ru n g  der Aktion eine F m . T »  mt.de- 
stens mehreren Wochen in Rechnung stellen.

Während dieser Periode würde eine Z a h l  a n g s  
m i t t e  l k n a p p h e i t  von unendlich schwererer A rt und 
angemein weittragenderen Folgen bestehen, ais w ir sie im 
Oktober 1918 erlebt haben, verbunden mit unausbleiblicher 
Stbrungen der « M M .  Buhe, M M  ^ 0 »  
Diesen Erscheinungen, die «um mindesten u . lo k a l«  
Katastrophen ihhren können, wäre auch nicht durc 
eine Freilassung der Kleineren und kleinsten apiergua 
abschuitte vorsuheuge» G a »  » h ie b e n  davon da 
rlnrch deren Ausnehmung der Zweck der Maßnabrae ois 
zu einem gewissen Grade beeinträchtigt werden würde
würden‘ die^e kleinen Abschnitte -  p »  
Tschechoslowakei -  Gegenstand der Linbams,ter ng 
werden und aus dem V erkehr verschwindet > ,
bei Zahlungsmittelkrisen angewandte Augkunftsmittel de
Ausgabe von N o t g e l d  durch Gemeind n, B a h n t 
betriebe etc käme hier nicht nur nicht in Betracht, 
sondern müßte geradezu verboten werden, weil dadurch 
selbstverständlich der Zweck der ganzen Prozedur

iT e T T : X e A ' Ä . S  i h h":
Ganz abgesehen von der Möglichkeit der_ vorzeitigen 
Verbringung erheblicher Papiergeldbestande ins Auslan 
kann die steuerliche Verwertung der Besitz- und
Bestandsaufnahme durch Vorlegung ^ Rfal Handelsobfekt 
matinnen welche heute ein gangbares Handelsobje 
S  durch Verteilung des Papiergeldbesttees etuer
sina, anrcu !  eine größere Anzahl von
S Ä Ä  uut eine Anzahl an j e * « =  
Stellen bestehender Konten des Besitzer ,
eines Strohmannes vereitelt, und «um minde ten d t 
Tatbestand derart verdunkelt werden, daß es zu seine
Klarlegun»- eines ganz unverhältnismäßigen und praktisch
nicht fü  feistcuden8 Arbeitsaufwandes der Behörde bedurl
_ Die Erzwingbarkeit der Einlieferung des '
von Ausländern im Auslande befindlichen la p ie ig . 
die sich als eine wesentliche Voraussetzung (¡er ur 
führbarkett der Aktion darstellt, erscheint aus nicht 
2 r  d lu le g e n d e u  Gründen in höchstem Muhe

fraglich.

Noch garnicht erörtert wurden bisher die yon ^ rP a p ie r-
DAlHein/iehun»- zu gewärtigenden V o l k s w i r t s c h a f t .
ffcH T B eg le tte fsch e inungen . Dieselben würden u. E 
überaus verhängnisvoll nach folgenden Richtungen sein

I V e r s c h l e c h t e r u n g  d e s  V a l u t a k u r s e s .

191J saua e f i ( ,F i' iß  ln Kopenhagen von
in Amsterdam von 16,8b aut 1 0 ,
90 9b auf 26.25, in Stockholm von 26,50 auf 25. L>aJ4

v." *- Viimiipn werde einen noch scharftren Kurs 
S c a n s  m verhüten vcimocht. Eiu solcher würde »her 
rückga b e;nt reten sobald die Verwirklichung der

— S ie b te n  -  « - » • »  Hübe gerückt
werden sollte.

2 , U n n ü t z e  W a r e n k ä u f e  u n d  d e r e n F o l g e n .

l •int- Berichten der tschechischen Presse (z. B. T ri- 
t L  i  9 März d J1 haben auf die Ankündigung der

T Ä Ä S t a  Gutes notwendige und nicht 
au d i-  waren (silberne Tafelaufsätze, seidene Kra- 
notwendige Waren (. ■ ' erhiihten Preisen gekauft.
Ä  *  wurden ferner allein

ir 27 Millionen Kronen Briefmarken aufgekauft ferner

Volk «Vermögens und eine erhebliche Steigerung der Waren- 
oreise' fttr'den legitimen Bedarf, insbesondere für Gewerbe- 
K Y  Aber auch seitens der Bauern wurde die Ab­
lieferung der Erzeugnisse noch mehr eingeschränkt und 

i r  Qr>Vii#‘iphh*\ndcl8Drcisc wesentlich erhöht. An 
W“ r, h «  d ie s e r v Ä “  u ig T «  Lebensmittelpreise haben

zurückbebielt.g Daß bei uns Aehnliches beabsichtigt sei, 
”  umtUeh nicht hekanntgegehon, wird aber auf dem 

Lande vielfach mit Sicherheit angenommen. A u s  d e r  
P ro  v i n 7, l i e g e n  « “ . . d e m e n t s p r e c h e n d  
b e r e i t s  M e l d u n g e n  U b e r  S > « <
V o r g ä n g e  v o r ,  w i e  d i e  v o r s t e h e n d  a n s
d e r  T . t h e t h o - S l e w a k t i  b e r i c h t e t e n .

I „  der Tscheche-Slowakei bat die Nhtenubstempelung
»  einer ungeheuerlichen Sehhdiguu^de. S W M
Verkehrs durch den Umlauf f a 1. U Kronen ge-
N o t e n  geführt, der auf mehrere MtU arden Jfronen ge 
sebät/t wird Die tschechischen und bsterrucbiscbu
Blätter sh d voll von näheren Mitteilungen hierüber; nach 
u i f  vorliegenden brieflichen Nachrichten ist es in Böhmen 

dabin gekommen, « d Ä

Noten ‘ u ĥ uher°Serie und Nummer ausstellt und sich
einen v „  verpllichtet, wenn sich die Noten als
falsoh"gestempelt erweisen sollten, ln Westgalizien findet
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ein regulärer Handel in falschen tschechoslowakischen 
Stempeln statt, für welche sogar fortlaufend bestimmte 
Kurse genannt werden. Aehnliche Erscheinungen würden 
sich auch bei uns ergeben, wenn man das eingezogene 
Papiergeld nach Abstempelung oder nach Aufdruckung 
einer Marke wieder ausgeben wollte. Aber auch die 
Ausgabe von Ersatzscheinen (Zwischenscheinen) würde 
dem Fälscherunwesen Tür und Tor öffnen. B a i  d e r  
G r ö ß e  u n d  P l ö t z l i c h k e i t  d e s  B e d a r f s  i s t  
es g a n z  u n m ö g l i c h ,  d i e s e n  Z w i s c h e n -  
s c h  e i n e n  e i n e  s i e  g e g e n  F ä l s c h u n g e n  
a u c h  n u r  e i n i g e r m a ß e n  s i c h e r n d e  A u s ­
s t a t t u n g  z u  g e b e n .  Der erhebliche Schaden, den 
das Publikum und auch die Reichsbank durch die zahl­
losen Fälschungen der Reichsbanknoten vorn Oktober 1918 
erlitten hat, würde sich ins Ungemessene vervielfachen, 
und damit wäre ein neuer Grund zur .Beunruhigung des 
Publikums, zur Diskreditierung unserer Währung und zur 
Verschlechterung ihres Kurses gegeben.

Selbst wenn man die ganze Maßnahe unter r e i n  
f i s k a l i s c h e n  Gesichtspunkten betrachtet, ergeben 
sich begründete Zweifel, ob sie sich als lohnend und 
zweckmäßig erweisen wird. Die in barem Papiergeld 
verheimlichten Vermögenswerte, deren steuerliche E r­
fassung die Maßnahme bezweckt, wird man äußersten 
Falles auf 5 Milliarden Mark schätzen dürfen, wenn man 
berücksichtigt, daß der Umlauf im legitimen Zahlungs­
verkehr angesichts der gestiegenen Preise ein Vielfaches 
des Friedensbetrages darstellt und daß sich außerordent­
lich große Beträge deutschen Papiergeldes im Auslande 
in ausländischem Besitze befinden. Von dem oben ge­
schätzten Betrage wird indessen, angesichts der vielfach 
offengelassenen Entziehungsmöglichkeiten bestenfalls nur 
ein geringer Bruchteil dem steuerlichen Zugriff zugäng­
lich gemacht werden und hiervon wird wiederum das 
Steueraufkommen ebenfalls nur einen Bruchteil betragen. 
Dem stehen aber auf der anderen Seite die erheblichen 
finanziellen Ausfälle gegenüber, die dem Reiche unmittel­
bar aus den überaus hohen Personal- und Sachunkosten 
der Maßnahme erwüchsen, namentlich wenn Zwischen­
scheine oder Ersatznoten hergestellt werden müßten, 
ferner die Fälschungsschäden, deren IJebernahme sich das 
Reich nicht völlig entziehen könnte, und schließlich die 
mittelbar auch den Reichsfiskus treffenden allgemeinen 
wirtschaftlichen Nachteile, wie Valutaverschlechterung, 
Preisteuerung und vielleicht sogar Notwendigkeit der 
Unterdrückung innerer Unruhen.

Nach alledem glauben w ir dem Herrn Reichsfinanz­
minister und dem Reich einen .guten Dienst zu tun, wenn 
w ir m it aller Entschiedenheit vor der Inangriffnahme 
einer irgendwie gearteten Noteneinziehung oder Noten­
abstempelung warnen, da dieser Weg, einmal beschritten, 
zu den schwersten Enttäuschungen fuhren muß.

H. A b s t e m p e l u n g  d e r  W e r t p a p i e r e .

Die Zahl der inländischen festverzinslichen und 
dividendentragenden Wertpapiere w ird bei schätzungs­
weiser Annahme mit 150 Millionen Stück eher zu niedrig 
als zu hoch gegriffen sein.

W ir erachten es für technisch unmöglich, diese ge­
waltigen Bestände innerhalb so kurzer Zeit, wie es zur 
Erreichung des steuerlichen Zweckes nötig wäre, einer 
Abstempelung zu unterziehen, welche notwendig mit der 
Aufnahme eines Registervermerks Uber Serie und 
Nummer jedes Stücks und Uber die genauen Personalien 
des Eigentümers verbunden sein müßte.

Diese Arbeit könnte nur Personen auvertraut

werden, welchen die Handhabnng von Wertpapieren ge­
läufig ist und deren Ehrlichkeit und Zuverlässigkeit 
außer Zweifel steht, also geübten und erprobten Bank­
beamten. Ohne Uebertreibnng kann man aussprechen, 
daß alle Angestellten der öffentlichen und privaten 
Banken für Wochen hinaus von allen anderen Aufgaben 
freigemacht werden müßten, um dieser Arbeit obzuliegen, 
und daß auch dann Ueberstunden in erheblichem Umfang 
eingelegt werden müßten!

Die erforderlichen Kräfte in diesem Umfange zur 
Verfügung zu stellen, wäre u. E. nicht oder doch nur 
unter schwerer Schädigung mindestens gleichwertiger 
allgemeiner Interessen möglich. A b e r  s e l b s t  w e n n  
d i e s  an  g i n g e ,  b l i e b e  d i e  E r r e i c h u n g  d e s  
an  g e s t r e b t e n  Z w e c k e s  z w e i f e l h a f t .  Es 
würde ein F ä l s c h e r  U n w e s e n  von unerhörtem 
Umfange Platz greifen, sei es zur Herstellung von 
Legitimationen zum Zwecke der Eftekteneinlieferung, 
vor allem aber zur Falirizierung falscher Stempel für 
Effekten, die nicht zur Einlieferung gebracht werden. 
Da nicht abgestempelte Wertpapiere nach dem Ende der 
Abstempelungsfrist der Kraftlosigkeit verfallen sollen, so 
bedroht überdies das Vorhandensein von Falsifikaten den 
inländischen wie den internationalen Effektenverkehr mit 
einer derartigen Unsicherheit, daß die Umsetzbarkeit 
deutscher Wertpapiere darunter allerschwersten Schaden 
nehmen muß. Diejenigen Wertpapierbesitzer, welche 
sich der Stempelung und den damit verbundenen steuer­
lichen Folgen entziehen wollen, werden im übrigen Zeit 
haben, zu anderen Vermögensanlagen überzugehen; wie 
uns berichtet wird, bieten die Niederlassungen aus­
ländischer Banken in den besetzten Gebieten hierzu 
hilfreiche Hand, wie denn überhaupt das Bekanntwerden 
der Pläne des Reichsfinanzministeriums leider diesen 
Instituten zum Nachteile der deutschen Banken einen 
beträchtlichen Kundenzuwachs zugeführt hat. Soweit 
ausländische Wertpapiere in Betracht kommen, könnte 
die Nichtabstempelung ja  ohnehin nur m it der Rechts­
folge des Verbots der Kuponeinlösung bei inländischen 
Einlösungsstellen bedroht werden, und hiermit würde für 
die Steuerbehörde bei den gegenwärtigen ßesetzungs- 
uud Grenzbewachungsverhältnissen wenig gewonnen sein.

Wie uns zuverlässig berichtet wird, hat ferner das 
Bekanntwerden der Abstempelungspläne im neutralen 
Auslande bereits iu erheblichem Umfange zur Abstoßung 
des Besitzes an deutschen Rentenwerten geführt und die 
Neigung zum Erwerbe solcher Werte wesentlich ver­
mindert. Es würden mithin die Nachteile und Gefahren, 
auf welche w ir in unserer gegen den Antrag A u e r  und 
Genossen an die Nationalversammlung gerichteten E in­
gabe vom 12. Juli d. J. hingewiesen haben, zu einem 
nicht geringen Teile auch m it einer Verwirklichung des 
vorliegenden Planes verbunden sein.

Aus der Rede des Herrn Reichsministerpräsidenten 
vom 23. Juli d. J. haben w ir m it großer Befriedigung 
entnommen, daß die gegenwärtige Reichsregierung ge­
w illt ist, dem Urteil und den Gründen der Sachver­
ständigen die ihnen gebührende Beachtung zu Teil 
werden zu lassen. Diese Zusage läßt uns einen Erfolg 
unserer Vorstellungen im vorliegenden Falle umsomehr 
erhoffen, als in der Sache selbst die vom Reichsfinanz­
ministerium vertretenen Interessen denjenigen unseres 
Berufsstandes nicht zuwiderlaufen, sondern sich mit 
ihnen in vollständigem Einklang befinden.“
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Zur Reichsnotopfergesetzvorlage.

I.

Der C e n t r a l  v e r b a n d  d e s  D e u t s c h e n  
B a n k -  u n d  B a n k i e r g e s e t z e s  (E. V.) hat unter 
dem 14. August folgende Eingabe an die Nationalver­
sammlung gerichtet:

„Der Nationalversammlung ist der Entwurf eines 
Gesetzes über das R e i c h s n o t o p f e r  am 29. Juli 
d. J. übergeben worden. Nach weiteren in der offiziösen 
Presse erfolgten Mitteilungen beabsichtigt die Regierung 
die Vermögen in der Form zu belasten, daß neben den 
bereits den Kommissionen überwiesenen Steuern, der 
außerordentlichen Kriegsabgabe und der Abgabe vom 
Vermögenszuwachs sowie der Erbschaftssteuer, der 
Nationalversammlung noch ein 11 e i c h s e i n k o m m  en-  
s t e u e r g e s e t z  in  Anlehnung an den bereits im April 
vorgelegten, aber noch nicht verabschiedeten Entwurf 
einer speziellen Kapitalertragssteuer zugehen soll, bei 
der der Steuersatz der Kapitalertragssteuer um das 
dreifache gegenüber dem ursprünglichen Entwurf erhöht 
werden soll. u

Der Centralverband des Deutschen Bank- und Bankier­
gewerbes hat bereits in seiner Eingabe an die National­
versammlung vom'24. A pril 1919, betreffend die damalige 
Kapitalertragssteuer, darauf bingewiesen, daß es schweren 
Bedenken unterliege, einzelne Steuer Vorlagen, die bisher 
unerhörte und nur durch die furchtbare finanzielle Not­
lage des Reichs denkbar gewordene Eingriffe steuerlicher 
A rt in das Vermögen enthalten, ohne einen systematisch 
durchgearbeiteteu G e s a m t s t e u e r  p l a n  dem Parlament 
zur Beschlußfassung vorzulegen, da nur an der Hand eines 
solchen die Tragweite der einzelnen Steuern für die 
deutsche Volkswirtschaft übersehen werden kann. 
Bei der offenbar gewollten überstürzten Durchberatung 
sämtlicher wichtiger Steuervorlagen wird die Entscheidung 
Uber die einzelnen Vorlagen, ohne vorausgehende aus­
reichende materielle Durchprüfung ihrer gegenseitigen 
Abhängigkeit und ihrer Folgen, den Fährlichkeiten einer, 
der momentanen politischen Lage ausgesetzten, nicht sach­
lichen, sondern politischen Abstimmung überlassen sein.

In der Sache selbst glauben w ir uns angesichts der 
gebotenen Eile auf die Geltendmachung folgender 
schwerer grundsätzlicher Bedenken beschränken zu sollen:

D u r c h  de u I n h a l t  des U n t e r z e i c h n e t e n  
F r i e d e n s v e r t r a g e s  s i n d  d i e  d e u t s c h e n  
F i n a n z e n  i n  w e i t g e h e n d e m  M a ß e  d e r  
U e b e r w a c h u n g  u n d  B e e i n f l u s s u n g  d u r c h ,  
d i e  E n t e n t e  a u s  g e s e t z t .  W ir wissen noch nicht,| 
wie schwer die Lasten sein werden, die der deutschem 
Volkswirtschaft auferlegt werden sollen. W i r  w i s s e n ’ 
a b e r ,  d a ß  n a c h  s e h r  e r n s t e n  e n g l i s c h e n  
u n d  f r a n z ö s i s c h e n  M i t t e i l u n g e n ,  der  
O b e r s t e  R a t  d e r  A l l i i e r t e n  b e r e i t s  ü b e r  
M a ß n a h m e n  b e r ä t ,  d u r c h  d i e  d e r  E r t r a g  
d e s  R e i c h s n o t o p f e r s  r e s t l o s  d e n  A l l i ­
i e r t e n  z u g e f i l h r t  w e r d e n  k ö n n t e ,  u m  i h n  
a u f  d i e  S c h a d e n e r s a t z a n s p r ü c h e  der  E n - 
t e n t e  z u  v e r r e c h n e n .  D u r c h  I n a n s p r u c h ­
n a h m e  d e r  F r ü c h t e  d i e s e r  S t e u e r  s e i t e n s  
d e r  E n t e n t e  w ü r d e  a u c h  d e r  i n  § 5 2  d e s  
E n t w u r f e s  a u s g e s p r o c h e n e  Z w e c k  d e s  
G e s e t z e s ,  d i e M i t t e l  z u r  B e s e i t i g u n g o d e r  
d o c h  z u r  A b m i n d e r u n g  d e r  R e i c h s s c h u l d  
z u  b e s c h a f f e n , v ö l l i g  v e r e i t e l t .  Die Idee des 
Herrn Ministers der Reichsfinanzen, im Fall des Zugriffs der 
Entente das Reichsnotopfer als Steuer nicht in Kraft zu

setzen, scheint uns die bei dem Ernst der Angelegenheit 
erforderliche Vorsicht und Einsicht in erheblichem Um­
fang außer Acht zu lassen.

Durch den Gesetzentwurf w ird der deutschen Volks­
wirtschaft eine neue Belastung in Aussicht gestellt, die 
alles in den Schatten stellt, was bisher einer Gemein­
wirtschaft zugemutet worden ist. Insbesondere wird die 
Vorlage, wenn sie Gesetz worden sollte, unausweichlich 
die Kapitalbildung, deren Deutschland für seinen 
Wiederaufbau dringender als je bedarf, um ein An­
wachsen der Produktion zu ermöglichen, ja , um die 
volkswirtschaftliche Arbeit überhaupt in Gang zu halten, 
hindern, und damit dem Wiederaufstieg des Volkes 
schwere Hindernisse in den Weg legen. Wenngleich die 
Notlage des Reichs unzweifelhaft außerordentliche Opfer 
erfordert, so w ird doch das G e w i c h t  d i e s e r  L a s t  
d a d u r c h  e r h ö h t ,  d a ß  d e r  p r o d u k t i v e n  
W i r t s c h a f t  r u n d  d i e  H ä l f t e  d e r  b i s h e ­
r i g e n  B e t r i e b s v e r m ö g e n  e n t z o g e n  w e r ­
d e n  w i r d ,  s o w e i t  s o f o r t i g e  V o l l z a h l u n g  
e r f o l g t  o d e r  s o f e r n  be i  e i n e r  S i c h e r ­
h e i t s l e i s t u n g  f ü r  d i e  R e n t e  d i e  F e s t ­
l e g u n g  v o n  V e r m ö g e n  g e f o r d e r t  w i r d .

Die Begründung der Vorlage erklärt daher im 
Allgemeinen Teil, S. 17, verständlicher W eise: „ I  m 
ü b r i g e n  s i n d  d i e  A b g a b e s ä t z e  d a s  
A e u ß e r s t e ,  w a s  d e m  V e r m ö g e n  z u g e ­
m u t e t  w e r d e n  k a n  n.“ W i r  s i n d  d e r  
U e b e r z e u g u n g ,  d a ß  d i e  ä u ß e r s t e  z u ­
l ä s s i g e  G r e n z e  in den Tarif - Vorschriften des 
§ 22 bereits erheblich ü b e r s c h r i t t e n  ist.

W ir müssen ferner der Ansicht Ausdruck geben, daß 
die deutsche Volkswirtschaft durch den Aderlaß, den eine 
solche Vermögeuswegsteuerung bedeutet, weit über das 
Maß des Erträglichen hinaus geschwächt wird, und daß 
eine solche übermäßige Schwächung vermeidbar ist. W ir 
vermögen nur ein solches Steuersystem für frucht­
bringend für Staat und Volkswirtschaft anzusehen, in 
dem ein vernünftiges Maß von Vermögeusbesteuerung mit 
erträglicher Besteuerung des Einkommens unter Vor­
belastung des fundierten Einkommens gegenüber dem 
reinen Arbeitseinkommen dem Steuerpflichtigen zugemutet 
wird. A u c h  a l s  w e s e n t l i c h e r  T e i l  e i n e s  
s o l c h e n  S y s t e m s  w ü r d e  j e d o c h  d i e  V o r ­
l a g e  u m s e r e s  E r a c h t e n s  n i c h t  b e t r a c h ­
t e t w e r d e n k ö n n e n .

$ ’/ Ein weiteres grundsätzliches Bedenken gegen die 
" i Vorlage folgt aus der Tatsache, daß mit der beab­

sichtigten Kapitalwegsteuerung, wenn auch in erster 
 ̂Linie eine Besteuerung in Rentenform gewählt ist, zu 

^gleicher Zeit in demselben Ausmaß die Quelle der in 
• v Aussicht gestellten und gewiß durchaus notwendigen 

Reich seinkommensteuer auf das schwerste geschädigt 
i » wird. Von w e g g e s t e u e r t e m  K a p i t a l  k a n n  

n i c h t  noch e i n m a l  e i ne  E i n k o m m e n s t e u e r  
e r h o b e n  w e r d e n .  Die bisher immer noch un­
bekannte Reichseinkommensteuer ist aber unter allen 
Umständen diejenige Einnahme, welche in allererster 
Linie die laufenden Ausgaben des Reichs zu decken 
imstande sein könnte. Die grundsätz.lich vorgesehene 
Zahlung dos Reichsnotopfers in Form einer Rente macht 
aber für die ungeheure Mehrzahl der fä lle  diese »teuer, 
die sich scheinbar als Vermögenssteuer darstellt, zu einer 
zweiten Reichseinkommensteuer mit Zugrundelegung eines 
bestimmten, w illkürlich gewählten Stichtages als Kapita l­
grundlage für eine 30- bezw. 50 jährige Steuerrente, bei deren 
Zahlung es tausendfach Vorkommen wird, daß das Renten­
substrat, das Vermögen vom 31. Dozember 1919, schon 
lange vor 1949 nicht mehr vorhanden ist. Bei dei 
absoluten Unklarheit über die vor uns liegende (inan-



zielle Gesamtbelastung wäre die isolierte Behandlung 
des vorliegenden Entwurfes im höchsten Grade un­
zweckmäßig.

Im Einzelnen haben w ir zu dem Entwurf Folgendes 
zu bemerken:

1. B e s t e u e r u n g  d e s  B e t r i e b s v e r m ö ­
g e n s .  Die erste und dringendste Forderung, die unter 
volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten an jedes Vermögens­
besteuerungsprojekt gestellt werden muß, ist die der 
schonenden Behandlung der in gewerblichen Betrieben 
werbend arbeitenden Kapitalien, weil sie neben der 
Arbeitsleistung des Unternehmers, des Arbeiters und des 
Angestellten die Grundlage unseres wirtschaftlichen 
Wiederaufbaus, die Quelle der deutschen Steuerkraft für 
die Zukunft bilden.

Hinsichtlich der Gesellschaften ist diesem Gesichts­
punkt in gewissem Umfange Rechnung getragen, da 
laut § 17 von ihrem Vermögen der Betrag des Grund­
oder Stammkapitals in Abzug gebracht werden kann. 
E i n e  e n t s p r e e h e n d e B e s t i m m u n g  in u ß u .E . 
a u c h  f ü r  d i e  B e t r i e b s v e r m ö g e n  d e r  i n  
p r i v a t e r  H a n d  b e f i n d l i c h e n  U n t e r n e h ­
m u n g e n  g e t r o f f e n  w e r d e n .  Eine stärkere 
Belastung der Kapitalgruudlage der Betriebe physischer 
Personen muß deren Konkurrenzfähigkeit gegenüber 
den in Gesellschaftsform betriebenen Unternehmungen 
auf das schwerste schädigen, ja  ihre weitere 
Existenz in vielen Fällen unmöglich machen. Was 
insbesondere die Geschäftsbetriebe der Privatbankiers 
betrifft, so würde die im Entwurf vorgesehene Weg- 
steuerung größerer Teile ihres Betriebsvermögens ihnen 
nicht bloß die Aufrechterhaltung ihrer notwendigen Funk­
tion im allgemeinen Geld- und Zahlungsverkehr aufs 
äußerste erschweren, sondern zu einem völligen Zusammen­
bruch des deutschen Privatbankierstandes führen können, 
der, ganz abgesehen von den vernichtenden Folgen für 
die Inhaber dieser Betriebe und ihre Angestellten, unter 
allen Umständen die Kreditfähigkeit der deutschen Volks­
wirtschaft im Auslande ganz erheblich verringern würde. 
Da der für den Wiederaufbau der deutschen Volkswirtschaft 
erforderliche A u s l a n d s k r e d i t  in allem wesentlichen 
n u r  a u f  d e m  K r e d i t  d e u t s c h e r  F i r m e n  
a u f g e b a u t  w e r d e n  k a n n ,  würde eine Vernich­
tung dieses wichtigen deutschen Berufsstandes, wie er 
bei Inkrafttreten des vorliegenden Entwurfs befürchtet 
werden muß, die bedauerlichsten allgemeinen Folgen 
nach sich ziehen.

W ir halten daher eine M i l d e r u n g  d e r  B e ­
s t e u e r u n g  d e r  B e t r i e b s v e r m ö g e n  d e r  
E i n z e l k a u f l e u t e  u n d  d e r  H a n d e l s g e s e l l ­
s c h a f t e n  o h n e  j u r i s t i s c h e  P e r s ö n l i c h ­
k e i t  n a c h  d e r  R i c h t u n g  h i n  f ü r  e r f o r d e r ­
l i c h ,  d a ß  f ü r  s i e  d i e  B e s t e u e r u n g  n a c h  
e i n e m  g e g e n  d i e  i m E n t w u r f  v o r g e s e h e n e  
S k a l a  e r m ä ß i g t e n  S a t z  e r f o l g t ,  w e i l  b e i  
i h n e n  e i n e  A u s s c h e i d u n g  d e s  V e r m ö g e n s ,  
d a s  d e m  d e r  i m § 1 7  Abs. 1 N r. 1 v o u  d e r  
B e s t e u e r u n g  f r e i b l e i b e n d e n  G r u n d ­
o d e r  S t a m m k a p i t a l  d e r  i n  § 2 Abs. I N  r. 4 
g e n a n n t e n  G e s e l l s c h a f t e n  e n t s p r e c h e n  
w ü r d e ,  i m a l l g e m e i n e n  u n m ö g l i c h  i s t .  
Die Ausscheidung des bei der Gründung des Geschäftes 
vorhanden gewesenen Kapitals des Bankiers kann nicht 
in Frage kommen, da bei länger bestehenden Firmen 
die Ermittelung der Höhe dieses Anlagekapitals nicht 
mehr möglich sein wird. Die Verwendung dieses Ge­
sichtspunktes würde daher nicht für alle Privatbankiers 
gleichmäßig möglich sein.

W i r  b e a n t r a g e n  d a h e r :  d i e S ä t z e  
d e s  § 22 b e i  d e r  B e s t e u e r u n g  d e r  
B e t r i e b s v e r m ö g e n  d e r  E i n z e l f i r m e n  
s o w i e  d e r  H a n d e l s g e s e l l s c h a f t e n  
o h n e  j u r i s t i s c h e  P e r s ö n l i c h k e i t  u m 
' /3 h e r a b z u s e t z e n ,  h ö c h s t e n s  a b e r  
d e n  S a t z  d e s §  23 i n  A n w e n d u n g  zu 
b r i n g e n .

2. S i c h e r h e i t s l e i s t u n g  f ü r  d i e  g r u n d ­
s ä t z l i c h  v o r g e s e h e n e  R e n t e n z a h l u n g .  
Der Entwurf setzt im § 29 fest, daß die Vermögensab­
gabe, die selbstverständlicherweise nur in Ausnahmefällen 
voll in bar und sofort gezahlt werden kann, als Rente 
zu zahlen ist. Auch bei dieser Lösung der Zahlungsfrage 
werden der Reichsvermögensbank immerhin noch enorme 
Vermögensbestandteile zur Verwaltung zufließen, die 
fortan der produktiven Einzelwirtschaft nicht mehr zur 
Verfügung stehen werden. Nur in den Fällen, in denen 
der Veranlagungsbehörde der Eingang der geschuldeten 
Rente mit Rücksicht auf die Persönlichkeit oder den 
Vermögensstand der Abgabepflichtigen g e f ä h r d e t  er­
scheint, soll von i h r S i c h e r h e i t s b e s t e l l n n g  ver­
langt werden können. Es ist nicht zu verkennen, daß 
damit dem Urteil der Steuerbehörde Uber die Qualität 
der Zensiten eine nicht unbedenkliche Bedeutung einge­
räumt ist, die nur dann erträglich erscheint, wenn diese 
V o l l m a c  h j  i n  v o r s i c h t i g s t e r  F o r m  g e ■ 
ha n d h a b t  w i r d .  Die Ausführungsbestimmungen zum 
Gesetz werden nach dieser Richtung auszugestalten sein.

Auch die Sicherheitsleistung wird in nicht er­
heblich geringerem Maße als die Verkleinerung der 
Betriebsvermögen durch einmalige Zahlung der Abgabe 
regelmäßig sehr erhebliche Teile des Betriebsver­
mögens von Hanken und Bankiers soweit festlegen, daß 
von der für die Allgemeinheit höchst wichtigen Weiter- 
lUbiung dieser Geschäftsbetriebe im bisherigen Umfang 
nicht mehr die Rede sein könnte. Auf der anderen 
Seite würde die der Ba n k k u n d s c h a f t  auferlegte 
Sicherheitsstellung bei der mit ihr verbundenen Fest­
legung großer und wichtiger Betriebsvermögensteile die 
weitere Gewährung der im Gefüge des Kreditsystems 
unentbehrlichen o f f e n e n  K r e d i t e  u n m ö g l i c h  
machen, da solche nur gewährt werden können, solange K la r­
heit darüber besteht, daß solchen Krediten sehr große freie 
Vermögensmassen gegenüberstehen. Mag die Sicher­
heitsleistung in den fä llen, in denen es sich um Ver­
mögen reiner Rentner handelt, relativ unschädlich sein, 
sobald sie sich auf kaufmännisches Betriebsvermögen er­
streckt, w irk t sie genau so, als ob sofortige Zahlung und 
damit voller sofortiger Verlust des Steuerbetrages mit einem 
Mal gesetzlich verlangt wäre. Schließlich würden die er­
forderlichen Sicherheitsleistungen in vielen Fällen zu einer 
weiteren dinglichen Belastung, besonders des nicht land­
wirtschaftlich genutzten Grundvermögens führen, so daß 
d ! e E r 1 a n g u n g v o n R e a 1 k r  e d i t , insbesondere
für produktive Zwecke, weiter w e s e n t l i c h  e r ­
s c h w e r t  würde.

j n v/ucuAcuj uiL \ uii ticu wrganen
des Realkredits gegen die Vorlage erhoben werden, wollen 
w ir hier nicht erörtern, sondern verweisen auf die 
gleichzeitige Eingabe unseres Sonderausschusses für 
Hypothekenbankwesen.

bis au K.e,lcl h ®.v e r m i j ß e n s b a n k .  In den SS 36 
.. , .  Wm ,.,estlinrnt> daß eine Reichsanstalt mit eigner 
Rechtspersönlichkeit begründet werden soll, die diejenigen 
Ver,nogensbestände aufzunehmen haben wird, die dem 
Reich auf Grund des Entwurfs zufließeu, soweit die 
A >ga ie nicht in bar oder durch Hingabe unverzinslicher 
Schatzanweisungen (Schatzwechsel) entrichtet wird. Diese



Vermögensbank, deren Satzung und tatsächliche W irk ­
samkeit im Gesetz bedauerlicherweise nicht lestgelegt 
ist — sie soll erst nachträglich von der Reichsregierung 
mit Zustimmung des Staatenausschusses festgestellt 
werden — , wird im Falle der Gesetzwerdung des Ent­
wurfs bestimmt sein, einen riesigen Anteil an den in 
Deutschland vorhandenen Vermögensobjekten aufzu­
nehmen und zu verwalten. Daß es möglich wäre, diese 
Aufgabe ohne Schädigung mindestens dieses Teils, wenn 
nicht der gesamten deutschen Volkswirtschaft zu erfüllen, 
ist nach der Ueberzeugung aller Sachverständigen aus­
geschlossen. Es kommt hierzu, daß auf diesem Wege 
Organe des Reiches, deren besondere Eignung zu der­
artig riskanter Geschäfts- und Verwaltungstätigkeit be­
rechtigten Zweifeln begegnen muß, Sitz und Stimme in 
allen größeren industriellen und Handelsbetrieben erhalten 
würden. E s  k a n n  k e i n e  L e i t u n g  e i n e r
d e r a r t i g e n  A n s t a l t  g e b e n ,  d i e  s i c h  a u s ­
r e i c h e n d e  S a c h k u n d e  f ü r  d i e  V e r ­
w e r t u n g  s o l c h e r  M a s s e n  v e r s c h i e d e n ­
a r t i g s t e r  W e r t e  z u t r a u t e  und die imstande 
wäre, eine Organisation zu schaffen, die es ermöglichen 
würde, die ungeheure Masse der bei ihr zusammen- 
strömendeu privatwirtschaftlichen Werte für die Staats­
und Volkswirtschaft nutzbringend dauernd zu verwalten. 
Das Arbeiten einer solchen Reichsvermögensbank würde 
eine Bürokratisierung der deutschen Volkswirtschaft zur 
Folge haben, der gegenüber sich die Tätigkeit der 
Kriegsgesellschaften aller Art, das System der Kriegs­
wirtschaft mit allen seinen bereits während des Krieges 
schwer empfundenen, das wirtschaftliche Leben Deutsch­
lands in Fesseln schlagenden Folgen nur als ein schwacher 
Anfang staatlicher Bevormundung erweisen würde. Die 
Existenz eines solchen Organs würde in die Hände seiner 
Leiter eine so u n g l a u b l i c h e  m a t e r i e l l e  V e r ­
a n t w o r t u n g  legen, daß sie von einem seiner Ver­
antwortung bewußten Bankleiter nicht getragen werden 
könnte. Sie würde aber zugleich in die Hände dieser 
Personen m i t  d e r  m a t e r i e l l e n  V e r a n t ­
w o r t u n g  u n d  M a c h t  e i n e  d e r a r t i g e  
p o l i t i s c h e  M a c h t  geben, wie sie bisher nirgends 
vorhanden gewesen ist. Die Möglichkeit politischer Aus­
nutzung dieser Macht gibt zu den schwersten Bedenken 
Anlaß. i tr

4. Die Tendenz des Entwurfes über das Reichsnot­
opfer geht dahin, die Gesamtheit der kapitalbesitzenden 
Zensiten zur Deckung des Bedarfes des Reiches heranzu 
ziehen, um die bei der Notlage der Reichsfinanzen er­
forderlichen Erträge aus dieser Abgabe vom Vermögen zu 
ziehen. Im § 5 Nr. 6 wird aber festgestellt, daß „ d i e  
Ö f f e n t l i c h e n  o d e r  d e m  ö f f e n t l i c h e n  V e r ­
k e h r  d i e n e n d e n  S p a r k a s s e n  s o w i e  d i e  
v o n  K ö r p e r s c h a f t e n  d e s  ö f f e n t l i c h e n  
R e c h t e s  g e g r ü n d e t e n  u n d  g e l e i t e t e n  
g e m e i n n ü t z i g e n  K r e d i t a n s t a l t e n “ von der 
Abgabe des Reichsnotopfers freibleibeu sollen.

D i e s e  V o r s c h r i f t  widerspricht dem Grundge­
danken der Vorlage, denn sie s c h ä d i g t  d e n  E r ­
t r a g  d e r  S t e u e r  d u r c h  d i e  F r e i l a s s u n g  
v o n  v i e l e n  M i l l i a r d e n  d e u t s c h e n  V e r ­
m ö g e n s  v o m  R e i c h s n o t o p f e r  s c h w e r .  Der 
Hinweis auf die sozialen Ziele dieser Anstalten ist verfehlt, 
da feststeht, daß ein sehr erheblicher Teil der hier von 
der Steuer befreiten Kreditinstitute seit Jahren auf das 
deutlichste reine Erwerbstendenzen für sich selbst bzw. 
für die öffentlichrechtlichen Körperschaften, denen sie an­
gehören, gezeigt hat. Sie bedeutet aber ferner eine grund­
sätzliche und sachlich weittragende Bevorzugung dieser 
Institute, unter denen heute außer den Sparkassen auch

Stadtbanken, Girozentralen und Sparkassenverbände 
kommunaler und provinzieller Struktur zusammengefaßt 
sind.

Mindestens f ü r  d ie  S p a r k a s s e n  würden g e - 
s o n d e r t e  B e s t i m m u n g e n  v o r z u s e h e n  sei n,  
j e n a c h d e m ,  ob  s i e  t a t s ä c h l i c h  n u r  g e ­
m e i n n ü t z i g  w i r k e n  o d e r  ob  s i e  a l s  k o m ­
m u n a l e  E r w e r b s u n t e r n e h m u n g e n  a n z u ­
s e h e n  s i n d .

Da die Sparkassen ein eigenes, ausgewiesenes Grund­
kapital, das nach Maßgabe des Ausscheidens des Grund­
oder Stammkapitals bei den im § 2 Abs. 1 Ziffer 4 be- 
zeichneten Gesellschaften aus der Besteuerung nicht be­
sitzen, bedarf es für ihre Heranziehung einer Spezial­
bestimmung darüber, wie die Besteuerung ihres Ver­
mögens erfolgen soll. Für diejenige» im § 5 Ziffer 6 
sonst genannten Kreditanstalten, die ein dem Grund­
oder Stammkapital der im § 2 Abs. 1 und 4 bezeich- 
neten Gesellschaften entsprechendes Grund- oder Stamm­
kapital besitzen, würde die steuerliche Gleichstellung mit 
diesen Gesellschaften auszusprechen sein.

W i r  b e a n t r a g e n  d a h e r :
1. dem § 2 einen Absatz 4a hinzuzufiigen:

,,4a) d ie  ö f f e n t l i c h e n  o d e r  d e m  ö f f e n t ­
l i c h e n  V e r k e h r  d i e n e n d e n  S p a r ­
k a s s e n  s o w i e  d i e  v o n  K ö r p e r ­
s c h a f t e n  d e s  ö f f e n t l i c h e n  R e c h t s  
g e g r ü n d e t e n  u n d  g e l e i t e t e n  
K r e d i t a n s t a l t e n ,  e b e n s o  d i e  v o n  
s o l c h e n  K ö r p e r s c h a f t e n  g e g r ü n ­
d e t e n  u n d  g e l e i t e t e n  V e r s i c h e ­
r u n g s a n s t a l t e n . “

2. Dem § 5 Abs. 6 nach dem Wort „Kreditanstalten“ 
hinzuzufügen:

„ s o f e r n  s i c h  d i e s e l b e n  a u f  d i e  
P f l e g e  d e s  e i g e n t l i c h e n  S p a r ­
v e r k e h r s  b e s c h r ä n k e  n.“

3. dem § 17 Abs. 2 nach dem Worte „Kreditanstalten“ 
hinzuzufügen:

„ s o w i e  S p a r k a s s e n ,  s o w e i t  s i e  
n i c h t  n a c h  § 5  Z i f f e r  6 s t e u e r f r e i  
s i n d . “

5. V e r w e n d u n g  d e r  K r i e g s a n l e i h e ,  
d e r  S c h u l d b u c h f o r d e r u n g e n  u n d  S c h a t z -  
a n w e i s u n g e n  z u r  S t e u e r z a h l u n g ,  ln § 37 
des Entwurfs sind eingehende Bestimmungen darüber 
getroffen, unter welchen Bedingungen Schuldverschrei­
bungen, Schuldbuchforderungen und Schatzanweisungen 
der Kriegsanleihen des Deutschen Reichs an Zahlungs­
statt für die Leistung des Reichsnotopfers von der Steuer­
behörde angenommen werden sollen. In den von uns 
vertretenen Kreisen ist man der Ueberzeugung, daß die 
im vorliegenden Entwurf vorgesehenen Bestimmungen zu 
eng gehalten sind. Sie gestatten die Verwendung der 
Wertpapiere zur Zahlung des Reichsnotopfers im a ll­
gemeinen nur dann, wenn sich die Beurkundungen Uber 
die Zeichnungen noch heute im  B e s i t z  d e r  u r ­
s p r ü n g l i c h e n  Z e i c h n e r  befinden, dagegen im 
allgemeinen nicht in den Fällen, in denen solche erst 
n a c h t r ä g l i c h  d u r c h  T a u s c h  o d e r  K a u f  
e r w o r b e n  sind. Gewiß ist nicht zu verkennen, 
daß die Gleichstellung beider Gruppen Bedenken 
gegen sich hat, denn zweifellos würde, dabei der­
jenige, der Kriegsanleihe nachträglich, nach dem 
Juli 1918, zu Preisen gekauft hat, die erheblich 
unter den Emissionskursen lagen, einen unberechtigten 
Vorteil gegenüber denen haben, di i seinerzeit sofort zum



253

Emissionskurs gekauft haben, falls man auch ihm die 
Annahme der Stücke zwecks Steuerzahlung zu Pari oder 
zum Emissionskurs zugestehen würde. Es gibt aber auch 
nicht unerhebliche Gruppen von nachträglichen Käufern, 
die zur Zeit der hohen Kurse der I ., 3. und 5. A n l e i h e  
ü b e r  d e m  E m i s s i o n s k u r s  g e k a u f t  h a b e n ,  
weil sie damals Anlage suchten, während der Zeichnungsfrist 
aber aus irgendwelchen Gründen nicht hatten zeichnen 
können. Es wäre billig, solche Käufer bei der Verwendung 
der Kriegsanleihen zu Steuerzahlungen ebenso zu stellen 
wie die ursprünglichen Zeichner, da sie dem Reich sogar 
mehr gegeben haben als die Zeichner. Selbstverständlich 
würde im einzelnen Fall stets der Nachweis solcher 
Tatsache erbrächt werden müssen.

Durch den Entwurf werden ferner diejenigen Kreise 
geschädigt, die bereits bisher, um fällige Kriegssteuer­
zahlungen mit Kriegsanleihen leisten zu können, größere 
a u s  e i g n e r  Z e i c h n u n g  s t a m m e n d e S t ü c k e  
i n  k l e i n e  u m g e t a u s c h t  haben, bezw. kleine in 
größere, oder Kaufgeschäfte abgeschlossen haben, die nur 
diesem Zweck zu dienen bestimmt waren. Allen diesen 
ist die Einreichung eigener ursprünglicher Zeicbnungs- 
stücke unmöglich geworden. Möglich ist aber auch für sie 
der Nachweis, daß sie insgesamt an Kriegsanleihen einen 
Betrag gezeichnet haben, der Uber demjenigen liegt, für 
den sie Verwendung ihrer Stücke bei Steuerzahlungen 
begehren. Soweit dieser Tatbestand im einzelnen Fall 
erwiesen wird, halten w ir die Gleichstellung dieser 
Käufer bezw. derer, die in dieser Absicht getauscht 
haben, mit den ursprünglichen Zeichnern für gegeben

W i r  b e a n t r a g e n  d a h e r  f o l g e n d e n  Z u ­
s a t z  zu § 37 A b s. 2:

„ D e n  s e l b s t g e z e i c h n e t e n  S c h u l d ­
v e r s c h r e i b u n g e n ,  S c h u l d  b u c h f o r ­
d e r  u n g e n  u n d  S c h a t z a n w e i s u n g e n  
s t e h e n  s o l c h e  g l e i c h ,  w e i c h e  d e r  
A b g a b e p f l i c h t i g e  n a c h w e i s l i c h  i m 
A u s t a u s c h  g e g e n  s e l b s t g e z e i c h n e t e  
e r w o r b e n  h a t ,  s o w i e  s o l c h e ,  d i e  e r  
n a c h w e i s l i c h  zu  e i n e m  P r e i s e  g e ­
k a u f t  h a t ,  d e r  n i c h t  n i e d r i g e r  w a r  
a l s  d e r  Z e i c h n u n g s k u r s . “

Wenn w ir im Vorstehenden gezeigt haben, nach 
welchen Richtungen vom Standpunkte des Deutschen 
Bank- und Bankiergewerbes bereits jetzt, vor Bekannt­
werden des systematischen Reiormplanes der Regierung für 
einen Neuaufbau der Reichsfinanzen, Bedenken zu erheben 
sind, so b e h a l t e n  w i r  u n s  a u s d r ü c k l i c h  
v o r ,  w e i t e r e  Ge  s i c h t s p u n k t e  g e l t e n d  zu 
m a c h e n ,  d i e  n a c h  d e s s e n  B e k a n n t w e r d e n  
n o c h  i n  F r a g e  k o m m e n  k ö n n t e  n.“

II.

Die in der vorstehenden Eingabe in Bezug ge­
nommene Eingabe des S o n d e r a u s s c h u s s e s  f ü r  
H y p o t h e k e n b a n k w e s e n  beim C e n t r a l -  
v e r b a n d  d e s  D e u t s c h e n  B a n k -  u n d  
B a n k i e r g e w e r b e s  (E.V.) hat folgenden Wortlaut:

„ 3 u bem her fJtationnluetfammlung norgelegten ©ntrourf 
etue§ ©efefeeS über baS 9ieid)§notopfer geftatten roir un§ * 
ergebenft folgenbc Siebenten geltcnb 311 madjen:

®ie Söefttmmung be§ § 30 be§ ©ntrourfeS, bah bie 
00m ©runbbefih p  jai)Ieube Abgabe in $onn einer auf

ben ©runbbefih an erfter ©teile einptragenbett 9fente auf 
50 Saljre oerteilt roerben fann, gibt p  ben ernfleflen 23e= 
benfen Slulafe, mell baburdj ba§ bisher unerfchütterte gunba* 
ment unferer 25ol!3roirlfd)aft, ber ©runbfrebit, ln mtüber* 
feljbarer SBeife in SEitleibenfdjafr gepgen roirb. 2Bäi)renb 
bie ülbgabe uom ©runbnermögen (§ 6 ¿Jtff. 1) 0 h n e 2ln= 
roenbung ber Eientenform ben StealErebtt unberührt läßt, 
toetl ba§ 3ieid) tute bei bet £>eranäief)ung be§ mobilen 
23efitje§ l)infid)tlid) ber ©rfjebung unb ©idjerung nid)t 
beffer geftelit tfi, al§ ber prioate ©laubiger be§ 2lb= 
gabepflicljtigen, foEen bei ber Abgabe nom ©runb*
uermögen in  b e r 9f e n t e n f 0 r m fämtlidje Diealgläubiger 
bem Eleidje meinen, ö ic r it t  liegt eine ©ifjäötguttg Dev 
i>t)pothcfcngläubigcv, Die Dem ^fttuD bcjilp r mobiler 
ÜSevtc fclbft im Siottfuvfc Des «dptlbncvd «idjtsugcmntct 
UtivD. ®ie erteil tpijpotheleu mürben baburch über bie ihnen 
rneift gefetjlid) gesogene ©renje — 2trt. 73 ißreujj. 2lu§führmtg§= 
gefefc jum 23©23., 2lrt. 92 b. Slaper. 3iu§füf)rung3gefehe§ 
jum 33©$. unb ©efetse anberer S3unbe§flaaten foroie 
§ '11 £u)pothefen=23anf=©efch — EjtnouggcbvüdEt, bie ätoeiten 
unb britten £>ppotiieIen entfpredjenb metter in ihrer ©idjerijeit 
uerfd)Ied]tert roerben. ®a§ mürbe, abgefe^en non ber aEge» 
meinen ungünfiigen 23erocrtung hDPOt^eFarifdier Anlagen für 
ben Sdjulbner gut fjolge haben,

a) bah er bei 2lblauf ber I. .fppothe! in Sufunft ElücP 
Zahlungen auf biefe machen muff, roeldje bie 33er- 
fctilecijterung auSgleidjen,

b) bat er groeite unb meitere (Eintragungen nur unter 
febr fdjroeren Dpfent ober überhaupt nicht erhalten 
roirb.

SBütbe bie 2lbgabe auch beim ©runbnermögen gemäfs 
§ 29 geftunbet unb p  ihrer ©täferung nur ba§ am ©runbftüd 
norhanbene ©uthaben be§ ©d)ulbner§ (©runbnermögen) her* 
angepgen, bie ©idjerheit alfo an bereitefter ©teile eingetragen, 
fo mürbe bie für bie Sfifieng bc§ ©runbbefilpg roidjtigfte 
©runblage, nämlich bie Uuantaftbarfett feines SfealfrebtteS, 
aufrecht erhalten bleiben.

S)a ber beutfdjc ©runbfrebit audj bem 2luSlanbe 
gegenüber bisher als unantaftbar gegolten fpt, mürbe 
eine p  gegenteiliger Sluffaffung führenbe SOiahnahme 
gerabe jejjt non ben naditeiligfien SBirfungen fein.

3lbgefel)cn banon muh auf fJoIgenbeS Ijingeioiefen 
roerben:

l. 3 :nbem ber ©ntrourf ber Slbgabe.nom ©runbnermögen 
ba§ 33orred)i oor aEen bingliehen Saften einräumt 
unb mit bem ©runbfahe ber bi3fpr üblidtjen SBevt* 
ermittelung nad) bem ®rtrag§roert bricht, trifft er 
ben tänblichen tBefitg unb lanbroirtfchaftlid)en ©runb= 
frebit, gleidjuiel, ob e§ fid) um ©roh» ober $lein= 
grunbbefifc ^anbelt, in boppelter, gerabep ner* 
hängniSnoEer SBeife. 2Bie ber ©ntrourf felbft au§» 
führt, hat ber länblidje SSeft̂  — jeben Umfanges — 
im Kriege eine SBertfteigerung erfahren, bie in bem 
©rtragc feine 9ie<htfcrtigung finbet, bie oielmehr auf 
norübergehenbe, jum Seil rein perfönlidje ©rünbe gu= 
rüdjuführen ift. Steigerungen be§ 2Berte§ um
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100 % finb feine Seltenheit, ®iefer ©rfcheinmtg 
trägt ber Entwurf aud) mit ber Vorfdjrift, baff non 
bem 2Bert.e % unberüdfichtigt bleiben foll, nicht aus» 
reidjenb Dtedjnung. ®enn fd&on bie Steigerung 
um 50 % löfft ble Abgabe im aSer^ältniffe gu bem 
bisher üblichen ©rtragSwerte — oergt. gnjpothefen« 
batifgefeh § 12 — fo in bie §öhe fcfeneUen, bah bie 
barnach berechnete, ben gcppotfjefen oorgeljenbe Diente 
beS weniger belüfteten lanbroictfdiaftlidjen S8efî e§ 
bie £>ppot£)efen bei ber fid;cr eintretenben finfen- 
ben ^Bewegung ber SBerte int äuherften SJiahe 
gefährbet. ©in oor bem Kriege mit 1000 000 2JJ. 
nach bem Ertrage bewertetes Sanbgut fonnte bis 
2/3, alfo mit 666 000 3JL gefahrlos belaftet gelten. 
3nt Kriege mirb cS nicht feiten gu einem SBerte non 
2 SDiiüionen SJl. gefteigert fein, fo bah bie Abgabe nach 
einem SBerte oon 1500000 2)t. berechnet auf 1900002)?. 
gegen 54 000 2)1. nach bem ErtragSmert anwächft- 
®er bis bai)itt fidjererx >̂x;pott)eE non 666000 SJl. 
gelten alfo bei 3ugrunbelegung beS ErtragSroerteS 
54 000 2)?., bei bem fettigen — ficher nur oorüber» 
gehenben — VerfaufSwerte 190 000 2Ji. oor. gür 
ben su ermartenben SBiebereintritt normaler S3e* 
roertung tft alfo bie ficherfte ^ppothef in gang er» 
heblicher 2Beife gefchäbigt tnorben.

®iefer Unbilligfeit fanu fiel) ber ©runbbefiijer 
nicht mie ber Eigentümer mobiler Vierte burd; $?er» 
gäbe eines SteileS feines VefifceS gu bem geitigen 
hohen SSerte entgieE)en, ba, roie bie Vegrtinbung beS 
Entwurfes richtig auSführt, bie ^ergäbe eines ®eileS 
beS lanblicfjen VefifceS forootjl mangels uorhanbener 
Käufer als auch weil babrtrd; meift ber oerbleibenbe 
Dteft entfprechenb entwertet tnirb, nicht möglich tft.

2. ®ie gefilegung ber Vergtnfung auf 5% für 50 3:al)re 
fann bem ©runbbefih gegenüber, ber eine uiel ge» 
ringere ©igenrente abmirft, in feiner SBeife gerecht» 
fertigt roerbett, gumal mit einer fintenben Vemegung 
ber ©runbftiidSmerte gerechnet werben muh-

3. Qte höher bie Velaftung eines ©runbftüdeS ift, um fo 
geringer ift baS eigene ©utfjaben beS Eigentümers 
unb bemgemäh um fo geringer bie ben gujpothefen 
oorgnfehiebenbe Dt.entenbelaftung. 3e geringer bie 
Velaftung, um fo gröber baS Eigenfapital beS Ve» 
fijjerS unb bie ben .fbppotljefen oorgutragenbe Dienten« 
belaftung. SJtitfjin mirb burct) baS Dientenocrfahren 
bie bisher befte ,f)ppotl)e! beS beften ©runbbefitjerS 
fernerer getroffen, mie bie ^ppothef auf bem ©runb« 
befifc eines ^od)t>erfcl)ulbeten Eigentümers. ®iefe ttm« 
fehrung aller wirtfdjaftlichen Verkeilungen fann un­
möglich oont ©efetc geroollt werben.

4. ®te burcf) baS Dientenoerfahren bis an bie äufferfie 
©renge ber Dtealficherljeit E)tnau§gefcf)o5enen gweiteu 
unb ferneren ©intragungeu werben fowohl bet bem 
© l a u b i g e r  gur Abgabe hrrangegogen, als auch in 
ihrer Sicherheit burcl) bie Dientenpfltcht beS 
S ch u l b n e r S roefentlich oerfchlechtert. ®iefer Vor­
gang muh bie Steigung beS ©läubtgerS, feine ^>t)polfjef

auf bem ©runbftücf gu beiaffen, erfchüttern, gur ©in* 
giehung ber gotberung führen unb ben ©runbftüdS» 
eigentiimer ber 3wangSoerftetgerung ausliefern.

5. SBenn ber § 30 oorfieht, bah bie Abgabe nur für 
baS ©utijetben am ©runbftüde rentenmähig oor» 
eingetragen werben foU, fo mühte hierbei weiter 
gum AuSbrud fommen, bah bie Diente in feinem 
galle höher fein barf, als fie fein würbe, wenn baS 
©runbftücf baS ctngtge Vermögen beS Abgabepflidj» 
tigen märe. ®enn anberS würbe bei ber oorgefehenen 
Staffelung ber Abgabe bie Diente fid; entfprechenb 
bem gangen übrigen Vermögen ber Abgabepflichtigen 
erhöhen. ®iefe f^olge barf xxicfjt ©efej? roerben, ba 
fotift bie 5>i)pothefengläubiger gerabe folcfjer Vefijjer 
befonberS gefdjäbigt werben, bie aufjer bem beliehenen 
©runbbcfih noch etn erheblidjeS Vermögen befifjen. 
®ie Annahme beS Entwurfes, bah bie heraus 
befürdjtete Sdjäbigung ber £ppothefen nur in 
feltenen fällen in bie ©rfdfeiuung treten mürbe, 
trifft nicht gu.

SBir bitten beSljnlb, ben oorgetragenen Vebenfen in 
folgenbcn Abänbcrungen beS ©ntrourfeS Diechnuug gu tragen:

§ 18.
Vci ©runbftiiden, bie bauernb lanb» ober forftmlrtfdjaft' 

Itdjen ober gärtnerifdjen 3n>eden gu bienen befiimmt finb, 
etnfd)ltehlich ihre§ 3ubcl)örS, i f t  bem SB er t a u f  ah ber 
b a u e r n b e  © r t r a g S w e r t  g u g r u n b e  gu l egen .

Veräußert ber Abgabepflidjtige ein foldjeS ©vunbftiid 
oor bem 1. Januar 1930 unb ift ber VerfaufSpretS höher 
als ber bei ber Veranlagung ber Vermögensabgabe ange» 
nommene Steuerwert, fo ift ber Abgabepflidjttge für baS 
©runbftücf ncuguoeranlagen.

®er Dteuoeranlaguug ift als Viert beS ©tunbfiüdS ber 
VerfaufSpreiS abgügltd) ber nadj bem 31. ®cgember 1919 
gemachten befotiberen Aufmenbung gugrunbe gu legen, jebodj 
nicht über ben oollen Steuerwert hinaus.

§ 30.
Auf Antrag be§ Abgabepfltdjttgen ift für ben ®etl ber 

Abgabe, b e r be t e i n e r  S o n b e r o e r a n l a g u n g  
beS © r u n b o e r m ö g e n S  nad) Abgug ber ben ©runb» 
befih betreffenben biuglidjen Sdjulben unb Saften a u f 
b i e f e u entfällt, eine fünfgigjährige ®ilgungSrente als 
öffentlidje Saft in baS ©runbbitd) an b e r e i t e r  S t e l l e  
eingutragen (DfetdfSnotginS). Um ben Vetrag beS Diei<h§« 
uotginfeS mtnbert fid) ble in § 29 begetchnete Diente.

g iir bie Veredfnung unb bie ©ntridjtung ber fünfgtg« 
jährigen ®ilgungSrente finb bte VorfcEjrtftetx tm § 29 finn* 
gemäh angumenbeit.

®ie ©tntragung beS DietchSuotginfeS fowie Abänberungen 
unb Söfchuttgen erfolgen Foften», ftempel« unb gebührenfrei.

Abfah 4 faßt fort."



Zum Entwurf der Reichsabgabenordnung.

Der C e n t r a l v e r b a n d  d e s  D e u t s c h e n  
B a n k -  u n d  B a n k i e r g e w e r b e s  (E. V.) hat 
unter dem 14. August folgende Eingabe an die Ver­
fassunggebende Nationalversammlung gerichtet:

„Ehe der Unterzeichnete Verband zu dem obenge­
nannten Entwurf im einzelnen Stellung nimmt, glaubt 
er, bezugnehmend auf sein an den Herrn Präsidenten 
im selben Sinne gerichtetes Telegramm vom 12. August 
d. J., aufs ernsteste über das schwere Unrecht Klage 
fuhren zu müssen, welches er darin erblickt, daß diese 
grundlegende Kodifikation der allgemeinen Vorschriften 
des Reichssteuerrechts v o r  B e g i n n  d e r  B e r a t u n ­
gen  i n d e r N a t i o n a l v e r s a m m l u n g  der  0 Ö f f e n t ­
l i c h k e i t  n u r  i n  e i n e m  k u r z e n  P r e s s e ­
a u s z u g  b e k a n n t  g e g e b e n  w o r d e n  i s t .  
Den beteiligten Kreisen ist dadurch eine eingehende 
Prüfung des Inhalts der 451 Paragraphen des Entwurfs 
und eine sachliche Würdigung ihrer Tragweite unmöglich 
gemacht. Ob einem solchen Verfahren die bewußte Ab­
sicht möglichster Ausschaltung der öffentlichen K r it ik  zu 
Grunde liegt oder nicht, es muß in jedem Falle als 
u n d e m o k r a t i s c h  bezeichnet werden. Die parla­
mentarischen Erörterungen einer Vorlage, wie dieser, 
bfedürfen der Vorbereitung durch ausgiebige K r it ik  be­
rufener Kenner des Rechts, und der Verkehrspraxis. 
Verzichtet man auf deren Mitwirkung, so erhält man au 
Stelle einer vom wirklichen Volkswillen getragenen Neu­
ordnung des Reichssteuerrechts nichts besseres als ein in 
parlamentarischen Formen verabschiedetes Verwaltungs­
regulativ!

Angesichts der Kürze der Zeit sind w ir genötigt, 
uns auf folgende, den Gegenstand keineswegs erschöpf­
ende Darlegungen zu beschränken:

A. Die flir  unser Gewerbe einschneidenste Neuerung 
des Entwurfs ist die Durchbrechung des Steuer­
geheimnisses der Banken und Bankfirmen durch 
ihre Einbeziehung in die allgemeine Auskuuftspflicht 
gemäß § 177 ff. und durch Begründung der besonderen 
Anzeigepflicht nach § 189 der Vorlage.

W ir haben bereits am 17. Februar 1919 den M it­
gliedern der Nationalversammlung und dem Reichsfinanz­
ministerium eine eingehend begründete Eingabe über­
reicht, in der w ir unsere schweren Bedenken gegen die 
Beseitigung des Bankgeheimnisses geltend gemacht haben. 
Aus dem vorliegenden Entwurf sehen w ir zu unserem 
Bedauern, daß diese unsere Bedenken nicht nur un­
berücksichtigt geblieben, sondern, wie der Inhalt der 
Begründung zeigt, n i c h t  e i n m a l  n a c h  i h r e r  
s a c h l i c h e n  T r a g w e i t e  g e w ü r d i g t  w o r d e n  
s i n d .  Wie in der Presse —  vgl. z. B. Berliner Tage­
blatt vom 10. August d. J. —  bereits m it Recht hervor­
gehoben worden ist, haben diese Bedenken nicht ihren 
Hauptgrund in der den Banken durch die Auskunfts­
pflicht zugefllgten Belästigung, sondern in der durch 
eine Unzahl bereits je tzt gemachter Wahrnehmungen 
begründeten B e s o r g n i s ,  d a ß  K a p i t a l i e n ,  d i e  
b i s h e r  a l s  D e p o s i t e n  o d e r  W e r t p a p i e r ­
d e p o t s  b e i  B a n k e n  u n d  S p a r k a s s e n  
r u h t e n ,  k ü n f t i g h i n  d i e  a u s k u n f t s p f l i c h ­
t i g e n  I n s t i t u t e  f l i e h e n ,  u n d  d a m i t  n i c h t  
n u r  d e r  B e s t e u e r u n g ,  s o n d e r n  a u c h  d e r  
w e r b e n d e n  A r b e i t  i m  v o l k s w i r t s c h a f t ­
l i c h e n  L e b e n  e n t z o g e n  b l e i b e n  w e r d e n ,  
womit gleichzeitig eine schwere S c h ä d i g u n g  d e s  
b a r g e l d l o s e n  Z a h l u n g s v e r k e h r s  u n d  
e i n e  v e r m e h r t e  B e l a s t u n g  d e s  R e i c h s -  
b a n k s t a t t i ' s  verbunden sein wird. Diesen von uns 
befürchteten Folgen wird durch — an sich begrüßens­
werte — internationale Vereinbarungen zur Bekämpfung

der Steuerflucht nur unvollkommen, durch das vie l­
erörterte Projekt des Notenumtauschs aber, dessen Un- 
durchführbarkeit und Gefährlichkeit w ir anderen Orts 
nachgewiesen haben, .überhaupt nicht wirksam Einhalt 
getan werden können.

In dem m it Recht volkstümlichen Kampf gegen die 
Steuerflucht sollte sich die Nationalversammlung gleich­
wohl nicht der Pflicht entschlagen, die Brauchbarkeit 
des ihr vorgeschlagenen Mittels einer ernsten, sachlichen 
Prüfung im Sinne unserer vorerwähnten Eingabe vom 
17. Februar 1919 zu unterziehen.

Für g a n z  b e s o n d e r s  b e d e n k l i c h  erachtet 
es unser Verband, daß der Entwurf die Mitteilungs­
pflicht der Banken nicht auf eine Auskunftspflicht im 
Falle vorliegenden Verdachts der Steuerhinterziehung 
beschränken, sondern ihnen eine Pflicht zur Einreichung 
und fortlaufenden Ergänzung von K u n d e n v e r ­
z e i c h n i s s e n  bei dem örtlich zuständigen Finanzamt 
auferlegen w ill. Die Bearbeitung dieser Kundenver­
zeichnisse bei den Banken, ihre Verarbeitung bei den 
Finanzämtern w ird mit einem Uebermaß von Arbeits­
und Personalaufwand verbunden sein, so daß der er­
hoffte steuerliche Mehrertrag Gefahr läuft, sich h ier­
durch ganz oder doch teilweise wieder zu verflüchtigen. 
Durch die Vermehrung des Steuerpersonals w ird 
andererseits auch die G e f a h r  d e s  M i ß ­
b r a u c h s  d e r  s t e u e r l i c h e n  A u s k ü n f t e  
zu  a u ß e r s t e u e r l i c h e n  Z w e c k e n  erhöht. 
Die Furcht vor solchem Mißbrauch ist, wie w ir von 
unseren Mitgliedern im Reich wieder und wieder hören, 
trotz aller gegen die Verletzung des Amtsgeheimnisses 
der Steuerbeamten gerichteter Strafvorschriften im Publikum 
weit verbreitet, insbesondere in kleineren Städten und 
Gemeinden, wo sich m it Naturwendigkeit die ver­
schiedensten amtlichen oder ehrenamtlichen Funktionen 
in e i n e r  Person vereinigen und alle Verhältnisse leichter 
als in Großstädten übersehen werden können. Es be­
fürchten aus diesem Grunde insbesondere unsere Mitglieder 
in der Provinz von der Verpflichtung, dem örtlich zu­
ständigen Finanzamt Kundenlisten einreichen zu müssen, 
eine Abwanderung wesentlicher Teile ihrer Kundschaft. 
Auch außerhalb unseres Gewerbes besteht in urteils­
fähigen Kreisen die Besorgnis, daß der volkswirtschaft­
liche Schaden, den diese Bestimmungen anrichten werden, 
unvergleichlich größer sein w ird als die von ihnen 
erhofften steuerlichen Vorteile. Sofern die National­
versammlung sich nicht in der Lage sehen sollte, auf 
die Einbeziehung der Banken in die Auskunftspflicht 
gemäß § 177 des Entwurfs zu verzichten, bitten w ir 
zum mindesten eine Streichung des die Anzeigepflicht be­
treffenden § 189 aus den vorerwähnten Gründen in E r­
wägung ziehen zu wollen. Allermindestens muß gefordert 
werden, daß die Anzeige nicht gegenüber dem örtlich 
zuständigen Finanzamt, sondern gegenüber dem über­
geordneten Landesfinanzamt zu erfolgen hat, damit die 
Gefahr eines Mißbrauchs des durch die Anzeige ge­
wonnenen Materials durch lokale Indiskretionen wenigstens 
etwas gemindert wird.

B. Der übrige Inhalt des Entwurfs gibt uns im 
einzelnen zu folgenden Bemerkungen Veranlassung:

I. E i n l e i t e n d e  V o r s c h r i f t e n .

Z u  § 1.
Nach Abs. ß g ilt die Reichsabgabenordnung nicht, 

soweit in den einzelnen Steuergesetzen Abweichendes 
vorgeschrieben ist. Diese Ausnahme erscheint zu eng 
gefaßt. Es müssen auch abweichende Vorschriften anderer 
Gesetze berücksichtigt werden, wie z. B. diejenige des 
Gesetzentwurfs über Enteignungen und Entschädigungen, 
welche abweichend von §§ 191, 192 der Reichsabgabe-



Ordnung die Verwendung der Ergebnisse der Auskünfte 
oder Ermittelungen bei den Enteignungsbehörden zu 
steuerlichen Zwecken verbietet.

Z u § 5.
W ir haben grundsätzliche Bedenken gegen den hier 

gemachten Versuch, die unzulässige Steuerumgehung zu 
definieren und zu vereiteln, nicht zu erheben. Dabei 
fassen w ir den Abs. 2 der Vorschrift dahin auf, daß 
ein ,,Mißbrauch von Formen und Gestaltungsmöglich­
keiten des bürgerlichen Rechts“  im Sinne des Abs. 1 
n u r  bei gleichzeitigem Vorliegen der unter 1 bis 5 an­
geführten Voraussetzungen gegeben sein soll. Ohnedies 
besteht Grund zu der Befürchtung, daß die entscheiden­
den Gerichte bei rechtsgeschäftlichen Transaktionen ver- 
wickelterer A rt nicht immer iu der Lage sein werden, 
zu erkennen, ob durch die tatsächlich gewählte Rechts­
form „wirtschaftlich im wesentlichen derselbe Erfolg“ 
erzielt wird, wie durch die für steuerpflichtig erklärte 
und ob „etwaige Rechtsnachteile, die der gewählte Weg 
mit sich bringt, tatsächlich keine oder nur geringe Be­
deutung haben.“

II. B e h ö r d e n .
Z u  § 43.

W ir halten es nach gemachten Erfahrungen für 
wünschenswert, daß dem Reichsfinanzministerium nicht 
bloß die B e f u g n i s  erteilt wird, Fragen der Auslegung 
der Steuergesetze dem Reichsfinanzhof zur Begutachtung 
vorzulegen, sondern daß es beim Vorliegen eines be­
züglichen Antrages von berufenen Vertretungen der In ­
dustrie, des Handels und der Landwirtschaft hierzu 
v e r p f l i c h t e t  ist. Es muß diesen Vertretungen die 
Möglichkeit gegeben werden, Meinungsverschiedenheiten 
zwischen ihnen und der Reichsfinanzverwaltung Uber 
Fragen, die für die Gesamtheit der von ihnen ver­
tretenen Berufsgenossen von Erheblichkeit sind, beim 
Reichfinanzhof auch dann zum Austrag zu bringen, wenn 
das Reichsfinanzministerium sich nicht bewogen findet, 
seinerseits ein entsprechendes Ersuchen an den Reichs­
finanzhof zu richten, weil es an der Einbürgerung einer 
von ihm vertretenen rechtlich zweifelhaften Auffassung 
in der Praxis ein Interesse hat.

I I I .  B e s t e u e r u n g .
Z u  § 76.

W ir bitten hier oder an anderer Stelle —  ge­
gebenenfalls bei § 212 —  eine Bestimmung folgenden 
Inhalts einzufügen:

„ D i e  n a c h t r ä g l i c h e  E i n z i e h u n g  
v o n  R ei  c h s s t e u e r  n i s t  i n s o w e i t  u n ­
z u l ä s s i g ,  a l s  s i e  s i c h  a u f  e i n e  e r s t  
n a c h  E n t s t e h u n g  d e s  S t e u e r a n ­
s p r u c h s  e r g a n g e n e E n t s c h e i d u n g  des 
R e i c h s f  i n a n z h o f  s o d e r  d e s  R e i c h s -  
f i n a n z r a i n i s t e r s  g r ü n d e t ,  i n  w e l c h e r  
d i e  S t e u e r p f l i c h t  i m  G e g e n s a t z  zu 
f r ü h e r e n ,  e i n e n  g l e i c h e n  T a t b e s t a n d  b e ­
t r e f f e n d e n  E n t s c h e i d u n g e n  des R e i c h s ­
ge r i c h ts ,  des R e i c h s f i n a n z h o f s  o d e r  d e s  
R e i c h s f i n a n z m i n i s t e r s  b e j a h t  w i r d . “

W ir haben bereits wiederholt, insbesondere in einer 
Eingahe an den Preußischen Landtag vom 11. Juli 1914, 
darauf hingewiesen, in wie hohem Maße es der B illigke it 
widerspricht, wenn der Fiskus, soweit nicht Verjährung 
entgegensteht, die Nachversteuerung von Rechtsakten be­
ansprucht, deren Steuerfreiheit bei ihrer Tätigung auf 
Grund von früheren Entscheidungen des höchsten Gerichts 
oder der obersten Verwaltungsbehörde außer Zweifel war 
und deren SteuerpHicktigkeit erst durch eine nachträglich 
erwirkte höehstricbterliche Er tscheidung zur Feststellung 
gebracht worden ist. Eine das Maß des Erträglichen

übersteigende Härte liegt hierin namentlich deshalb, weil 
es sich bei den zur Nachversteuerung herangezogenen 
Rechtshandlungen in einer großen Anzahl von Fällen um 
solche handelt, welche bei Kenntnis der Steuerpfficht 
entweder überhaupt unterlassen oder nicht ohne vertrag­
liche Regelung der Steuerlast im Verhältnis der Betei­
ligten zueinander vorgenommen worden wären. Soweit 
die Nachbesteuerung häufig wiederkehrender Geschäfte 
in Frage steht, t r it t  hierzu als weitere schwere Unzu­
träglichkeit noch die Zumutung, daß die Beteiligten auf 
Jahre zurück zum Zwecke der Berechnung der Fehl­
steuer die Zahl der nachzuversteuernden Geschäfte fest­
stellen müssen, was immer nur mit einem unverhältuis- 
mäßigen Aufwand von Arbeit und Kosten möglich ist.

Es genügt u. E. nicht, daß nach § 108 das Reichs­
finanzministerium b e r e c h t i g t  ist, Steuern, deren Ein­
ziehung nach Lage der Sache unbillig wäre, zu erlassen; 
die Steuerbehörden haben von dieser Befugnis in Fällen 
der hier in Rede stehenden A rt bisher nur vereinzelt 
Gebrauch gemacht, in anderen Fällen dagegen trotz 
offenbaren Wechsels der oberstgerichtlichen Rechtsprechung 
auf der Nachentrichtung der Steuer bestanden. Der 
Gegenstand bedarf demnach dringend grundsätzlicher Re­
gelung im Sinne unseres obigen Vorschlags, namentlich 
angesichts der Möglichkeit der Herausbildung zahlreicher 
Abweichungen der Rechtsprechung des Reichsfinanzhofs 
von der bisherigen steuerrechtlichen Judikatur des Reichs­
gerichts.

Z u  § 92 in  V e r b i n d u n g  m i t " §  379.
Die in diesen Vorschriften vorgesehene zivil- und 

strafrechtliche H a f t u n g  d e s  G e s c h ä f t  s h e r r n  
f ü r  S t e u e r v e r f e h l u u g e u  s e i n e r  A n g e ­
s t e l l t e n  läßt sich nur in begrenztem Maße aufrecht­
erhalten, nachdem die der Nationalversammlung gleich­
falls unterbreitete Vorlage eines Gesetzes Uber die Be­
triebsräte weiten Kreisen der gewerblichen und landw irt­
schaftlichen Unternehmer die freie Entschließung Uber 
die Auswahl ihres Personals durch Gewährung des M i t -  
b e s t i m m u n g s r e c h t s  der Betriebsräte bei Anstel­
lungen und Entlassungen entzieht. Die vorerwähnten 
Paragraphen müssen im Falle der Annahme jener Vor­
lage daher u, E. durch einen Zusatz ergänzt werden, 
nach welchem sowohl die zivilrechtliche als die straf­
rechtliche Haftung des Geschäftsherrn iu Wegfall kommt, 
wenn er durch Einspruch des zuständigen Betriebsrats 
an der Entlassung des schuldigen Angestellten oder an 
der Einstellung brauchbarerer Arbeitskräfte gehindert 
worden war. W ir nehmen Bezug auf unsere unterm 
17. Juli d. J. dem Reichsministerium unterbreitete und 
auch den Mitgliedern der Nationalversammlung zur 
Kenntnis gebrachte Eingabe zum Betriebsratsgesetzentwarf.

Z u §§ 109, 113.
W ir geben der Erwartung Ausdruck, daß in den 

dem Reichsfiuanzministerium vorbehaltenen ergänzenden 
Vorschriften über L e i s t u n g  v o n  S t e u e r ­
s i c h e r h e i t e n  d u r c h  B ü r g s c h a f t  oder Bürg­
schaftswechsel zahlungsfähiger Personen alle zahlungs­
fähigen Banken und Privatbankfirmen zur Bürgschafts­
leistung generell zugelassen werden.

Z u § 165 in  V e r b i n d u n g  m i t  §§ 368, 378.
W ir erheben gegen den § 165 trotz der großen 

Verantwortung, die er den Banken und Bankfirmen auch 
weiterhin aufbürdet, im Interesse wirksamer Bekämpfung 
von Steuerschiebungeu mit Hilfe von Konten auf falsche 
oder erdichtete Namen keine Einwendung. Die Regelung 
des Abs. 3 für den Fall der Entdeckung des Sachverhalts 
scheint uns trotz der in der Begründung S. 98 geäußerten 
Zweifel angemessener als die Belastung der Bank mit 
einer Denunziationspflicht gegenüber dem Finanzamt.



Dem betreffenden Kunden, der bei Angabe des unrich­
tigen Namens nicht immer zum Zwecke der Steuer­
hinterziehung gebandelt zu haben braucht, sondern mög­
licherweise dabei ausschließlich Beweggründe geschäft­
licher oder familiärer A rt gehabt hat, w ird durch den 
vorgeschlagenen Abs. 3 der Weg der straffreien Selbst­
anzeige gemäß § 371 des Entwurfes eröffnet.

Ergeht gegen den Kunden ein S t r a f u r t e i l  wegen 
Zuwiderhandlung gegen § 165 Abs. 1, so kann darin 
nach § 368 Abs. 2, auf E i n z i e h u n g  der Vermögens­
werte erkannt werden, auf die sich die Steuerhinter­
ziehung bezieht. § 378 läßt in diesem Falle die Hechte 
dritter Personen an den eingezogenen Werten grund­
sätzlich e r l ö s c h e n ,  etwaige Pfand- oder Zurückbehal­
tüngsrechte „ d e r  B a n  k “  sollen jedoch unberührt bleiben.

Die letztere Ausnahme ist von unserem Standpunkte 
aus d a n k e n s w e r t ,  s i e  i s t  j e d o c h  zu  e n g  
gefaßt, da sie nur das Pfand- oder Zurückbehaltungsrecht 
der unmittelbaren Verwahrerin schützt, dagegen nicht 
dasjenige einer zweiten Bank, an welche die unmittelbar 
beteiligte Bank das der Einziehung verfallene Depot 
berechtigterweise weiterverpfändet hatte. Der Börsen-, 
bankier, der im Aufträge eines Provinzbankiers W ert­
papiere eingekauft und in Depot genommen bat, könnte 
bei dieser Fassung seines Pfandrechts an den Papieren 
verlustig gehen, sofern dem Provinzbankier von dessen 
Kommittenten der Auftrag unter falschem Namen erteilt 
worden war! Hinzuzufügen wäre hiernach mindestens 
ein Zusatz folgenden Inhalts :

„Unberührt bleiben nicht minder Pfand- oder Zu­
rückbehaltüngsrechte, die ein D ritte r von der Bank, 
dem Kaufmann oder dem Treuhänder herleitet.“

Es erscheint indessen überhaupt unbillig und in den 
Konsequenzen für den Bank- und den allgemeinen Verkehr 
unübersehbar, daß Hechte D ritter an dem verfallenen 
Gegenstand auch dann erlöschen sollen, wenn der Dritte 
von dem Steuerdelikt keine Kenntnis hatte, sondern den 
Hinterleger selbst für denjenigen hielt, als den er sich 
der Bank gegenüber ausgegeben hat, Es sollte daher 
im § 378 Abs. 2 — und wohl auch im Abs. 1 — heißen: 

„Hechte dritter Personen erlöschen, sofern ihnen 
der die Verurteilung begründende Sachverhalt 
beim Erwerbe des Hechts bekaunt war.“

Zu §§ 175 Abs. 2, 177, 185, 209.
Sofern unseren grundsätzlichen Bedenken gegen die 

Auskunftspflicht der Banken und Bankfirmen (oben 
unter A) nicht Hechnung getragen werden sollte, müßte 
zur Abwendung gesamtwirtschaftlicher Schädigungen und 
schwerer Störungen des Bankverkehrs mindestens daran 
festgehalten werden, daß die Auskunftseinziehung bei 
Banken nicht als alltägliche Steuerermittelungs- und 
Kontrollmaßnahme angewandt werden darf, sondern nur 
als ein durch besondere Verhältnisse bedingter a u ß e r ­
g e w ö h n l i c h e r  E i n g r i f f .  Hinsichtlich der E in­
sichtnahme in v e r s c h l o s s e n e  D e p o t s  ist der 
Außergewöhnlichkeit des Eingriffs bis zu einem gewissen 
Grade dadurch Hechnung getragen, daß das Finanzamt 
ein solches Verlangen n u r  m i t  G e n e h m i g u n g  
d e s  L a n d e s f i n a n z a m t s  zu stellen berechtigt ist 
(§ 185- nur bedarf es hier ebenfalls des im § 184 bei 
anderem Anlaß bereits vorgesehenen Zusatzes, daß die Ge­
nehmigung f ü r d e n e i n z e l n e n P a l l e i n z u h o l e n  
u n d  z u  e r t e i l e n  i s t ,  denn ohne einen solchen Zusatz 
ist diese Kautel ohne rechten Wert). In  gleicherweise müßte 
jedoch — durch einen neuen Absatz zu § 177 J e de 
A u s k u n f t s e i n z i e h u n g  b e i  B a n k e n  von der 
für den besonderen Fall erteilten Genehmigung des 
Laudosflnanzamts abhängig gemacht werden. Line solche 
Sicherung gegen unnötige Inanspruchnahme zu Steuer- 
auskunftszwecken könnte auch vom Standpunkte des 
Entwurfs aus den Bankbetrieben unbedenklich zuge­

standen werden, da § 209 selbst davon ausgeht, daß 
Steuerauskünfte von dritten Personen nur zu erfordern 
sind, „wenn die Verhandlungen m it dem Steuerpflichtigen 
nicht zum Ziele führen oder keinen Erfolg versprechen“ , 
und da vom steuerlichen Standpunkte aus die Auskunfts­
pflicht ihren Hauptzweck schon dadurch erreicht, daß 
der Steuerpflichtige sich angesichts der Möglichkeit der 
Auskunftseinholung zu wahrheitsgemäßen Angaben Uber 
seine für die Steuerpflicbt wesentlichen Verhältnisse ver­
anlaßt sieht.

Zu § 189.
W ir haben unter A bereits bemerkt, daß und warum 

die Einreichung des Kundenverzeichnisses, wenn entgegen 
unseren dringenden Vorstellungen an diesem Erfordern 
festgebalten werden sollte, nicht bei den örtlichen Finanz­
ämtern, sondern bei dem Landesfinanzamt bewirkt werden 
müßte. Bei der großen und verantwortungsvollen Mehr­
arbeit, die den Banken durch die Aufstellung des Kunden­
verzeichnisses, wie überhaupt durch die Vorschriften der 
Beichsabgabenordnung, im steuerlichen Interesse erwächst, 
wäre es u. E. zum mindestens b illig , ihnen für ihre be­
züglichen Bemühungen und Auslagen eine a n g e m e s s e n e  
E n t s c h ä d i g u n g  nach näherer Bestimmung des 
lieichsfinanzministers zu gewähren.

Den Ausführungen der Begründung, S. 101, daß 
S p a r k a s s e n  vor den Banken hinsichtlich der Aus- 
kunfts- und Anzeigepflicht keinesfalls eine Ausnahme­
stellung beanspruchen dürfen, stimmen w ir zu. Für eine 
ausdrückliche Feststellung, daß unter „Banken“  auch 
die im Inlande einschließlich der besetzten Gebiete be­
stehenden N i e d e r l a s s u n g e n  a u s l ä n d i s c h e r  
B a n k e n  zu verstehen sind, wären w ir, da in dieser 
ltichtung — u. E. nicht begründete —  Zweifel zu Tage 
getreten sind (vgl. Frankf. Ztg. Nr. 589 vom 11. August 
d. J.), dankbar.

Zu § 212.
W ir verweisen auf das oben bei § 76 Ausgeführte.

IV . S t r a f r e c h t  u n d  S t r a f v e r f a h r e n .
Vom unmittelbaren Standpunkt unseres Gewerbes 

aus finden w ir bei Durchsicht der Bestimuungen dieses 
Abschnittes zu Bemerkungen keine Veranlassung; gleich­
wohl hätten w ir im Einklang m it unseren im Eingänge 
dieser Eingabe gemachten Ausführungen, gewünscht, daß 
der berufenen juristischen K ritik  Gelegenheit gegeben 
worden wäre, die vielfachen neuen Deliktstatbestände und 
Verfahrensvorschriften unter allgemeinen Gesichtspunkten 
auf ihre praktische Brauchbarkeit nachzuprüfen.

Zu § 379 verweisen w ir auf das bei § 92 von 
uns Gesagte.“

Zur Umsatzsteuergesetzesvorlage.

Der C e n t r a l  v e r b a n d  d e s  D e u t s c h e n  
B a n k -  u n d  B a n k i e r g e w e r b e s  (E. V.) hat 
unter dem 9. August folgende Eingabe an die Ver­
fassunggebende Nationalversammlung gerichtet:

„Zu dem der Nationalversammlung als Drucksache 
Nr. 676 vorgelegten Entwurf eines Umsatzsteuergesetzes 
erlaubt der Unterzeichnete Verband sich folgendes ehr- 
erbietigst zu bemerken:

Wenngleich in der Begründung zum Umsatzsteuer­
gesetz vom 26. Juli 1918 betont war, daß das B a n k -  
u n d  K r e d i t g e w e r b e  bereits durch die verschie­
denen Stempelsteuern des Beichsstempelgesetzes getroffen 
und daher von der Umsatzsteuer befreit bleiben müsse, 
hat die Verwaltungspraxis die BefreiungsVorschrift des 
§ 2 Ziff. 2, ihrem buchstäblichen W ortlaut folgend, eng 
ausgelegt und angenommen, daß der Bankier für be­
stimmte nicht oder doch nicht unzweifelhaft unter diesen
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Wortlaut fallende Leistungen wie z. B. Verwahrung, Aus­
losungskontrolle oder Inkasso der Umsatzsteuer unter­
worfen sei.

W ir beabsichtigen unter den gegenwärtigen Zeit­
verhältnissen nicht, die Bedenken, welche w ir gegen 
diese der ursprünglichen gesetzgeberischen Absicht und 
den Gesichtspunkten der B illigke it widersprechende Ein­
beziehung eines Teils der bankgewerblichen Leistungen 
in die allgemeine Umsatzsteuer der Reichsfinanzverwaltung 
gegenüber bei früherer Gelegenheit geltend gemacht 
haben, gegenüber der der Nationalversammlung zur Be­
schlußfassung vorliegenden Neufassung des Gesetzes zu 
wiederholen. Im  e i n z e l n e n  glauben w ir jedoch 
gegenüber der jetzigen Vorlage folgende Vorstellungen 
erheben zu müssen, bei denen w ir uns weniger von Ge­
sichtspunkten des Interesses der Abgabepflichtigen, als 
vielmehr von Erwägungen steuerlicher Zweckmäßigkeit 
leiten lassen:

1. Der § 30 Abs.  1 Z i f f .  3 des Entwurfes unter­
w irft der e r h ö h t e n  Umsatzsteuer von 10 ,v. Hundert 
des Entgelts unter anderem die A u f b e w a h r u n g  
v o n  G e l d ,  W e r t p a p i e r e n  u n d  K o s t b a r ­
k e i t e n .  Laut § 33 Abs. 2 fä llt die Entgegennahme 
geschlossener Depots oder die Vermietung von Schließ­
fächern durch Banken, Sparkassen und ähnliche Geld­
institute auch dann unter diese erhöhte Steuerpflicht nach 
§ 30 Abs. 1 Nr. 3, wenn nicht feststeht, ob es sich um 
die Aufbewahrung der daselbst genannten Gegenstände 
handelt.

Die Begründung bemerkt zu § 30 Abs. 1 Nr. 3 nur 
kurz, daß die erhöhte Umsatzsteuer für die Aufbewahrung 
von Geld, Wertpapieren etc. besonders die kapitalkräftigen 
Kreise treffe und unter dem Gesichtspunkte der Aufwands­
besteuerung durchaus gerechtfertigt sei.

Der Entwurf scheint bei dieser Begründung zu über­
sehen oder übersehen zu wollen, daß es n i c h t  a u s ­
s c h l i e ß l i c h  o d e r  a u c h  n u r  v o r w i e g e n d  
d i e k a p i t a l k r ä f t i g e n K r e i s e d e r B e v ö I k e -  
r u n g sind, welche ihren Wertpapier besitz in bankmäßige 
Verwahrung geben, sondern daß, insbesondere wenn man 
an die kleinsten Abschnitte der Kriegsanleihen und anderer 
öffentlicher Anleihen denkt, nicht bloß die breitesten 
Schichten des Mittelstandes, sondern auch beträchtliche 
Kreise der arbeitenden Bevölkerung als Wertpapierhinter- 
leger bei Banken und bankähnlichen Instituten in Betracht 
kommen. Hiervon abgesehen erscheint die Berechnung 
der erhöhten Steuer auf diese Verwabrungsgebühren auch 
s t e u e r p o 1 i t i s c h a ls  e in  s c h w e r  e r  F e h l ­
g r i f f .  Die Finanzverwaltung hat auf der einen Seite ein 
Interesse daran, daß die vermögensbesitzenden Kreise ihre 
Werte der Verwahrung bei Banken und bankähnlichen In ­
stituten anvertrauen, weil sie mit H ilfe zu diesem Zwecke 
in der Keichsabgabenordnung vorgesehener besonderer Be­
stimmungen eine genauere Kontrolle des steuerpflichtigen 
Vermögens zu erlangen erhofft. W ir haben anderen Ortes 
bereits die Befürchtung zum Ausdruck gebracht, daß durch 
derartige gesetzliche Eingriffe in das Berufsgeheimnis der 
Banken nicht so sehr die Steuerkontrolle erleichtert, als viel­
mehr die Baukenflucht und damit auch die Steuerflucht er­
heblicher Kapitalbestände befördert werden wird. Dieser zu 
besorgenden Entwickelung sollte u.E. die Finanz Verwaltung 
und Gesetzgebung von ihrem Standpunkte aus entgegentreten, 
mdem sie den Banken die Erhaltung ihrer bisherigen 
und die Gewinnung neuer Kunden erleichtert, statt, wie 
es die vorliegende Vorschrift tut, durch Verteuerung der 
bankmäßigen Verwahrung von Wertpapieren bei nicht 
geringen Kreisen der Bevölkerung die Bedenken gegen 
eine Verwahrung im eigenen Hause oder gegen eine 
Verbringung ins Ausland noch mehr abzuschwächen. 
Vom Standpunkte des Bankgewerbes aus stellt sich ein 
solcher Zustand als eine Häufung geschäftlicher Nach­

teile, vom steuerpolitischen Standpunkte aus indessen als 
ein derartiger Mangel an Folgerichtigkeit dar, daß w ir 
bestimmt erwarten zu dürfen glauben, daß die National­
versammlung v o n  d i e s e r  S t e u e r  e r h ö h u n g  
A b s t a n d  n e h m e n  wird, letzteres umsomehr, als 
mit der verminderten Inanspruchnahme der bankmäßigen 
Verwahrung zweifellos a u c h  d e r  E r t r a g  d e r  
S t e u e r  e i n e n  w e s e n t l i c h e n  R ü c k g a n g  
e r l e i d e n  m uß .

Besonderer Berücksichtigung scheint uns des ferneren 
auch der Fall zu bedürfen, daß Effekten oder sonstige 
Wertgegenstände v o n  e i n e r  B a n k  o d e r  B a n k ­
f i r m a  f ü r  e i n e  a n d e r e  g l e i c h a r t i g e  
F i r m a  in Verwahrung genommen werden. In der 
Praxis ist es nicht selten, daß kleinere Bankfirmen, denen 
entsprechende Tresoranlagen nicht zur Verfügung stehen, 
Depots ihrer Kunden bei größeren Banken oder Bank­
häusern hinterlegen. Es erscheint vom Standpunkte dieser 
kleineren Firmen aus nicht b illig  und auch den Grund­
gedanken des Gesetzentwurfes (vgl. z. B. § 7) nicht ent­
sprechend, hier ein und denselben „Umsatz“  einer zwie­
fachen Besteuerung zu unterwerfen.

W ir bitten die Nationalversammlung demzufolge, bei 
§ 30 eine Z u s a t z b e s t i m m u n g  folgenden Inhalts 
aufzunehmen:

„D ie Steuer für die Aufbewahrung von Geld, 
Wertpapieren und Wertsachen kommt in Wegfall, 
wenn sowohl der Hinterleger als auch der Ver­
wahrer zu denjenigen Personen gehören, welche 
gewerbsmäßig Bank- und Bankiergeschäfte be­
treiben.“

Zum mindesten müßte in diesem besonderen Falle, 
wenn allgemein für die Verwahrung dieser Gegenstände 
an einem erhöhten Steuersatz festgehalten werden sollte, 
auf den gewöhnlichen oder auf einen ermäßigten Steuer­
satz herabgegangen werden.

2. Wie bereits in einer Eingabe des Allgemeinen 
Verbandes deutscher Erwerbs- und Wirtschuftsgenossen­
schaften an den Herrn Ileichsminister der Finanzen vom 
5. August dieses Jahres zutreffend hervorgehoben worden 
ist, machen bei Banken und bankähnlichen Instituten die 
für steuerpflichtige Geschäfte hereingenommenen Ent­
gelte nur einen geringen Te il ihrer Gesamtumsätze aus. 
Für eine große Anzahl von Firmen, insbesondere solche 
bei denen eine entgeltliche Depotverwahrung oder Safes- 
vermietuug nicht oder nicht in erheblichem Umfange in 
Frage kommt, werden die jährlichen Steuerbeträge selbst 
bei Anwendung der erhöhten Sätze des vorliegenden 
Entwurfs im Jahre nur wenige Mark betragen. We g e n  
d i e s e r  g e r i n g f ü g i g e n  S t e u e r  b e t r ü g e  
w ü r d e ,  w i e  i n  d e r  g e d a c h t e n  E i n g a b e  
z u t r e f f e n d  a u s g e f ü h r t  i s t ,  e i n e  g r o ß e  
A n z a h l  k l e i n e r e r  F i r m e n  u n d  I n s t i t u t e  
m i t  d e r  a u s  d e r  A n m e l d e p f l i c h t  s i c h  
e r g e b e n d e n  u m f a s s e n d e n  S c h r e i b -  u n d  
F e s t s t e l l  a n g s a r b e i t  b e l a s t e t  w e r d e n .  
Diese Belastung auf Seiten der steuerpflichtigen Firmen 
entspricht eine nicht minder erhebliche und unnütze Be­
lastung auf Seiten der Umsatzsteuerämter und sonstiger 
Kontrollbehörden. Im Interesse der Vereinfachung des 
Geschäftsbetriebes und der Ersparung unproduktiver 
Arbeit schließen w ir uns dem Anträge des genannten 
Verbandes an, indem w ir bitten, dem § 2 Ziff. 11 des 
Gesetzentwurfs die folgende Bestimmung hinzuzufügen: 

„Bei Unternehmungen, welche überwiegend steuer­
freie Umsätze vornehmen, entfällt auch die Steuer 
für steuerpflichtige Umsätze, sofern die Gesamtheit 
der steuerpflichtigen Entgelte 3000,—  M. nicht 
übersteigt.“


